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Beginn: 10:04 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich eröffne die 78. Sitzung des Land-
tags von Nordrhein-Westfalen und bitte Sie, sich 
von Ihren Plätzen zu erheben. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich habe Ih-
nen die traurige Mitteilung zu machen, dass ges-
tern Nachmittag unser geschätzter Kollege Wolf-
gang Aßbrock nach kurzer schwerer Krankheit 
im Alter von nur 55 Jahren verstorben ist.  

Traurig und bewegt müssen wir Abschied nehmen 
von einem lieben Menschen, von dessen Krebs-
leiden wir zwar wussten, dessen plötzlicher Tod 
uns aber doch völlig überrascht und umso mehr 
erschüttert hat.  

Wolfgang Aßbrock wurde in seinem Herforder 
Wahlkreis 2005 direkt in den Landtag Nordrhein-
Westfalen gewählt.  

Die parlamentarische Arbeit des erfahrenen Kom-
munalpolitikers war geprägt von großem Enga-
gement und beeindruckender Sachkenntnis, die 
er im Ausschuss für Kommunalpolitik und Verwal-
tungsstrukturreform sowie im Ausschuss für Bau-
en und Verkehr einbrachte.  

Sein Herz hing aber auch an der Politik in seiner ost-
westfälischen Heimat. So gehörte er fast 30 Jahre 
dem Rat seiner Heimatstadt Enger an. Zudem war er 
Mitglied des Regionalrates Ostwestfalen-Lippe, zu-
letzt als dessen Vorsitzender. Ebenso engagierte sich 
Wolfgang Aßbrock über viele Jahre in der Land-
schaftsversammlung Westfalen-Lippe. Darüber hin-
aus war er Mitglied im Kreistag des Kreises Herford 
seit 2004.  

Wer mit Wolfgang Aßbrock, einem Mann der eher 
leisen Töne, in Kontakt kam, der spürte schnell, 
mit welch großer Energie und Verbindlichkeit er 
seine politischen Ziele verfolgte. Gleichwohl war 
es seine Warmherzigkeit, mit der er so sehr über-
zeugen konnte. Das machte den Christdemokra-
ten über die Fraktionsgrenzen hinweg beliebt.  

Wir alle verlieren einen geschätzten Kollegen, a-
ber viele auch einen guten Freund. 

Der Landtag Nordrhein-Westfalen wird Wolfgang 
Aßbrock ein ehrendes Gedenken bewahren. Un-
ser tiefes Mitgefühl gilt seiner Ehefrau und seinen 
beiden Kindern.  

Ich danke Ihnen, dass Sie sich zu Ehren des Ver-
storbenen von Ihren Plätzen erhoben haben. 

Meine Damen und Herren! Zur heutigen Sitzung 
heiße ich Sie herzlich willkommen. Mein Gruß gilt 

auch den Gästen auf der Zuschauertribüne sowie 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich 13 Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Ta-
gesordnung teile ich Ihnen mit, dass die Fraktio-
nen von CDU und FDP beantragt haben, die Ta-
gesordnung der heutigen Sitzung gemäß § 19 
Abs. 2 der Geschäftsordnung zu ergänzen. Als 
neuer Tagesordnungspunkt 3 soll heute die dritte 
Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
in Drucksache 14/4973 „Gesetz zur Kommunali-
sierung von Aufgaben des Umweltrechts“ in die 
Tagesordnung aufgenommen werden. Als Rede-
zeit wurde Block I vorgeschlagen. Wer diesem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind CDU, SPD, FDP und 
Grüne. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich der 
Stimme? – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Wir treten in die Beratung der heutigen Tages-
ordnung ein. 

Ich rufe auf: 

1 Qualitätsoffensive für unsere Schulen statt 
Fortsetzung der alten Strukturdebatte 

Antrag 
der Fraktion der CDU und   
der Fraktion der FDP  
Drucksache 14/5531 

Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5713 

Ich eröffne die Debatte und gebe dem Kollegen 
Solf von der CDU-Fraktion das Wort. – Bitte 
schön.  

Michael Solf (CDU): Frau Präsidentin! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Einige haben es 
leider immer noch nicht verstanden: In Fragen der 
Schulpolitik geht es nicht darum, Recht behalten 
zu wollen. Es geht darum, das zu tun, was am 
besten für unsere Kinder ist.  

(Beifall von der CDU) 

Jeder einzelne unter Ihnen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, der in diesem Moment schon wieder 
ganz genau weiß, was das Beste für unsere Kin-
der ist, liegt falsch. Wer hier und jetzt die leichten 
Lösungen kennt, hat entweder das Denken einge-
stellt, oder er ist verantwortungslos. 
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(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Denn leichte Lösungen gibt es nicht. Diejenigen, 
die die leichten Lösungen kennen, sind irgend-
welche Leute in internationalen Organisationen, 
schlechte Journalisten oder verblendete Politiker. 
Alle wirklichen Fachleute, nämlich alle Lehrerin-
nen und alle Lehrer, wissen, dass es diese leich-
ten Lösungen nicht gibt.  

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Es ist Zeit, den Schwätzern die Maske vom Ge-
sicht zu reißen! Krieg den Milchmädchen, Friede 
denen, die im konkreten Schulalltag – egal, in wel-
cher Schulform – unseren Kindern und Jugendli-
chen helfen, ihre jeweiligen Potenziale zu wecken 
und zu entwickeln! 

(Beifall von CDU und Ingrid Pieper-von Hei-
den [FDP])  

Die Milchmädchen kommen in vielerlei Gestalt 
daher. Eines ist ihnen allen gemeinsam: Sie be-
mühen sich nicht um eine genaue Analyse der 
Ergebnisse der zahlreichen Untersuchungen; sie 
haben vielmehr sehr einfache Antworten. 

Da sind diejenigen unterwegs, die sagen: Wir ste-
cken immer mehr Geld ins System, und alles wird 
gut. Andere sagen: Wir ändern die Schulstruktur, 
und alles wird gut. – Mit solch einfachen Antwor-
ten gehen die Milchmädchen dann hausieren.  

Je knapper und polemischer die Sachverhalte 
formuliert werden und je mehr sie bewusst mit his-
torisch belasteten, schrecklichen Wörtern wie Se-
lektion vergiftet werden, umso eher greifen sie die 
Nachrichtenagenturen auf, umso eher wird es in 
den Lokalredaktionen abgeschrieben und umso 
größeren Schaden richtet das an.  

(Beifall von der CDU) 

Wir müssen aber genau hinschauen! Der Schul- 
und Erziehungserfolg ist von vielen Faktoren ab-
hängig. Man kann nicht – Prof. Dollase hat das 
neulich in diesem Landtag gesagt – einzelne Fak-
toren aus anderen Ländern übernehmen, wenn 
die restlichen Faktoren nicht identisch sind. Wohl 
aber kann – auch das hat Prof. Dollase treffend 
artikuliert – der Blick ins Ausland und insbesonde-
re in die Schweiz und nach Südtirol, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sicherlich inspirierende und 
heuristische Wirkungen haben. Aber man darf e-
ben nicht Einzelmaßnahmen anderer Länder bei 
uns kopieren wollen, ohne deren Einbettung in 
das Gefüge der jeweils anderen Länder zu ver-
stehen.  

Dann gibt es noch diese epigonenhafte Orthodo-
xie der ewig Nachplappernden! Je weniger man 
über den eigenen Tellerrand geschaut hat, desto 
inbrünstiger singt man: Fest soll mein Taufbund 
immer stehen! – Nein, meine Damen und Herren, 
die Milchmädchen gehören vor die Tür! 

Mit den Milchmädchen sollten wir auch diejenigen 
rausschmeißen, die auf Ranglisten fixiert sind. 
Denn ohne sich mit den Kriterien zu beschäftigen, 
die die Grundlage für solche Listen bilden, und 
ohne auf die Rahmenbedingungen der jeweiligen 
Schule einzugehen, schwadronieren sie quer 
durch den Gemüsegarten. Eine Schule aber, die 
nicht die Kraft findet, die Schwachen stärker zu 
fördern als die Starken, und die nicht auf die 
Rahmenbedingungen eingeht, ist eine schlechte 
Schule – völlig unabhängig von der Schulstruktur. 
Wir müssen das anerkennen.  

Eine Schulpolitik, die nur auf Geld und Strukturen 
glotzt, ist eine schlechte Schulpolitik. Wir müssen 
das anerkennen. Ich erkläre frank und frei: Wenn 
uns Prof. Bos in der IGLU-Studie nachweist, dass 
ein Kind aus einfachem Arbeiterhaushalt oder mit 
einer Zuwanderungsgeschichte 614 Punkte für 
eine Gymnasialempfehlung braucht, ein Kind aus 
einem Akademikerhaushalt aber nur 537 Punkte, 
lässt mich dieser geradezu unmoralische Skandal 
nicht in Ruhe.  

(Beifall von der CDU) 

Denn hierdurch werden Potenziale für den jeweili-
gen jungen Menschen, aber auch Potenziale für 
unser Land verschenkt. Deshalb muss im Mittel-
punkt unserer Schulpolitik ein ganz pragmatischer 
Reformansatz stehen.  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Nicht Strukturen, sondern Inhalte! Nicht Umsturz, 
sondern Reformen! Nicht Heilsversprechen, son-
dern heilende pädagogische Kleinarbeit im Alltag! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Nicht Einfalt, sondern Vielfalt! Lasst viele bunte 
Blumen wachsen! 

(Zustimmung von den GRÜNEN) 

Als ob die Abschaffung des Gymnasiums – erst 
recht die Abschaffung der erzbischöflichen Gym-
nasien – zu einer gerechteren Verteilung der Bil-
dungschancen führen würde! Als ob die Schule 
alles könnte und als ob sie das, was sie nicht 
kann, aus bösem Willen nicht täte! Wir dürfen 
nicht Schulformen an den Pranger stellen und ir-
gendwelche interessengeleiteten Listen nachbe-
ten. Wir müssen unseren Hauptschulen wieder 
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mit ehrlicher Achtung begegnen und dürfen sie 
nicht hintenherum schlechtreden.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir sind in der Pflicht, uns um die Qualität jeder 
einzelnen Schule zu kümmern. Jemand, der mir 
sagt, wir ändern die Schulform, und alles werd 
gut, dem sage ich: Du bist ein Milchmädchen.  

Die Gesellschaft bleibt die gleiche. Die Schülerin-
nen und Schüler und die Eltern bleiben die glei-
chen. Die Lehrerinnen und die Lehrer bleiben die 
gleichen. Du aber, du hängst ein neues Türschild 
hin und glaubst, alles wird gut. Es tut mir leid: Ei-
ne solche Antwort ist Quatsch.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Es geht nicht um Systeme, es geht um unsere 
Kinder. Deshalb investiert die Landesregierung 
massiv finanziell und ideell gerade in die Schulen, 
die sich um besonders förderbedürftige Kinder 
und Jugendliche kümmern. Frühe Sprachförde-
rung, Ganztagsausbau, Halbierung des Unter-
richtsausfalls, weit mehr Stunden für individuelle 
Förderung als früher, Sozialindex, Verbesserung 
der Durchlässigkeit nach oben, Qualitätsanalysen 
und, und, und: Das sind doch Schulentwicklungs-
prozesse in die richtige Richtung.  

Unterrichtsentwicklung, Lernkultur, Stärkung der 
Lehrerprofessionalität und Eigenverantwortung, 
sofern wir sie denn wirklich wollen und nicht nur 
verbal behaupten: Der Weg ist richtig. Sie aber 
blasen jede noch so kleine Panne am Wegesrand 
zu einem Riesensoufflé auf.  

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, die Lehrerin, der Leh-
rer muss die Kinder lieben, muss seine Fächer 
lieben und muss in die Vermittlungswissenschaft 
verliebt sein. Dies ist für die Qualität einer Schule 
viel, viel wichtiger als diese ganzen unseligen 
Strukturendebatten.  

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von der 
CDU: Bravo!) 

So sieht das auch die übergroße Mehrheit der El-
tern – siehe Forsa. Wir stehen bei der Mehrheit. 
Wir sind die Mehrheit. – Vielen Dank fürs Zuhö-
ren.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Solf. – Für die FDP-Fraktion spricht Frau Kol-
legin Pieper-von Heiden.  

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! FDP und 
CDU bringen heute diesen Antrag ein, da wir da-
von überzeugt sind, dass die rot-grüne Einheits-
schuldebatte endlich vom Tisch gefegt werden 
muss. Im Gleichschritt bringen Sie kein einziges 
Kind auf die Erfolgsspur. Es ist endlich aufzuräu-
men mit der Mär, integrierte Schulsysteme seien 
besser als gegliederte.  

(Beifall von der FDP) 

Es gibt keinen wissenschaftlichen Beleg dafür.  

(Zurufe von der SPD) 

Das gebetsmühlenartige Wiederholen ideologi-
scher Standpunkte durch Rot-Grün kostet nicht 
nur wertvolle Zeit; es führt bei Lehrern, Schülern 
und Eltern zu großer Verunsicherung und bringt 
vor allem die Qualität unserer Schulen kein Stück 
voran. Aber nur darum geht es.  

Um Rücksicht auf die unterschiedlichen Potentiale 
unserer Kinder zu nehmen, brauchen wir  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

nicht weniger, sondern mehr Differenzierung auf 
unterschiedlichen Leistungsebenen. Die schwarz-
gelbe Landesregierung hat nach der Abwahl von 
Rot-Grün die Bildungspolitik zu einem zentralen 
Arbeitsfeld gemacht, um allen Kindern und Ju-
gendlichen unseres Landes wieder bestmögliche 
Bildungschancen und Zukunftsperspektiven durch 
die qualitative Weiterentwicklung des geglieder-
ten, begabungsgerechten Schulsystems zu ver-
schaffen.  

(Beifall von der FDP) 

Nun ist Nordrhein-Westfalen auf einem sehr guten 
Wege, ganz pragmatisch alle Innovationen umzu-
setzen. Innerhalb von zweieinhalb Jahren sind mit 
großer Sorgfalt und hohem Tempo im nordrhein-
westfälischen Schulsystem Veränderungen voll-
zogen worden, auf die wir stolz sein können.  

Hervorzuheben sind die Novellierung des Schul-
gesetzes mit der individuellen Förderung im Mit-
telpunkt, zusätzliche Förderstunden, die hohe 
Zahl zusätzlicher Lehrerinnen und Lehrer, die sich 
bis zu diesem Zeitpunkt auf über 5.000 beläuft, 
sowie die Reduzierung des Unterrichtsausfalls um 
fast die Hälfte, nicht zu vergessen, die bereits 
2005 gestartete Qualitätsoffensive „Hauptschule“, 
mit der dieser Schulform, die unter Rot-Grün sträf-
lich vernachlässigt wurde,  

(Sören Link [SPD]: Glauben Sie wirklich, was 
Sie da erzählen, Frau Pieper-von Heiden?) 
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endlich wieder realistische Erfolgsperspektiven 
und ihren Schülern neuen Chancen eröffnet wer-
den.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Mit der Einführung der vorschulischen Sprachför-
derung, mit der NRW bundesweit Vorreiter ist, 
sowie dem qualitativen und quantitativen Ausbau 
des Ganztags liegen wir ebenfalls goldrichtig. Es 
wird insbesondere auf diese Weise gelingen, die 
der früheren rot-grünen Regierung attestierte Bil-
dungsbenachteiligung von Kindern mit Migrati-
onshintergrund sukzessive aufzuheben. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Alle in die Hauptschu-
le!) 

Jedes Kind, das in die Schule kommt, muss über 
gute Deutschkenntnisse verfügen, um nicht nur 
durch blanke Anwesenheit am Unterricht teilneh-
men zu können.  

Nun geht die Schere der Entwicklung und Leis-
tung mit zunehmendem Alter der Kinder weiter 
auseinander. Beträgt der Vorsprung mancher 
Kinder gegenüber anderen in ihrer Entwicklung im 
Kleinkindalter nur wenige Wochen oder Monate, 
so kann er mit zunehmendem Kindesalter bis zu 
mehreren Jahren aufwachsen. Insofern sollte man 
sich davor hüten, den Schluss zu ziehen, Ergeb-
nisse verbesserten sich bei längeren gemeinsa-
men Lernzeiten.  

Es gibt kein sinnvolles fachliches Argument für 
längeres gemeinsames Lernen – im Gegenteil.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Nur macht man 
es überall in der Welt so!) 

Die Berliner ELEMENT-Studie zeigt, dass Kinder, 
die nach vier Jahren Grundschulbesuch auf ein 
Gymnasium wechseln, am Ende der fünften Klas-
se deutlich bessere Ergebnisse erzielen als die 
Kinder, die weiterhin gemeinsam bis zum Ende 
der Klasse sechs unterrichtet werden und erst 
dann ein Gymnasium besuchen.  

Auch die aktuellen Ergebnisse der PISA-Studie 
zeigen, dass mehr Qualität im System und nicht 
die Frage der Struktur entscheidend ist.  

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

Meilensteine sind einheitliche Bildungsstandards, 
die Einführung landesweiter Vergleichstests und 
zentrale Abschlussprüfungen. Selbstverständlich 
steht im Mittelpunkt immer die qualitative Verbes-
serung des Unterrichts, die individuelle Förde-
rung.  

Laut einer aktuellen Forsa-Umfrage lehnen übri-
gens 62 % der SPD-Wähler und 55 % der Linken-
Wähler die Einführung eines Einheitsschulsys-
tems ab.  

(Beifall von der FDP – Sylvia Löhrmann 
[GRÜNE]: Ich lehne das auch ab!) 

– Hört, hört! Es ist so. Ich habe die Zahlen nicht 
erfunden. Für den Erhalt des Gymnasiums treten 
88 % der SPD-Wähler und 85 % der Linken-
Wähler ein. Dieses Umfrageergebnis sollte sich 
die Opposition einmal sehr gründlich anschauen.  

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Es ist eindeutig und ein weiterer Grund, die Idee 
der Einheitsschule einzustampfen und sich statt-
dessen zum Wohle unserer Kinder an der qualita-
tiven Verbesserung des Unterrichts im Zentrum 
individueller Förderung im gegliederten bega-
bungsgerechten Schulsystem zu beteiligen. – 
Danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke, Frau 
Pieper-von Heiden. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun der Kollege Link.  

Sören Link (SPD): Frau Präsidentin! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Wer in den letzten Wo-
chen die Presseschauen, die wir alle dankenswer-
terweise im Landtag bekommen, verfolgt hat, dem 
haben bereits die Überschriften gereicht, um sich 
einen guten Überblick über die verfahrene Situati-
on zu machen, in der Sie gerade stecken. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

„Verwirrung in der Koalition“, „CDU und FDP un-
eins in der Schulpolitik“ sind nur zwei kleine Bei-
spiele. Das titelten die Zeitungen zum Thema Bil-
dung in den letzten Tagen; und sie haben recht. 
Denn offensichtlich gelingt es dem kleinen Koaliti-
onspartner immer weniger, sich der bildungspoliti-
schen Realität in diesem Land zu verschließen – 
auch wenn der bildungspolitische Sprecher der 
FDP heute leider nicht anwesend sein kann –, 
während die CDU munter den Stahlhelm aufsetzt 
und sich von ihrem wüsten General in die Schüt-
zengräben führen lässt. Rüttgers allein zu Haus! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das Spiel geht noch weiter; denn ein Teil der FDP 
hat offenbar erkannt, dass das heutige gegliederte 
Schulsystem schon morgen keine Chance mehr 
haben wird. Doch während der FDP-Landes-
vorsitzende Pinkwart und sein Landesvorstand, 
die dem Ministerpräsidenten die ohnehin schon 
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mäßige Halbzeitbilanz kräftig verhagelt haben, 
zumindest darüber nachdenken dürfen möchten, 
Schulstrukturen zu verändern, steht ein kleines 
Grüppchen innerhalb der FDP-Fraktion mit Herrn 
Papke an der Spitze nach wie vor treu und brav 
zum gegliederten Schulsystem. Sie widersetzen 
sich ausdrücklich und vehement jeglichem Er-
kenntnisgewinn und verantworten den heutigen 
Antrag der Koalitionsfraktionen mit, ein Antrag, 
dessen Heizwert in Papierform höher ist als der 
inhaltliche Nährwert. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – 
Dr. Gerhard Papke [FDP]: Oh!) 

Nun fragen sich die Bürgerinnen und Bürger in 
diesem Land zu Recht: Was gilt jetzt? Wofür steht 
die FDP? Wofür steht die schwarz-gelbe Koaliti-
on? Hauptschule retten oder Hauptschule ab-
schaffen? Realschule erhalten oder mit der 
Hauptschule zusammenführen? Ein solches Hin 
und Her sucht ihresgleichen. Die politische Halb-
wertzeit Ihrer Aussagen nimmt fast täglich ab. 
Heute so, morgen so. Ist das schwarz-gelbe Ver-
lässlichkeit? Sie verunsichern mit Ihrer Politik die 
Schulen, die Lehrer, die Eltern und die Kinder in 
diesem Land beinahe täglich neu.  

Dabei gibt es schulpolitisch eine ganze Menge zu 
tun, wenn wir uns die heutige Lage an den Schu-
len anschauen. Ich führe nur zwei kleine Beispiele 
an: In Nordrhein-Westfalen bleiben Jahr für Jahr 
60.000 Kinder sitzen. Das sind 60.000 empfunde-
ne Niederlagen für junge Menschen, 60.000 per-
sönliche Frustrationserlebnisse auf der einen Sei-
te, auf der anderen Seite aber auch 60.000 Nie-
derlagen eines Schulsystems, das es nicht ge-
schafft hat, diese Kinder individuell zu fördern. 

Gleichzeitig erleben wir ein Schulsystem, das 
zwar durchlässig ist, aber leider nur in eine Rich-
tung, nämlich abwärts. Auf neun Absteiger im 
Schulsystem kommt ein Schulaufsteiger, meine 
Damen und Herren. Nur jedem zehnten Kind ge-
lingt es, mehr aus seinen Fähigkeiten zu machen, 
eine höhere Schulform zu erreichen. Ich sage Ih-
nen voraus: Diese beschämende Zahl wird sich 
durch das von Ihnen zu verantwortende Schulge-
setz noch weiter verschlimmern, 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

indem Sie faktisch nicht nur für die Abschottung 
des Gymnasiums sorgen, sondern auch für die 
Abschottung der Hauptschulen in diesem Land. 
All Ihren Lippenbekenntnissen zum Trotz: Sie sind 
und bleiben die Koalition der sozialen Ungerech-
tigkeit in NRW. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie sorgen dafür, dass Kinder in NRW künftig mit 
neun Jahren in Schubladen einsortiert werden, 
aus denen die allermeisten nie mehr herauskom-
men. Das ist an sich schon schlimm genug, meine 
Damen und Herren von CDU und FDP, aber wenn 
man dann noch weiß, welche starke Rolle der so-
ziale und ethnische Hintergrund der Kinder und 
der Eltern bei diesem Prozess spielt, dann erst 
wird einem die ganze Dramatik dieses Sortierbe-
triebs klar: 

Bildungsarme Eltern, bildungsarme Kinder! Arm 
an Geld, arm an Bildungschancen! Arbeiterkind – 
Hauptschule, Akademikerkind – Gymnasium, 
wohlgemerkt bei gleichen Fähigkeiten! Sie ver-
antworten damit ein Schulsystem, das Migranten, 
Arbeiterkinder und sozial schwache Familien ab-
hängt. 

(Zuruf von Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]) 

So kann es niemanden ernsthaft verwundern – 
eigentlich auch Sie nicht, Frau Pieper-von Heiden 
–, dass die Medien im Umfeld von PISA und IGLU 
feststellen, dass zwar die Leistungen der deut-
schen Schüler besser geworden sind – darüber 
freuen wir uns alle gemeinsam –, gleichzeitig stel-
len sie aber auch fest, dass das deutsche Schul-
system so selektiv und so ungerecht wie kein an-
deres Schulsystem in einem großen Industrieland 
auf der Welt ist. 

(Beifall von der SPD) 

Die Zeitungen fassen die IGLU-Studie kurz zu-
sammen: Lesen eins, Chancen sechs. Das sollte 
gerade Ihnen ernsthaft zu denken geben. Wo sind 
Ihre Antworten? Wo sind Ihre Konzepte? Mit Ihrer 
bisherigen Schulpolitik sorgen Sie jedenfalls nicht 
für mehr Chancen, sondern für mehr Verlierer. 
Auch der heutige Antrag ist wohl mehr nach innen 
gerichtet, um die eigenen Truppen zusammenzu-
halten. Die FDP soll an die Kette gelegt und mit 
einem bildungspolitischen Denkverbot belegt wer-
den. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
der FDP) 

Okay, das ist ein Widerspruch in sich; darauf gehe 
ich jetzt nicht ein. Wegweisende Inhalte oder Ant-
worten auf die drängenden Fragen, die wir alle 
kennen, enthält dieser Antrag jedenfalls nicht. 

Die SPD ist hier deutlich weiter. Wir wollen die beste 
Bildung für alle. Wir wollen keine Verlierer schaffen, 
sondern Chancen anbieten. Wir setzen – darauf hat 
Herr Solf zu Recht hingewiesen – auf die Gemein-
schaftsschule und auf längeres gemeinsames Ler-
nen. Wir werden ab 2010 für beides sorgen – das ist 
kein Widerspruch, sondern es geht nur zusammen –
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, für längeres gemeinsames Lernen, für mehr Chan-
cengleichheit und für besseren Unterricht für die 
Kinder, für bessere Leistungen für alle Schüler. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir setzen auf Ganztag und Gebührenfreiheit, 
und zwar vom Kindergarten bis zur Universität. 
Das sind nur ein paar unserer Antworten auf die 
Fragen, die uns PISA und IGLU mit auf den Weg 
gegeben haben. 

Dabei setzen wir auf die Menschen, auf die Politik 
vor Ort. Wir schreiben beispielsweise keine feste 
Schulstruktur vor, weil uns nicht die Türschilder 
interessieren, sondern die Inhalte. Das unter-
scheidet uns nicht nur in der Schulpolitik. Immer 
mehr Menschen – Wissenschaftler und Kommu-
nalpolitiker – stimmen uns dabei zu, weil wir ein 
pragmatisches, flexibles und passgenaues Modell 
für die Anforderungen vor Ort bieten. 

Während Sie die Realitäten ausblenden und all 
die Stimmen aus Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft ignorieren und abtun, haben wir uns 
über mehr als ein Jahr mit den Menschen darüber 
unterhalten und gemeinsam mit ihnen ein Pro-
gramm entwickelt, auf das wir zu Recht stolz sind. 
Sie bieten Ideologie pur. Die Menschen merken 
das. Gerade deswegen sind Sie so nervös und 
kam es zu einem solchen Antrag.  

Doch anstatt die Debatte offensiv zu führen, ver-
suchen Sie, sie abzuwürgen, und blenden die Re-
alitäten aus. Ich frage mich: Mit welchem Recht 
maßen Sie sich eigentlich an, diese ganzen 
Stimmen aus Wirtschaft, Forschung, Wissen-
schaft, Politik, die Stimmen der Menschen, so zu 
ignorieren und abzutun, wie Sie es im Moment 
machen? 

(Beifall von der SPD) 

„Gute Politik beginnt damit, anzuerkennen, was 
ist“, hat Willy Brandt einmal gesagt. Und er hat 
wie so oft recht gehabt. Aber genau das scheint 
Ihnen in der CDU derzeit sehr schwer zu fallen. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Deshalb sind Sie 
in der Opposition!) 

– Ja, Sie mögen die Leute 2005 vielleicht ge-
täuscht haben. 2010 gelingt Ihnen das nicht! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie mögen als CDU auf Ihrem Bundesparteitag 
Beschlüsse gefasst haben, die das mehrgliedrige 
Schulsystem für die nächsten 20 Jahre fest-
schreiben. Wenn das aber die Botschaft ist, die 
Sie den Menschen in NRW in den nächsten 
20 Jahren nahebringen möchten, dann kann ich 

nur sagen: Gute Nacht, Marie. Ihnen stehen 
schwere Zeiten ins Haus, wenn Sie den Men-
schen erklären wollen, warum Sie Bildungspolitik 
im 21. Jahrhundert mit Rezepten aus dem 
20. Jahrhundert anbieten wollen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich kann Sie nur auffordern und bitten: Herr Rütt-
gers, sorgen Sie endlich für eine Schulpolitik, die 
Chancen schafft, statt Verlierer hervorzubringen. 
– Glück auf! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Link. – Jetzt hat Frau Löhrmann für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Solf, bei Ihrem Beitrag habe ich 
mich gefreut. Sie haben nämlich gegen Ihren An-
trag und für unseren Entschließungsantrag ge-
sprochen; 

(Beifall von den GRÜNEN) 

denn Sie haben gesagt, man solle sich die Dinge 
ohne Vorbehalte angucken und sich nicht von 
vornherein festlegen. Genau dafür werben wir in 
unserem Entschließungsantrag. Genau dafür ha-
be ich auch in meinem Schreiben an die Frakti-
onsvorsitzenden und die führenden Mitglieder der 
Regierung geworben. Insofern danke ich Ihnen 
herzlich für diesen Versuch. 

Ob das mit dem Milchmädchen richtig ist, weiß ich 
nicht. Ich habe gelernt, dass – wenn – auch Milch-
männer nicht gut rechnen können. Das möchte 
ich an dieser Stelle also kurz zurückgeben. Ich 
weiß auch nicht, wen Sie als Milchmädchen be-
sonders vor Augen hatten. Da fallen mir einige 
Damen auf der rechten Seite des Hauses eher ein 
als Personen auf der linken Seite. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Aber das nur am Rande. 

Dieser Antrag ist ein Ausdruck purer Verzweif-
lung, meine Damen und Herren. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Außerdem gibt es ihn nur, weil der Ministerpräsi-
dent ihn verordnet hat. Er ist der verzweifelte Ver-
such, etwas zu übertünchen, was nicht zu über-
tünchen ist: den Riss in und zwischen den Regie-
rungsfraktionen über den richtigen Weg in der 
Schulpolitik. 
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Darum ist der Antrag auch so schlecht. Er ist vol-
ler Behauptungen, die durch nichts belegt sind. 
Welcher Wissenschaftler behauptet noch, dass 
das gegliederte, aussortierende Schulsystem dem 
längeren gemeinsamen Lernen überlegen ist? 

(Zuruf von der SPD: Keiner!) 

Welche Studie belegt, dass das gegliederte, aus-
sortierende Schulsystem keine Schuld an der 
durch PISA erneut nachgewiesenen sozialen Un-
gerechtigkeit hat? 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: So ist es!) 

Welche Hauptschuloffensive – bei aller Anerken-
nung der dort geleisteten Arbeit; ich sage das im-
mer ausdrücklich dazu – war so erfolgreich, dass 
sie diese Schulform nachhaltig gestärkt hätte? 
Keine! Welches PISA-Siegerland – da wird es ja 
besonders absurd – hat heute noch ein gewach-
senes gegliedertes Schulsystem? 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, keine, aber auch wirk-
lich keine Ihrer Behauptungen ist von Ihnen belegt 
worden – weil es nichts zu belegen gibt. Deshalb 
ist Ihr Antrag das Papier nicht wert, auf dem er 
gedruckt ist. 

Er ist genauso absurd wie die im Grundsatzpro-
gramm der CDU beschlossene Formulierung, die 
da tapfer heißt: Wir halten am dreigliedrigen 
Schulsystem fest. – Dieses dreigliedrige Schul-
system hat es im Osten dieser Republik nie gege-
ben, und im Westen verschwindet es Schritt für 
Schritt – selbst in CDU-geführten Bundesländern, 
ob in Hamburg oder in Schleswig-Holstein. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, Ihr Antrag ist ein Of-
fenbarungseid und der verzweifelte Versuch, von 
der Zerstrittenheit in der Koalition und insbeson-
dere innerhalb der FDP abzulenken. Dass Herr 
Pinkwart heute nicht da ist, ist bezeichnend. Das, 
was Sie von der FDP heute hier beschließen, ist 
das glatte Gegenteil dessen, was Ihr Landesvor-
stand vor einigen Wochen beschlossen hat. Das 
ist doch die Wahrheit. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie bestätigen sich mit diesem Antrag noch ein-
mal Ihre Ideologie, damit Sie bis 2010 durchhal-
ten. 

(Lachen von der FDP) 

Das ist den Kindern und Jugendlichen gegenüber 
nicht in Ordnung. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie handeln wider alle Vernunft und wider alle ei-
genen Erkenntnisse. 

(Horst Becker [GRÜNE]: So sind sie!) 

So wie der Mönch in Brechts „Leben des Galilei“, 
weil nicht sein kann, was nicht sein darf. An 
Brechts kleinem Mönch sollten Sie sich ein Bei-
spiel nehmen. Er vertieft sich nämlich am Ende in 
die wissenschaftliche Lektüre, die ihm Galilei ge-
geben hat, und überwindet seine ideologischen 
Vorbehalte, weil ihn die Faszination des Neuen, 
die Wahrheit ergreift und er dann nicht mehr da-
von loslassen kann. 

Diese Hoffnung habe ich auch bei Ihnen noch 
nicht aufgegeben. Herr Solf, Sie haben mir da 
wieder Mut gemacht. Ich hoffe, dass Sie endlich 
anfangen, sich gründlich zu informieren, die neu-
esten Erkenntnisse wahrzunehmen und sich vor 
allem das konkrete Lernen etwa in Skandinavien 
oder in unseren Reformschulen anzugucken. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Mit unserem Entschließungsantrag wie auch mit 
meinem Brief laden wir Sie ein, sich mit uns ge-
meinsam auf den Weg zu einer neuen Schule zu 
machen. Herrn Pinkwart haben wir offenbar schon 
überzeugt. Er hat sich auch persönlich bei mir für 
meinen Brief bedankt. 

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, in 
unserem Antrag steht kein Wort, das Sie ernsthaft 
ablehnen könnten – kein einziges Wort! Und wer 
eine solche Kommission ablehnt, der kann doch 
von seiner eigenen Position nicht besonders ü-
berzeugt sein. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Lassen Sie uns gemeinsam um die beste Schule 
für NRW ringen – mit Sachargumenten, mit wis-
senschaftlichen Erkenntnissen, mit Experten und 
mit Inaugenscheinnahme. Und dann schauen wir, 
worauf wir uns gemeinsam verständigen können – 
für bessere Leistungen von Kindern und Jugendli-
chen in der Spitze und in der Breite. 

Denn bei PISA ist Deutschland nur in einem trau-
riger Weltmeister: bei der sozialen Ungerechtig-
keit. Das wollen wir alle ändern. Das müssen wir 
auch ändern. Am besten geht das vor Ort in den 
Kommunen, die ein breites Bildungsangebot für 
Kinder und Jugendliche bereithalten. 

Da steht selbst der Bundespräsident an unserer 
Seite. Ich hoffe, Sie haben die entsprechende 
Passage seiner Rede, die wir in unserem Antrag 
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zitieren, besonders gründlich gelesen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU. 

Und verstecken Sie sich nicht hinter irgendwel-
chen Umfragen; denn deren Ergebnisse hängen 
ganz massiv von der Art der Fragestellung ab. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich gebe Ihnen gleich eine Übersicht, aus der her-
vorgeht, dass das Ergebnis genau davon ab-
hängt, wie gefragt wird. Konkret: In Horstmar/-
Schöppingen wollen 80 % der Eltern die neue 
Schule. Würde ich nach einer Einheitsschule ge-
fragt, würde ich das auch ablehnen, weil ich keine 
Einheitsschule will. Das ist doch völlig klar. 

(Beifall von den GRÜNEN – Lachen von der 
FDP) 

Dieser Kampfbegriff sagt nämlich nichts über die 
neue Schule aus, die wir haben wollen. Wir brau-
chen Schulen der Vielfalt – Schulen, die die Viel-
falt der Kinder nutzen und fördern. 

Folgen Sie dem Bundespräsidenten! Vernunft 
statt Ideologie, das ist die Zauberformel für besse-
re Schulen. Das ist auch die geistige Überschrift 
über die von uns vorgeschlagene Kommission. 
Bundespräsident Köhler schließt seine schon an-
gesprochene Rede wie folgt: 

„Es kommt deshalb darauf an, gründlich nach-
zudenken und rasch zu handeln. Es kommt 
darauf an, mehr zu tun als bisher.“  

Dem kann ich mich voll und ganz anschließen. 
Wir dürfen im Sinne unserer Kinder und Jugendli-
chen nicht wertvolle Zeit bis zur nächsten Land-
tagswahl – das sind zweieinhalb Jahre – verstrei-
chen lassen, bis es hier zu Veränderungen 
kommt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ziehen Sie Ihren Antrag zurück! Er ist ein Glau-
bensbekenntnis, mit dem Sie falsches Zeugnis 
ablegen. Und stimmen Sie unserem Entschlie-
ßungsantrag zu! – Herzlichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Löhrmann. – Für die Landesregierung 
spricht nun Ministerin Sommer. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das muss jemand 
sagen, der zehn Jahre verschlafen hat! – 
Gegenruf von Ralf Jäger [SPD]: Her Brockes 
ist wach und kann sprechen!) 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die wahren Experten für 
Schule und Unterricht sind die Lehrerinnen und 
Lehrer. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Damit wir uns aber nicht wieder den Vorwurf ein-
handeln, wir würden Experten nicht zu Wort 
kommen lassen, bringe ich hier zwei Beispiele. 
Der Dortmunder Bildungsforscher Wilfried Bos hat 
den bildungspolitischen Streit um die Schulstruk-
tur in Nordrhein-Westfalen kritisiert. Für die Kom-
petenzentwicklung der Kinder sei die Frage der 
Schulstruktur zweitrangig. Seit Jahren sei be-
kannt, dass die Hauptprobleme des deutschen 
Schulwesens in der Qualität des Unterrichts ins-
besondere in der Sekundarstufe I zu finden seien. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten sei die 
Strukturdebatte deshalb verwunderlich. 

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!) 

Auch aus den PISA-Ergebnissen lässt sich aus 
der Rangfolge der Länder nicht herauslesen, dass 
die Schulstruktur für den Rangplatz von Bedeu-
tung ist. An dieser Stelle möchte ich einen zweiten 
Experten nennen, Klaus Hurrelmann, der sicher-
lich nicht dafür bekannt ist, 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

uns gegenüber unkritisch zu sein. Der Professor 
für Sozial- und Gesundheitswissenschaften an der 
Universität Bielefeld antwortet in einem Interview: 

„Dahinter steht immer die Frage, können wir 
Rückschlüsse ziehen auf den Aufbau des 
Schulsystems, auf die Gegliedertheit insbeson-
dere des deutschen Schulsystems, ja oder 
nein? Und das Ergebnis ist ziemlich klar. Aus 
diesen Ergebnissen kann man über den Aufbau 
des Schulsystems nur indirekt etwas ablei-
ten. …“  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das reicht ja!) 

„Aber es bleibt dabei, das ist eine Studie, die 
sagt etwas über die Leistungen von Schülern, 
sie sagt höchstens indirekt etwas über die Leis-
tungen eines Schulsystems. Und da muss man 
ganz genau unterscheiden.“ 

Auch wir haben in den letzten Monaten immer 
wieder darauf hingewiesen, dass die Güte unserer 
Schulen von der Qualität des Unterrichts und der 
Unterstützung abhängt, die sie bekommen, nicht 
aber von der Struktur des Schulsystems. 
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(Beifall von der CDU) 

Glauben Sie nicht auch, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, dass diese wichtige Zelle, 
der Unterricht, die einzig wirklich bedeutsame Zel-
le für Schulentwicklung, schon so ausgereizt ist, 
dass wir uns nicht noch um ihre Verbesserung 
kümmern müssten? Ich glaube, wenn Sie ehrlich 
sind, finden auch Sie darauf eine Antwort. 

(Beifall von CDU und FDP – Ralf Jäger 
[SPD]: Wer sagt das denn?) 

Der wichtigste Maßstab in dieser Diskussion sind 
die Schülerinnen und Schüler. Der bei ihnen er-
zielte individuelle Bildungserfolg weist letztlich 
aus, ob das Schulsystem die gewünschte Qualität 
hat. In diesem Zusammenhang weise ich auf die 
im September veröffentlichte Studie – Frau Pie-
per-von Heiden hat schon darauf hingewiesen – 
von britischen Wissenschaftlern im Auftrag der 
Unternehmensberatung McKinsey hin. Sie nennt 
insbesondere drei Faktoren, mit denen der Erfolg 
der weltweit erfolgreichsten Schulsysteme erklärt 
werden kann: 

– Erstens: die Kompetenz der Lehrkräfte  

– Zweitens: die Qualität des Unterrichts 

– Drittens: die individuelle Förderung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das sind genau die Bereiche, in denen die Lan-
desregierung nach der Wahl 2005 gehandelt hat. 
Was tut die Landesregierung, um kompetente 
Lehrerinnen und Lehrer zu gewinnen? Vor Jahr-
zehnten, das ist noch gar nicht so lange her, ge-
hörten Lehrer zu den Big Five innerhalb einer 
Kommune. Sie waren anerkannt und wurden ge-
würdigt. 

Man muss hinterfragen, welche Entwicklung dazu 
geführt hat, dass das nicht mehr der Fall ist. An 
dieser Stelle müssen wir doch den Weg zurück-
finden. Wir müssen wieder zur Würdigung und zur 
Achtung eines Personenstandes kommen, der 
vieles – ich würde fast sagen: alles – in der Hand 
hat, nämlich die Bildung und die Zukunft unserer 
jungen Menschen. 

Ich möchte Finnland ansprechen. Lehrerinnen 
und Lehrer werden dort wesentlich schlechter be-
zahlt als bei uns in Deutschland. Also kann das 
nicht der Anreiz sein, um die Wertschätzung der 
Lehrerinnen und Lehrer wieder in den Mittelpunkt 
zu rücken. Wir müssen uns also andere Anreize 
überlegen, damit wir dieses gesellschaftliche 
Problem in den Griff bekommen. Rolf hat vor vie-
len Jahren gesagt: Lehrerinnen und Lehrer sind 

nicht unser Problem; sie sind unsere einzige 
Chance.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Erste Schritte haben wir bereits getan. Im Sep-
tember haben wir die Grundsätze für eine neue 
Lehrerausbildung in Nordrhein-Westfalen be-
schlossen. Sie wird professioneller, profilierter und 
praxisnäher. Gerade auch an dem gleich langen 
Studium, ein Bachelor- und ein Masterstudium, 
sieht man, wie bedeutungsvoll die Lehrerausbil-
dung sein wird und wie wichtig uns Lehrerinnen 
und Lehrer für die Zukunft sind. 

Zunächst – das gehört zur Verbesserung des Un-
terrichts – schaffen wir neue Stellen gegen Unter-
richtsausfall und für individuelle Förderung. Auch 
darüber haben wir gestern in den Haushaltsbera-
tungen lange debattiert.  

Wir modernisieren auch die Struktur der Lehrer-
fortbildung. Sie ist jetzt dezentral, orts- und schul-
nah in 54 Kompetenzteams organisiert. Der 
Schwerpunkt liegt auf der Unterrichtsentwicklung 
unter Berücksichtigung von Diagnose und indivi-
dueller Förderung; das sind wiederum wichtige 
Bausteine unserer Lehrerausbildung. 

Die Verbesserung des Unterrichts ist eng mit der 
individuellen Förderung verknüpft. Das Rahmen-
konzept „Individuelle Förderung“ betont innovative 
Unterrichtskonzepte, unabhängig von der Schul-
form. Schulen, die hier weit fortgeschritten sind, 
zeichnen wir mit dem Gütesiegel aus. 

Alle Schulen werden eigenverantwortlich. Da-
durch erhalten sie einen großen Gestaltungsspiel-
raum für Unterricht und innerschulische Organisa-
tion. Wir haben viel aus dem Modellprojekt 
„Selbstständige Schule“ gelernt. Nun gilt es, die 
Ergebnisse dort in die Breite zu bringen 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

und für alle Schulen nutzbar zu machen. 

Mit dem von uns vorangetriebenen Ausbau des 
Ganztags ermöglichen wir, Schülerinnen und 
Schüler am Nachmittag zu fördern.  

Sehr geehrte Damen und Herren, Nordrhein-
Westfalen hat gute Schulen, aber wir können 
noch besser werden, weil wir die einzelne Schüle-
rin, den einzelnen Schüler in den Mittelpunkt un-
serer Bemühungen stellen. Wir wollen die Qualität 
von Unterricht verbessern. Wir wollen die best-
mögliche Schule, die bestmöglichen Lehrer und 
als Ergebnis die besten Schülerinnen und Schü-
ler. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Schule ist dann gut, wenn die Bedingungen stim-
men, wenn Leistungen nicht gehemmt, sondern 
gefördert werden. Wenn Nordrhein-Westfalen an 
die Spitze will, müssen wir unterschiedliche Be-
gabungen und unterschiedliche Stärken fördern, 
um jedem das Optimum zu ermöglichen. 

Wir dürfen nicht zuerst fragen: „Was kannst du 
nicht?“, sondern wir müssen – ganz im Gegenteil – 
fragen: „Was kannst du? Wo bist du stark?“ Dann 
wird es gut. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, ich glaube nicht, dass 
das Allheilmittel in der Schulstrukturfrage zu fin-
den ist. Für uns gilt der Dreiklang: Unterricht, Un-
terricht, Unterricht. 

(Ralf Jäger [SPD]: Das war eine Wiederho-
lung!) 

Wir brauchen guten, qualifizierten Unterricht, der 
die Kinder individuell fördert, und Unterricht, der 
auch stattfindet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir stellen uns den tatsächlichen Herausforde-
rungen, indem wir nicht die Schulform in den Mit-
telpunkt stellen. Wir wollen ein Schulsystem, das 
nicht nur Bildung vermittelt, sondern auch von 
Leistung, Durchlässigkeit, Werten, Herausforde-
rungen, Respekt und bestmöglicher Hilfe getragen 
wird. 

Herr Solf, Sie haben in Ihrem bemerkenswerten 
Vortrag zwei Schulformen in den Mittelpunkt ge-
stellt. Ich möchte an dieser Stelle sagen, dass mir 
als Schulminister natürlich alle Schulformen glei-
chermaßen am Herzen liegen. Ich greife aller-
dings gerne auf, was Sie über Hauptschulen und 
Gymnasien gesagt haben, zumal gerade Haupt-
schulen und Gymnasien die Eckpunkte unserer 
parteipolitischen Diskussion sind. 

Wir brauchen Hauptschulen, weil wir die Men-
schen brauchen, die auf den Hauptschulen sind. 
Sie verdienen unsere ganze Energie und unsere 
ganze Kraft. Denn sie gehören zu uns, sie sind 
auch unsere Zukunft, und sie sind auch etwas 
wert. Deswegen dürfen wir an dieser Stelle nicht 
unsere Hauptschüler und die Schulabgänger mit 
einem Hauptschulabschluss vergessen, von de-
nen 30 % an den Gesamtschulen sind. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich denke, wir haben mit dem Ganztagsangebot 
für die Schulform Hauptschule einen wichtigen 
Schritt gemacht. Wir werden einen weiteren wich-
tigen Schritt machen, indem wir planen und dem-

nächst umsetzen werden, dass Berufsorientierung 
von Anfang an in dieser Schulform stattfindet. 

Nun zu den Gymnasien. Wenn es um die Ab-
schaffung der Gymnasien als neues, vielleicht so-
zialdemokratisches Virus geht, 

(Ralf Jäger [SPD]: Ach, Sie fordern die Ab-
schaffung?) 

dann kann man nur mit Heinz-Peter Meidinger, 
dem Vorsitzenden des Deutschen Philologenver-
bandes, reagieren. Er stellt fest – ich zitiere –: 

„Wer glaubt, durch eine Abschaffung der Gym-
nasien und eine Benachteiligung leistungsstär-
kerer Schüler ein gerechteres Schulsystem 
schaffen zu können, der irrt. … zum anderen 
nimmt man in einer Einheitsschule den Kindern 
bildungsferner Schichten gerade die Möglich-
keit zum sozialen Aufstieg …“ 

(Beifall von CDU und FDP) 

„Nicht mehr Chancengerechtigkeit durch Früh-
förderung ist das erklärte Ziel vieler Bildungspo-
litiker in den Reihen der SPD, sondern eine 
Gleichheit der Ergebnisse, sprich: das Abitur für 
fast alle in einer Schule für fast alle unter Ver-
nachlässigung von Niveau und Qualität.“ 

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von SPD 
und GRÜNEN) 

Das, meine Damen und Herren, kann nicht Ziel 
der Landesregierung sein. 

(Carina Gödecke [SPD]: Das ist auch nicht 
unser Ziel! Erzählen Sie das draußen nicht 
weiter! Lesen Sie unseren Antrag richtig, und 
setzen Sie sich mit ihm auseinander! Un-
glaublich!) 

Unser Ziel ist es, die verschiedenen Schulformen 
konsequent weiterzuentwickeln, begabungsge-
recht zu fördern und hohe Qualitätsstandards zu 
erreichen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger sieht 
das genauso. 

(Carina Gödecke [SPD]: Ich würde gerne ei-
ne Zwischenfrage stellen, aber Sie würden 
sie nicht beantworten!) 

Laut einer soeben erschienenen forsa-Umfrage, 
die schon zitiert worden ist, die ich aber gerne 
noch einmal aufgreife, weil man es nicht oft genug 
sagen kann, sprechen sich 89 % aller Befragten – 
und ich betone an dieser Stelle gerne: auch die 
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meisten Anhänger der SPD und der Linkspartei – 
für den Erhalt der Gymnasien aus. 

(Beifall von CDU und FDP) 

68 % sind gegen die Abschaffung der Hauptschu-
le. 60 % lehnen die Einheitsschule ab. 

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir machen seit zwei 
Jahren eine neue Schulpolitik, und wir treiben sie 
erfolgreich voran. 

(Beifall von CDU und FDP – Manfred Kuhmi-
chel [CDU]: Die nächsten 20 Jahre auch 
noch!) 

Ich möchte noch ganz kurz – Frau Löhrmann hat 
schon darauf hingewiesen – darauf eingehen, 
dass es einen Entschließungsantrag der Grünen 
gibt. Da heißt es, es möge bitte eine interfraktio-
nelle Kommission gegründet werden. Interfraktio-
nell bedeutet, dass ich außen vor bleibe, weil ich 
nicht zur Fraktion gehöre. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Nein, ich habe 
ausdrücklich geschrieben, dass die Landes-
regierung einbezogen werden soll!) 

– Lassen Sie es einfach erst einmal so stehen! – 
Darum war es mir wichtig, dass wir hier noch ein-
mal die Grundsätze festlegen. 

Eines darf ich an dieser Stelle allerdings sagen: 
Ich finde es ganz wichtig, dass man immer wieder 
ins Gespräch kommt und immer wieder im Ge-
spräch bleibt. 

(Carina Gödecke [SPD]: Und warum lassen 
Sie hier keine Zwischenfragen zu? – Heike 
Gebhard [SPD]: Weil sie keine spontanen 
Antworten geben kann!) 

Wenn man dies jedoch wirklich will und wenn man 
nicht intendiert, dass es gleich zu einer Ablehnung 
kommt und dass man sich in sein grünes Schwert 
stürzt, dann erwarte ich auch ein Stück weit Dis-
ziplin. Wenn jemand mit mir reden will, dann er-
warte ich – dies würde ich auch den Fraktionen 
der CDU und der FDP anraten – keine lümmelhaf-
ten Bemerkungen, die die Rede stören. 

(Heike Gebhard [SPD]: Wie bitte? – Ralf Jä-
ger [SPD]: Wie bitte?) 

Dann möchte ich hören, wie einem die Hand zu 
einem Gespräch gereicht wird. Insofern bin ich 
gespannt darauf, was uns unser zweites Milch-
mädchen zu sagen hat. – Danke. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Zuru-
fe von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Sommer. – Nun hat Frau Hendricks für die 
SPD-Fraktion das Wort.  

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Kollegen! Auch nach der bisher ge-
führten Debatte erschließt sich mir der Sinn die-
ses Antrags nicht – außer er ist Kitt und Mäntel-
chen dafür, dass es einen Streit in der Koalition 
zum Thema Schulsystem gibt. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Der Minister-
präsident hat darauf bestanden, dass es den 
gibt!) 

Zum Zweiten, Herr Solf, bedanke ich mich dafür, 
dass Sie heute Morgen auch nachdenkliche Töne 
formuliert haben. Es scheint auch in der CDU An-
sätze zu geben, an denen wir zukünftig vielleicht 
anknüpfen können. Entsprechendes habe ich al-
lerdings bei der FDP nicht gehört. Ich frage mich 
ernsthaft, Frau Pieper-von Heiden: Ist das, was 
Sie heute Morgen vorgetragen haben, mit Ihrer 
Parteispitze abgestimmt, oder vertreten Sie hier 
mittlerweile alleine Positionen?  

(Lachen von Ralf Witzel [FDP]) 

Denn Ihre Einlassungen zum Thema Schulsystem 
sind nicht nur unterirdisch, sondern auch wissen-
schaftlich in keiner Weise fundiert. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
der FDP: Wer sagt das denn?) 

Wenn Sie die PISA-Studie lesen, Frau Pieper-von 
Heiden, werden Sie feststellen, dass Ihre Einlas-
sungen, die Sie heute Morgen formuliert haben, 
so nicht haltbar sind. Aber wir als SPD sind gerne 
bereit, für Sie Lesepate zu spielen, damit Sie die 
PISA-Studie besser verstehen. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben im letzten Jahr ein Schulgesetz auf den 
Weg gebracht, das mit Superlativen verbunden 
worden ist: das beste Europas. 

(Demonstrativer Beifall von der CDU – Ingrid 
Pieper-von Heiden [FDP]: Deutschlands!) 

– Deutschlands! – Sie werden verstehen, dass 
sich auch nach der letzten PISA-Studie diese Su-
perlative in keiner Weise erschließen und nicht 
haltbar sind. Ich prognostiziere Ihnen jetzt: Dieses 
Schulgesetz wird über die nächste Legislaturperi-
ode hinaus keinen Bestand haben, 

(Zurufe von der CDU: Och!) 
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gleichgültig, wer hier regiert, weil Sie dieses Schul-
gesetz in dieser Festlegung von begabungsgerech-
ten Schulformen nicht werden durchhalten können. 

(Beifall von der SPD) 

Sie können jetzt „Öh“ und „Oh“ sagen; das ändert 
aber nichts daran, dass der Mainstream und die 
Meinungen in der Bevölkerung Sie in der Zwi-
schenzeit eingeholt haben, meine Damen und 
Herren. Da hilft es auch nichts, wenn Sie forsa-
Umfragen zitieren. Seit die Veränderung des 
Schulsystems diskutiert wird, gibt es in Deutsch-
land fünf Umfragen. Die einzige, die mit einem 
solchen Ergebnis aufwartet, ist die forsa-Umfrage. 
Es kommt nämlich immer darauf an, wie man 
fragt.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Frage bei der forsa-Umfrage war manipulativ 
und hat genau die Antworten gebracht, die sie 
bringen sollte. Wenn Sie diese Umfrage heute zi-
tieren, kann man daran feststellen, dass Sie auf 
eine offene Diskussion schlicht und einfach kei-
nen Wert legen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir von der SPD wollen eine veränderte Lernkul-
tur. Wir wollen eine neue Philosophie von Schule, 
und wir wollen nicht das, was Sie uns immer un-
terstellen, nämlich Gleichmacherei. Gleichmache-
rei betreiben Sie. Denn Sie machen nicht Ein-
heitsschule, sondern Einheitsunterricht. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie schaffen es zum einen nicht, individuell zu 
fördern, und zum anderen schaffen Sie Einheits-
unterricht in Schulen, die Sie als Profil festschrei-
ben. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Sagen Sie das mal 
den Lehrern!) 

Wir beschäftigen uns in der Enquetekommission 
„Chancen für Kinder“ – das wissen Sie – auch mit 
dem Thema Schulsystem. Vielleicht können wir zu 
diesem Punkt die Enquetekommission noch ein-
mal neu beauftragen, oder die Enquetekommissi-
on nimmt ihn zumindest mit auf. Ich würde mir 
sehr wünschen, dass dann für die Schulen das 
Profil der Vielfalt im Vordergrund steht und nicht 
das Profil der Einfalt, sodass wir zukünftig eine 
vielfältige Schule haben, in der die vielfältigen Be-
gabungen von Kindern und Jugendlichen wirklich 
gefördert werden können. 

Frau Pieper-von Heiden, lassen Sie mich speziell 
für Sie ein Zitat aus der PISA-Studie vorlesen: 

Je früher die Schülerinnen auf unterschiedliche 
Einrichtungen und Bildungsgänge verteilt wer-
den, desto stärker ist der Effekt des durch-
schnittlichen sozioökonomischen Hintergrunds 
einer Schule auf die Leistungen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dieses ist eine völlig klare Aussage. Wenn Sie 
das immer wieder negieren, kann ich nur sagen: 
Werden Sie doch endlich lernfähig, Frau Pieper-
von Heiden! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es ist ein Skandal, dass Sie nicht lernfähig wer-
den. Denn auf diese Art und Weise ist die Ent-
kopplung von sozialer Herkunft und Bildungserfolg 
in Deutschland und auch in Nordrhein-Westfalen 
nicht zu erreichen. 

Das hat Ihnen Herr Munoz, das hat Ihnen die EU 
mit auf den Weg gegeben und sinnigerweise jetzt 
auch noch die neue Untersuchung des DIW, die 
deutlich gemacht hat, dass die Innovationskraft 
des deutschen Bildungssystems nicht ausreicht 
und deutlich mehr Innovationskraft hineinkommen 
muss. 

Noch ganz kurz zu dem, was Sie heute auf den 
Weg bringen wollen: Wir haben zurzeit eine ka-
tastrophale Situation in den Schulen. Wir haben 
keinen Unterrichtsausfall mehr, sondern wir haben 
betreuten Unterrichtsausfall, weil die Lehrer feh-
len. 

Wir haben die Aufstockung in der Sekundarstufe I 
mit einer Komprimierung von Stunden, gegen die 
sich die Elternproteste zurzeit mehren. Wir haben 
Schulprofile, die nicht mehr bedient werden kön-
nen, weil die Grundversorgung angestrebt ist. Wir 
haben Förderangebote, die nicht mehr bedient 
werden können, weil die Grundversorgung nicht 
stimmt. Die Grundschulpools sind leer, weil es 
keine Lehrer und Lehrerinnen mehr gibt. 

(Bernhard Recker [CDU]: Warum denn?) 

Das ist die Realität an den Schulen. Und Sie tra-
gen die individuelle Förderung wie eine Monstranz 
vor sich her, ohne sie tatsächlich mit Leben zu fül-
len. Es hat sich in unseren Schulen nicht viel zum 
Guten gewandelt. Aber das Klima hat sich ver-
schlechtert. 

Wir wollen auch einmal auf die Innovationskraft 
dieses Antrags schauen. Es gibt viele Anträge in 
der Pipeline, in denen es darum geht, innovative 
Schulsysteme auf den Weg zu bringen. Daran, 
wie Sie mit diesen Anträgen umgehen, wird die 
Glaubwürdigkeit dieses Antrags gemessen wer-
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den. Denn wenn Sie diese Anträge alle abschmet-
tern, wird damit ganz klar, dass es Ihnen nicht um 
die Innovation, sondern um die Bedienung Ihrer 
Ideologie geht. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Hendricks. – Für die CDU-Fraktion spricht 
nun Klaus Kaiser. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Gott schütze 
Niedersachsen! – Allgemeine Heiterkeit) 

Klaus Kaiser (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Frau 
Hendricks, man merkt, dass Sie im Moment viel-
fach in einem anderen Bundesland unterwegs 
sind 

(Beifall von CDU und FDP – Allgemeine Hei-
terkeit) 

und offensichtlich relativ eifrig berichten müssen. 
Versuchen wir es einmal sachlich! 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Was ist der Dissens, der uns hier auseinander 
bringt? Ich glaube, wir sind uns einig: Wir brau-
chen Reformen in der Schule. Wir müssen uns 
jetzt fragen: Was ist das Wichtigste? Dazu sagt 
die Koalition der Erneuerung eindeutig: Das Wich-
tigste ist guter Unterricht. Das Wichtigste ist indi-
viduelle Förderung. Deshalb ist das der program-
matische Leitsatz in unserem Schulprogramm, 
das wir im letzten Jahr verabschiedet haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir können uns sofort einigen, Frau Löhrmann, zu 
sagen, wir werden das weiterentwickeln. Denn ich 
glaube, wir haben noch eine lange Strecke vor 
uns, damit wir das so erreichen, wie wir das quali-
tativ in unseren Schulen umgesetzt haben möch-
ten.  

(Beifall von der FDP)  

Sie glauben, wenn Sie die Frage um die Schul-
struktur lösen oder diskutieren oder darüber neu 
beschließen, dass Sie dann eine bessere Schule 
bekommen. Diese werden Sie aber nicht bekom-
men, weil genau eines deutlich wird – das hat die 
McKinsey-Studie aufgezeigt, und Frau Ministerin 
Sommer hat es eben angesprochen –:  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Es geht nicht um Schulstrukturen, sondern es 
geht um die Lehrerin, um den Lehrer. Das ist der 

Erfolgsfaktor für ein erfolgreiches Schulsystem. 
Da müssen wir ansetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Weil die forsa-Studie vorhin schon erwähnt wor-
den ist, möchte ich noch die eine oder andere 
Zahl nennen. Frau Sommer hat richtigerweise ge-
sagt: 89 % wollen den Erhalt des Gymnasiums. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Kai-
ser, Ihre Kollegin Frau Löhrmann würde Ihnen 
furchtbar gerne eine Zwischenfrage stellen. Las-
sen Sie das zu? 

Klaus Kaiser (CDU): Ich möchte jetzt erst im Zu-
sammenhang ausführen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Also nicht. Okay. 

Klaus Kaiser (CDU): 68 % sind gegen die Ab-
schaffung der Hauptschule, und das Erstaunliche 
ist: 67 % der SPD- und 71 % der Grü-
nen-Anhänger sehen dies genauso. 

(Dieter Hilser [SPD]: Aber nur bei Forsa!) 

60 % lehnen die Einführung einer Einheitsschule 
ab, übrigens auch 62 % der SPD-Anhänger und 
50 % der Grünen-Anhänger. 

(Zuruf von Renate Hendricks [SPD]) 

Hier wird deutlich: In Deutschland wollen die 
Menschen keine platte Schulstrukturdebatte, son-
dern sie wollen, dass die Probleme der Schule ge-
löst werden und besserer Unterricht erteilt wird. 
Das ist die Fragestellung für uns. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass die Men-
schen ein gutes Gefühl dafür haben, worum es in 
Schule geht. 82 % wollen die Verbesserung der 
Unterrichtsqualität, und das genau ist unser pro-
grammatischer Ansatz. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Menschen wissen auch, wie es geht. 60 % 
sagen, wir brauchen eine Reform der Lehreraus-
bildung. Deshalb ist das unser nächstes großes 
Reformvorhaben, das wir im kommenden Jahr 
angehen werden. 

Mit anderen Worten: Die Menschen wollen keine 
Experimente mit Schulen und Schülerinnen und 
Schülern, sondern sie wollen Verlässlichkeit, und 
sie wollen, dass besserer Unterricht erteilt wird. 

Deshalb prognostiziere ich Ihnen von der SPD: 
Mit diesem Schulprogramm werden Sie nicht in 
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den Landtagswahlkampf 2010 gehen. Es werden 
sicherlich noch Aufweichungen stattfinden, weil 
Sie genau wissen, wie das Meinungsbild inner-
halb der Bevölkerung ist. 

(Beifall von der CDU) 

Ich glaube, dass es deshalb wichtig ist, etwas zu 
dem Entschließungsantrag von den Grünen zu 
sagen. Frau Löhrmann, wenn man ankündigt, 
man wolle unvoreingenommen miteinander spre-
chen, dann kann man diese Absicht aus der Be-
gründung, die Sie heute mündlich abgeliefert ha-
ben, nicht ableiten; man kann daraus nicht den 
Eindruck gewinnen, als gehe es Ihnen um eine 
vorurteilsfreie Diskussion. Es geht vielmehr um 
einen neuen Aufschlag, die Schulstrukturdebatte 
wieder in die Gremien zu bringen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dafür haben wir demokratisch legitimierte Gre-
mien. Sie haben in den vergangenen Debatten 
um die Haushalte darauf hingewiesen, dass hier 
der Platz der Auseinandersetzung ist. Das heißt, 
wir haben ausreichend Möglichkeiten, über Schu-
le und Schulentwicklung zu diskutieren, nämlich 
im Plenum, im Ausschuss für Schule und Weiter-
bildung und nebenbei – Frau Hendricks hat es 
angesprochen – auch im Rahmen der entspre-
chenden Enquetekommission. 

Ich erinnere mich genau an einen Besuch von 
Frau Prof. Süssmuth in der Enquetekommission, 
die gesagt hat: Ich rate euch nicht, jetzt über die 
Abschaffung der Hauptschule zu reden, ich rate 
euch nicht, die Schulstrukturdebatte zu führen, 
sondern ich rate euch: Beginnt Bildungsreform 
von innen, macht den Unterricht besser. Darum 
geht es im Prinzip. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Deshalb, Frau Löhrmann, haben wir ausreichend 
Gremien, in denen wir miteinander reden können. 
Ich persönlich bin ein Anhänger einer vernünftigen 
Argumentations- und Diskussionskultur. Vielleicht 
sollten wir uns dies zum Ziel setzen. Aber Gre-
mien sind ausreichend vorhanden, um uns ent-
sprechend nach vorne zu entwickeln. – Schönen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Klaus Kaiser. – Für die FDP-Fraktion er-
hält Herr Abgeordneter Witzel das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In den letzten Wo-

chen hat Frau Löhrmann häufig die These vertre-
ten, die Erde sei eine Scheibe. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie vertreten 
die These, nicht ich!) 

Lassen Sie es sich gesagt sein: Mit dieser These 
haben Sie sich von einer seriösen bildungspoliti-
schen Debatte verabschiedet. 

(Dieter Hilser [SPD]: Das müssen ausge-
rechnet Sie sagen!) 

Damit sind Sie nicht auf dem Höhepunkt der wis-
senschaftlichen Erkenntnisse.  

Sie beweisen auch eine fehlende Analysekompe-
tenz, so häufig, wie Sie eben vorgetragen haben, 
es gäbe eine vermeintliche Zerstrittenheit oder ei-
nen Riss, oder die Bildungspolitik hätte keine 
Mehrheit in diesem Parlament. Das ist absurd, 
Frau Löhrmann. Träumen können Sie abends im 
Bett mit dem Kuscheltuch, aber nicht in der Ta-
gespolitik. 

(Beifall von der FDP) 

Für die Koalition der Erneuerung gilt: Wir sind 
zugleich die Koalition der Verlässlichkeit. Deshalb 
machen wir nach einer Wahl das, was wir vor ei-
ner Wahl gesagt haben. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das haben wir ja ges-
tern gesehen!) 

Damit unterscheiden wir uns in der Tat von der 
SPD, die mit ihrer früheren Bildungsministerin Ute 
Schäfer zum Ende der letzten Legislaturperiode 
den Menschen in diesem Land etwas ganz ande-
res erzählt hat als das, was sie wenige Monate 
danach selbst neu an Orientierung beschlossen 
hat. 

(Sören Link [SPD]: Sie entwickeln sich zu-
rück, Herr Witzel! Wir entwickeln uns weiter!) 

Die Verlässlichkeit liegt bei uns, und die Täu-
schung der Menschen in unserem Land liegt bei 
Ihnen. Das haben Sie eindrucksvoll bewiesen. 

(Carina Gödecke [SPD]: Im Bereich der Wei-
terbildung!) 

Wir sind davon überzeugt – auf diesem Boden 
steht auch unsere Politik –, dass es richtig ist, was 
wir als Schulgesetz verabschiedet haben, dass 
wir selbstverständlich aus Überzeugung gemein-
sam in der Koalition zu unserem Koalitionsvertrag 
stehen und dass wir in der Tat mit dem Schulge-
setz das modernste in ganz Deutschland geschaf-
fen haben. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 
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Denn wir setzen bei den aktuellen Problemen an, 
die auch PISA zeigt. 

Wir haben die Grundschulempfehlung deshalb 
verbindlich gemacht, damit gerade nicht nur El-
ternehrgeiz und soziale Herkunft entscheidend 
sind, sondern zukünftig objektive Voraussetzun-
gen entscheidend sind, 

(Renate Hendricks [SPD]: Die gibt es aber 
doch nicht!) 

dass Fähigkeiten und Anlagen von Schülern ent-
scheidend sind, und nicht das entscheidend ist, 
was sich bestimmte Eltern mit bestimmten eige-
nen Bildungsbiografien wünschen würden. 

Wir haben in diesem Land und mit dem Schulge-
setz die freie Schulwahl ermöglicht und starre 
Schulbezirksgrenzen abgeschafft, damit gerade 
nicht die Disparität im Wohnen, gerade in den 
Großstädten, 1:1 in die Bildungsstruktur übertra-
gen wird, sondern es hier Wettbewerb gibt, es zur 
Durchmischung kommt. 

(Zuruf von der SPD) 

All das, was Sie im Vorfeld prognostiziert haben, 
wie sich das Schulgesetz auswirkt, hat sich nicht 
bewahrheitet. Wir haben mit den Maßnahmen, die 
wir eingeführt haben, Recht behalten. Deshalb 
setzen wir diese erfolgreiche Politik gemeinsam in 
der Koalition weiter fort. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für Bündnis 90/Die Grünen er-
hält Frau Kollegin Beer das Wort.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das wird ja 
jetzt schon zum Running Gag, wenn Herr Witzel 
hier von Verlässlichkeit spricht. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Da muss man nur noch an den gestrigen Abend 
erinnern. Herzlichen Dank! Sie können ja noch 
nicht einmal fünf Minuten verlässlich sein. 

Aber ich finde auch, dass sich die Ministerin hier 
leider sehr entlarvend geäußert hat. Frau Som-
mer, ich bin wirklich entsetzt. Sie haben deutlich 
gesagt: Die Eckpunkte unserer Schulpolitik sind 
Hauptschule und Gymnasium. Da kann ich nur 
sagen: Das stimmt. Wer meint, er gehört nach 
oben, der braucht ein unten. Dafür sorgen Sie, 
dass das auch immer geliefert wird. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie sind für dieses hierarchische Verständnis ver-
antwortlich. 

Das sind also die Eckpunkte Ihrer Schulpolitik? – 
Das ist Pech für die Förderschulen, die Grund-
schulen, die Realschulen oder die Gesamtschu-
len, die nämlich sträflich vernachlässigt werden. 
Von wegen gleichzeitige Entwicklung! Wir haben 
gestern gehört, wo die Ressourcen aus dem 
Haushalt hingehen. 

Sie haben sich außerdem doch deutlich die fal-
schen Kronzeugen ausgesucht. Herr Hurrelmann 
ist derjenige, der sofort die Umwandlung in das 
zweigliedrige Schulsystem fordert. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Kollegin Beer, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage Ihrer Fraktions-
kollegin Frau Steffens? 

Sigrid Beer (GRÜNE): Aber herzlich gerne. 

Vizepräsident Edgar Moron: Das ist klar. Bitte 
schön, Frau Steffens. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Beer, sowohl 
Frau Sommer als auch Frau Hendricks sprachen 
eben von Befragungen. Können Sie uns vielleicht 
mitteilen, von welchen Befragungen die beiden 
gesprochen haben, und Auskunft darüber geben, 
wie in diesen Befragungen die Einstellung zum 
gemeinsamen Lernen gewesen ist? Es sind ja 
mehrfach sehr unterschiedliche Befragungen an-
gesprochen worden. Können Sie das vielleicht 
noch einmal erläutern? 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herzlichen Dank, Frau 
Kollegin, für Ihre Frage. Das will ich sehr gerne 
tun, weil hier in der Tat verschiedene Umfragen 
im Raum stehen. Die Kollegin Löhrmann hat ja 
auch Herrn Solf eine Übersicht gereicht. Ich finde, 
das sollte das gesamte Plenum zur Kenntnis be-
kommen. 

Ihre Frage war: Um welche Umfragen geht es? – 
Ich möchte zunächst darauf eingehen, welche 
Umfragen überhaupt gemacht worden sind. 

Eine Befragung gab es schon 2004 in Schleswig-
Holstein:  

„Während Deutschland das dreigliedrige Schul-
system bevorzugt, lassen die meisten anderen 
europäischen Länder die Kinder neun oder 
zehn Jahre zusammen. Erst dann erfolgt die 
Trennung in Gymnasium, Berufsausbildung. 
Diese Länder haben bei PISA gute bis sehr gu-
te Ergebnisse erzielt. Hielten Sie es grundsätz-
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lich für richtig, wenn auch das deutsche Schul-
system in diese Richtung verändert würde?“  

Das ist eine repräsentative Bevölkerungsbefra-
gung. 67 % beantworten diese Frage mit Ja. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das war aber keine Ten-
denzfrage?!) 

In Bayern fand im Juni/Juli 2007 eine Befragung 
statt. Diese Befragung war auch repräsentativ. In 
Bayern sprachen sich 53 % der Befragten dafür 
aus: Statt die Kinder nach der Grundschule in 
verschiedene Schultypen einzuteilen, sollte man 
sie besser länger gemeinsam unterrichten. 

In NRW fand im August 2007 eine solche Befra-
gung statt. Das wird die FDP auch interessieren, 
dass die FDP-Anhänger interessanterweise zu 
49 % für die Gemeinschaftsschule votiert haben. 
Auch 30 % der CDU-Anhänger haben so votiert. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Aha!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Liebe Frau Kollegin 
Beer, ich finde … 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ich komme zu der viel zi-
tierten Forsa-Umfrage. Das ist ganz besonders 
interessant. 

(Zurufe von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Liebe Frau Kollegin 
Beer, das ist zwar ein ganz tolles Verfahren, mit-
tels einer Zwischenfrage die Redezeit zu verdrei-
fachen, 

(Beifall von CDU und FDP) 

aber das entspricht nicht der Geschäftsordnung. 
Die Geschäftsordnung sieht eine kurze Zwischen-
frage und eine kurze Antwort darauf vor, damit wir 
wieder in die normale Redezeit eintreten können. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sigrid Beer (GRÜNE): Ich möchte aber gerne 
noch auf die Forsa-Umfrage zurückkommen. Die-
se Befragung ist nicht repräsentativ gewesen. Sie 
bestand aus Suggestivfragen. Ich empfehle Ihnen 
die Lektüre des Infos des Instituts für Sozialwis-
senschaftliche Studien, das eine sehr genaue Un-
tersuchung und Bewertung dieser Umfrage vor-
genommen hat. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Ich will auch noch auf die McKinsey-Studie zu-
rückkommen, die heute Morgen auch oft zitiert 
worden ist. Sie ist englischsprachig. Vielleicht ha-
ben Sie sie im Original noch nicht gelesen. Ihr 

Titel lautet „How the World’s Best Performing 
School Systems Come Out on Top“. Untersucht 
werden in dieser Studie die Schulsysteme, die in-
ternational erfolgreich sind und die am besten ab-
geschnitten haben. Es wird untersucht, wo bei 
diesen Schulsystemen Gemeinsamkeiten zu fin-
den sind. Leider ist das deutsche Schulsystem gar 
nicht mit untersucht worden, weil es nämlich nicht 
zu den leistungsfähigsten gehört.  

Wenn im Englischen von „Structure“ die Rede ist – 
Frau Ministerin, Frau Pieper-von Heiden und auch 
Herrn Kaiser sei das anbefohlen –, dann geht es 
da um die Finanzierungs- und Steuerungsinstru-
mente und nicht um die Schulstrukturfragen, die wir 
hier diskutieren. Also bitte verwechseln Sie nicht 
Äpfel mit Birnen! Zitieren Sie seriös! Das ist einfach 
ein unlauteres Einbringen an der Stelle. 

In unserem Land geht es darum, Leistung und 
Chancengleichheit gleichmäßig voranzubringen. 
Das werden wir nur erreichen, wenn wir innere 
und äußere Schulreform gemeinsam betreiben, 
damit sich das Professionalitätsverständnis der 
Lehrer und Lehrerinnen ändert. Da kommen wir 
nicht drum herum. 

Ihre CDU-Kampagne – von Herrn Wüst angezet-
telt –, diese wüste Kampagne, geht ja auch vor 
Ort ins Leere, weil die Menschen das dort nicht 
mehr haben wollen. Das ist der beste Beweis da-
für: Die Menschen in Nordrhein-Westfalen würden 
unserem Antrag sofort zustimmen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Beer. – Meine Damen und Herren, es lie-
gen keine weiteren Wortmeldungen vor. Die Re-
dezeit ist auch kräftig ausgeschöpft worden. Ich 
schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Druck-
sache 14/5531 einschließlich des Entschlie-
ßungsantrags Drucksache 14/5713 an den 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung. Dort 
soll auch die abschließende Beratung und Ab-
stimmung in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer mit 
der Überweisung einverstanden ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind einige. 

(Heiterkeit) 

Wer ist dagegen? – Keiner. Enthält sich jemand? – 
Na gut, dann haben wir die Überweisung trotzdem 
einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 
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2 Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärme-
energie in Nordrhein-Westfalen (Erneuer-
bare Wärme-Gesetz – EWärmeG) 

Gesetzentwurf  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5576 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die antragstellende Fraktion Herrn Kollegen Prig-
gen das Wort. Bitte schön. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Das Klimaschutzziel 
der Bundesregierung – zuletzt noch einmal be-
kräftigt durch die Vorlage aus dem Bundeskabi-
nett –, 40 % CO2 einzusparen, erfordert konse-
quentes Handeln in allen Bereichen.  

Der Gebäudesektor – damit beschäftigt sich ja der 
eingebrachte Gesetzentwurf – umfasst dabei etwa 
30 % der CO2-Emissionen. Er ist ein entscheiden-
des Feld. Wir haben in Nordrhein-Westfalen rund 
8 Millionen Wohnungen und davon 6 Millionen, 
die als energetisch sanierungsbedürftig gelten. 
Der große Teil des Energieverbrauchs in den 
Wohnungen geht auf Heizwärme und Warmwas-
ser zurück. 

Vor zwei Jahren hat die Große Koalition in Berlin 
angekündigt, ein Erneuerbare-Energien-Wärme-
Gesetz einzubringen. Das ist jetzt tatsächlich ge-
schehen. Mein Textstand ist gestern Nachmittag 
17 Uhr. Da ist es ins Internet eingestellt worden. 
So lange haben die gebraucht, immerhin zwei 
Jahre. 

Aber gleichzeitig hat es einen anderen interessan-
ten Prozess gegeben. Das, was dabei herausge-
kommen ist, und das, was wir heute hier einbrin-
gen, ist aus meiner Sicht qualitativ eindeutig bes-
ser als das, was die Bundesregierung gestern ins 
Netz gestellt hat.  

Die kurze Genese: Im Januar 2007 haben wir den 
ersten Antrag zu dem Thema eingebracht. Der 
Gesetzentwurf, der heute vorliegt, ist der dritte 
Antrag dazu.  

Damals war der Vorsitzende der CDU-Fraktion im 
Landtag von Baden-Württemberg, Herr Mappus, 
der Auslöser. Der Bericht in den „Stuttgarter 
Nachrichten“ vom 14. Dezember trägt die Über-
schrift: „Mappus plant Ökopflicht“. 

Dann haben wir im Januar den ersten Antrag ein-
gebracht und die Koalitionsfraktionen aufgefor-
dert, hier analog zu ihren Baden-Württemberger 

Kollegen etwas zu machen. Dieser Antrag ist ab-
gelehnt worden. 

Die Baden-Württemberger haben aber gehandelt 
und am 10. Juli 2007 tatsächlich einen Gesetz-
entwurf eingebracht. Immerhin sechs Monate spä-
ter – das ist eine ganz ordentliche Leistung. 

Wir haben unseren zweiten Antrag im August ein-
gebracht. Er steht am Mittwoch im Wirt-
schaftsausschuss auf der Tagesordnung. Wir 
können ihn jetzt zurückziehen, denn er hat sich 
mittlerweile überholt.  

Die Baden-Württemberger haben das Gesetz 
nämlich am 7. November in zweiter Lesung ver-
abschiedet. Interessanterweise ist der Gesetz-
entwurf von der CDU/FDP-Landesregierung ein-
gebracht, im Beratungsverfahren durch Ände-
rungsanträge der Grünen verbessert und von drei 
Fraktionen gemeinsam verabschiedet worden: 
CDU, FDP und Grüne im Landtag von Baden-
Württemberg. 

(Beifall von den GRÜNEN – Sylvia Löhr-
mann [GRÜNE]: Hört, hört!) 

Diesen Gesetzestext bringen wir heute mit unse-
rem Gesetzentwurf 1:1 ein. Wir schmücken uns 
nicht mit fremden Federn, sondern wir bringen ihn 
1:1 ein. Ich kann mir einige Verbesserungen vor-
stellen, die weiter gehen, so, wie das auch Ge-
genstand der Beratungen in Baden-Württemberg 
war. Aber ich meine, dass dies eine gute Grund-
lage ist.  

Es besteht ja die Hoffnung, dass das, was in Ba-
den-Württemberg für CDU und FDP möglich war, 
auch in Nordrhein-Westfalen gehen müsste, zu-
mal wir immer den Anspruch erheben, Energie-
land Nummer eins zu sein, also eigentlich besser 
sein wollen. Deshalb müsste der Anspruch an uns 
selbst sein, ein Stück weiter zu gehen als die Ba-
den-Württemberger Koalitionsfraktionen CDU und 
FDP. 

Was ist der Kernpunkt dieses Gesetzentwurfs? In 
dem Gesetzentwurf steht, wir wollen ab dem 
1. April 2008 bei neuen Wohngebäuden mindes-
tens 20 % des Wärmebedarfs aus erneuerbaren 
Energien decken. Wir schreiben aber nicht vor, 
mit welcher Technik das erfolgen soll. Vielmehr 
sollen die Hausbauer selbst entscheiden, ob sie 
es über Solarkollektoren machen – Größenord-
nung, damit das klar ist: 4 % der Wohnfläche, also 
100 qm Wohnfläche bedeuten 4 qm Kollektoren – 
oder aber über Geothermie, bessere Wärme-
dämmung, Pelletheizungen oder Ähnliches. 

Das heißt, es gibt eine Vielzahl von technischen 
Lösungsmöglichkeiten. Aber es gibt die Vorschrift, 
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dass 20 % des Energieverbrauchs über erneuer-
bare Energien gedeckt werden. Das ist eines der 
Kernelemente des Gesetzes. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dann gibt es den entscheidenden Punkt, an dem 
der Gesetzentwurf des Bundes eindeutig schlech-
ter ist: In Baden-Württemberg ist vorgeschlagen 
worden – das ist hier Gegenstand –, ab dem 
1. Januar 2010 auch Altbauten unter diese Rege-
lung fallen zu lassen, mit einem geringeren An-
satz, nämlich dass nur 10 % der Wärmeerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien gedeckt werden 
sollen, und der Relativierung, dass dies für den 
Fall gilt, dass in Altbauten die Heizung moderni-
siert und ersetzt wird. Das heißt, es gibt keine ge-
nerelle Pflicht. Aber wenn die Heizung sowieso 
überholt werden muss und zum Beispiel der Kes-
sel herauskommt, soll dort die 10 -%-Prozent-
Pflicht gelten. 

Im Übrigen gibt es eine Härtefallregelung. Wenn 
es für jemanden unzumutbar ist – das leuchtet mir 
auch ein –, dort zu investieren, weil er es auf-
grund seiner ökonomischen Situation nicht schaf-
fen kann, gibt es eine Härtefallregelung.  

Wir haben – ganz plastisch – die Fälle, dass sich 
diese Investitionen in ein Gebäude wirtschaftlich 
nicht mehr darstellen lassen, der Eigentümer aber 
ansonsten auch mit einem schmalen Einkommen 
mit seinem Haus sehr gut klarkommt. Dann soll 
nicht mit unproportionaler Härte gehandelt wer-
den. 

Ein entscheidender Punkt ist, dass der Hausbesit-
zer von diesen Verpflichtungen entbunden werden 
kann, wenn er sein Haus wesentlich besser iso-
liert, als es der Energieverordnungsstandard vor-
schreibt, wenn er also 30 % darunter bleibt. 

All das sind Schritte, die aus meiner Sicht richtig 
sind. Wir müssen diese Schritte gehen, nicht nur 
mit Anreizen und Förderzusagen, sondern wir 
können an dieser Stelle sehr wohl auch ein Stück 
weit das Ordnungsrecht anwenden.  

Meine Frage lautet, was passiert, wenn das in 
Baden-Württemberg so beschlossen ist und 
gleichzeitig das eintritt und gilt – das war für mich 
das Entscheidende –, was die Frau Ministerin 
gestern in der Debatte gesagt hat. Sie hat gesagt, 
der Bund würde ein weitergehendes Gesetz vor-
legen, weshalb die Länder nicht handeln dürften, 
weil der Bund weiterreichendere Rechte hat. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Prig-
gen, darf ich Sie kurz unterbrechen? Gestatten 
Sie eine Zwischenfrage von Herrn Dr. Romberg? 

Reiner Priggen (GRÜNE): Ja, natürlich. 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Herr Priggen, Sie 
haben die Härtefälle angesprochen, zum Beispiel 
ältere Leute mit einer niedrigen Rente. Wer soll 
festlegen, was ein Härtefall ist, beziehungsweise 
das prüfen? 

Reiner Priggen (GRÜNE): Normalerweise muss 
die Kommune, wenn Häuser errichtet werden, 
nachher prüfen, ob das Gesetz tatsächlich umge-
setzt wird, also ob bei der Wärmeerzeugung tat-
sächlich der vorgeschriebene Anteil an erneuer-
baren Energien enthalten ist. Man wird eine ge-
eignete Stelle dafür finden. Ich finde nicht, dass 
dies das Problem ist. 

Das positive Signal ist, dass man es nicht mit dem 
Kopf durch die Wand macht, sondern dass man, 
wenn es sich tatsächlich um einen Härtefall han-
delt, wenn es ökonomisch nicht vertretbar ist, 
auch auf diese Härtefälle eingeht und die Leute 
nicht dazu zwingt. Das ist doch der ganz konkrete 
Fall: Jemand hat eine kleine Rente, kommt mit 
seinem Haus gut klar, ist aber nicht in der Lage, 
erhebliche Investitionen zu tätigen. Wenn das tat-
sächlich der Fall sein sollte, sollte niemand dazu 
gezwungen werden. Das ist die entscheidende 
Botschaft. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Gestern hat die Frau Ministerin in der Diskussion 
angeführt, das Gesetz des Bundes würde weiter 
gehen und eine Landesregelung sei obsolet. – In 
dem Bundesgesetz, das seit gestern, 17 Uhr, 
nach Kabinettsbeschluss im Internet verfügbar ist, 
steht in § 3 – Nutzungspflicht – unter Ziffer 2: 

„Die Länder können eine Pflicht zur Nutzung 
von erneuerbaren Energien bei Gebäuden, die 
vor dem 1. Januar 2009 fertiggestellt worden 
sind, festlegen.“ 

Das ist eine eindeutige Klausel, die das, was Ba-
den-Württemberg verfügt hat, und auch das, was 
wir machen sollten, ermöglicht. Es gibt in dem 
Gesetz auch an anderer Stelle Nachbesserungs-
klauseln, wonach Länder, wenn sie es denn wol-
len, weiter gehen können. 

Das heißt, es gibt keinen Grund, das mit dem 
Hinweis auf das Bundesgesetz abzulehnen. Denn 
man kann es machen. Die spannende Frage ist 
ja, ob wir in Nordrhein-Westfalen unserem An-
spruch, Energieland Nummer eins zu sein, ge-
recht werden und den baden-württembergischen 
Steilpass aufnehmen oder ob wir uns zurückleh-
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nen und auf den Bund verweisen. – Ich freue mich 
auf die Debatte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Priggen. – Für die CDU-Fraktion erhält 
der Abgeordnete Weisbrich das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Herr Priggen, es ist 
tatsächlich so: In Baden-Württemberg hat die Re-
gierungskoalition aus CDU und FDP – dann ge-
meinsam mit den Grünen – ein Gesetz zur Nut-
zung erneuerbarer Wärmeenergie beschlossen. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Der Entwurf, den Sie heute vorgelegt haben – Sie 
haben es selbst gesagt –, ist von dem baden-
württembergischen Gesetz komplett abgeschrie-
ben. 

Ich nehme jetzt einmal nicht Sie als Person, son-
dern denke an die Grünen im Lande: Ich glaube, 
dass sie das für ungeheuer witzig halten und die-
sen Antrag als einen Beitrag zum geplanten E-
nergiegroßkonflikt ansehen.  

Ich glaube, das Klimaschutz-Thema ist viel zu 
komplex und viel zu ernst, um es für solche Zwe-
cke zu instrumentalisieren. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wo bleibt die 
sachpolitische Auseinandersetzung?) 

Ich hätte nichts dagegen, wenn Sie das Ihrer Lan-
desvorsitzenden mit besten Grüßen aus dem 
Landtag einmal bestellten. 

Wir stehen jetzt an folgendem Punkt: Wenn 
selbsternannte Klimaretter die Menschen jeden 
Tag und an jeder Straßenecke mit neuen Vor-
schlägen zulabern, dann werden die Menschen 
bald nicht mehr zuhören. Das ist eine Gefahr. Da 
müssen wir ein wenig aufpassen.  

Ich muss ehrlich sagen: Dieser Aktionismus um 
jeden Preis, jede Plenarrunde einen neuen Vor-
schlag vorzulegen, geht mir langsam auf den 
Geist. Ich weiß auch nicht, was sich die Kollegen 
in Baden-Württemberg dabei gedacht haben. Ich 
halte es nicht für einen Beitrag zur Effizienzsteige-
rung und auch für keinen zum Bürokratieabbau, 
wenn sie wussten, dass eine Bundesregelung 
kommt, eben mal ein Landesgesetz zu beschlie-
ßen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Fragen Sie 
doch einmal die Kollegen in Baden-
Württemberg!) 

Ich denke, so etwas macht man eigentlich nicht. 

(Zustimmung von Dietmar Brockes [FDP]) 

Wir haben jetzt eine neue Situation. Der Entwurf 
eines Bundesgesetzes befindet sich im Anhö-
rungsverfahren. Eigentlich müssten wir uns mit 
diesem Bundesgesetz auseinandersetzen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Hat Ihnen das 
der Redenschreiber von Oettinger aufge-
schrieben?) 

Ich will gleichwohl sagen: Das Thema, das Sie 
angesprochen haben, diskutieren wir gerne mit 
Ihnen, nämlich: Welche Möglichkeiten bestehen 
zur Reduzierung von Klimagasen und Energie-
verbrauch in Gebäuden? Immerhin: Auf den Ge-
bäudebereich entfallen 35 % des gesamten Ener-
gieverbrauchs und fast 20 % aller CO2-
Emissionen. Da lohnt es sich zu diskutieren, aber 
dennoch, meine ich, müssen die Tassen im 
Schrank bleiben. 

Mir ist ein bisschen angst und bange geworden 
bei dem, Herr Kollege Priggen, was Sie hier etwa 
zum Ordnungsrecht und zum Anreiz ausgeführt 
haben. Ich glaube, wir sind besser beraten, wenn 
wir uns mehr auf Anreize konzentrieren, als dass 
wir auch in solchen Fällen zum Ordnungsrecht 
greifen. 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP]) 

Wir können die Menschen doch nicht endlos mit 
komplizierten Vorschriften bombardieren, die sie 
finanziell überfordern und die ihnen die Freude 
am Wohnen in den eigenen vier Wänden restlos 
vergällen. 

Falls Sie das nicht mitbekommen haben: In den 
ersten neun Monaten dieses Jahres ist die Zahl 
der Baugenehmigungen bereits um 27 % zurück-
gegangen, weil sich viele Menschen nach dem 
Wegfall der Eigenheimförderung das Bauen ein-
fach nicht mehr leisten können. Bei diesem Sach-
verhalt muss man gut überlegen, ob wir Bauen 
und Wohnen durch einen Vorschriftenwust mutwil-
lig weiter verteuern oder ob der Staat den Men-
schen besser Anreize bietet, für das Klima aus ei-
gener Vernunft etwas Gutes zu tun. Dies sollte 
aber eben aus eigener Vernunft geschehen und 
nicht mit einem Riesenapparat behördlich kontrol-
liert werden, den wir dann auch noch im Hinter-
grund aufbauen müssten. Wer soll denn all diese 
Messungen machen, die dann erforderlich sind, 
um zu schauen, ob die Quote, die Sie in die Welt 
setzen, auch eingehalten wird? Am Anfang war 
die Zahl – und darum ranken sich dann Riesenbü-
rokratien. Ich weiß nicht, ob das gut ist. 
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Sie haben ja zu Recht festgestellt, der jetzt vorlie-
gende Gesetzentwurf des Bundes unterscheide 
sich deutlich von dem Gesetzentwurf in Ba-
den-Württemberg und damit von Ihrem Gesetz-
entwurf. Das Bundesgesetz soll im Hinblick auf 
die Wahrung der wirtschaftlichen Vertretbarkeit 
beispielsweise nur für Neubauten gelten, während 
Baden-Württemberg und Sie der reinen Leere fol-
gend auch Altbauten einbeziehen wollen. 

Beim Altbau geht es um ein Riesenvolumen. Die 
Kollegin in Baden-Württemberg, die das Gesetz 
dort zu vertreten hat, hat gesagt, dass sei eine 
einzige Lücke, wenn der Altbau nicht mit erfasst 
wird. Aber überlegen Sie bitte, ob es nicht sinnvol-
ler ist, den Menschen, die in Altbauten wohnen, 
bei der Modernisierung ihrer Heizanlagen Anreize 
zu geben, als dass wir sie par ordre du mufti 
zwingen, sich in einem bestimmten Umfang zu 
verhalten. 

Ich glaube nicht, dass die Menschen in Deutsch-
land oder irgendwo auf der Welt wollen, dass sie 
von früh bis spät und in allen Einzelheiten von Po-
litikern vorgeschrieben bekommen, was sie zu tun 
und zu lassen haben. Das halte ich für keine gute 
Politik. 

Herr Priggen, die Zeit reicht jetzt nicht aus, um die 
skizzierten Positionen auszudiskutieren. Ich den-
ke, das werden wir im Wirtschaftsausschuss tun. 
Dort werden wir auch über die Vor- und Nachteile 
der Gesetzentwürfe diskutieren und darüber, was 
wir hier in Nordrhein-Westfalen tun wollen. 

Ich glaube, Sie gehen mit Ihren Vorschlägen ein 
ganzes Stück zu weit. Das Ziel lässt sich im An-
reizweg sehr viel besser erreichen als mit Zwang. 
Aber lassen Sie uns das im Wirtschaftsausschuss 
diskutieren. Ich freue mich auf jeden Fall auf die 
Beratung. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Weisbrich. – Für die SPD-Fraktion spricht 
jetzt der Abgeordnete Stinka. 

André Stinka (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehrte 
Gäste! Herr Weisbrich, ich bin schon erstaunt. Sie 
stellen sich hier hin und reden über Klimaschutz 
und Menschen, die sich um das Klima Sorgen 
machen, und sagen wörtlich: Menschen sollen 
nicht zugelabert werden. – Das ist auch eine Ad-
resse an Ihre Kanzlerin, die sich permanent mit 
Klimapolitik in der Öffentlichkeit darstellt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das verwundert einen schon sehr.  

Zweiter Aspekt Ihres Eingangs: Sie wüssten nicht 
so genau, was in den Köpfen Ihrer Ba-
den-Württemberger Kollegen vorginge. Doch wie 
lange haben Sie uns hier erzählt, dass Ba-
den-Württemberg Leitbild ist und Leitbild für uns in 
Nordrhein-Westfalen sein sollte? Das haben Sie 
uns früher immer vorgehalten: Danach sollte man 
sich richten. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Ich nicht!) 

Das hat auch der Ministerpräsident getan. Von 
daher ist das schon ganz erstaunlich und gibt 
noch einmal einen Einblick, wie die Kommunikati-
on unter den Fraktionen in der Bundesrepublik 
läuft. 

Bali und die Warnung vor dem Nichtstun – so titelt 
„Zeit online“ vom 3. Dezember in der Überschrift 
zur Eröffnung zur Klimakonferenz, die ja seit eini-
gen Tagen läuft. 

Das ist der erste Hintergrund, warum wir uns heu-
te Morgen mit diesem Gesetzentwurf ordentlich 
auseinandersetzen wollten. 

Der zweite ist – das wissen Sie besser als einige 
andere Ihrer Kollegen –: Der Ölpreis ist auf einem 
Rekordniveau, und wir müssen Antworten finden, 
wie wir diesem Rekordniveau begegnen wollen.  

Der dritte Hintergrund – Herr Knieps ist ja auch 
hier in der Debatte – ist, dass wir neue Arbeits-
plätze schaffen wollen. Wir hatten Gespräche mit 
Vaillant und weitere Gespräche mit mittelständi-
schen Unternehmern. Von daher lassen uns diese 
drei Gründe heute Morgen hier zusammen kom-
men.  

Diese drei Aspekte sind Herausforderungen für 
unser gesamtes energiepolitisches Handeln. Wir 
müssen das Klima schützen, wir müssen die Kos-
ten in den Griff bekommen, und wir müssen 
gleichzeitig Arbeitsplätze schaffen. Das ist kein 
Gelaber, Herr Weisbrich. An diesen Kriterien 
muss sich der Gesetzgeber orientieren. 

Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich die 
Aspekte der Reihe nach beleuchten.  

Zuerst zum Klimaschutz: Zehn Jahre nach Kioto 
sind die weltweiten Erfolge beim Klimaschutz ü-
berschaubar. Ein internationaler Nachfolgevertrag 
muss her. Und klar ist auch, dass die Umsetzung 
des Nachfolgevertrags mit stärkerem Nachdruck 
verfolgt werden muss, als es bei Kioto erfolgt ist.  

Von daher ist es gut und richtig, dass die von 
CDU und SPD getragene Bundesregierung vo-
ranschreitet und ehrgeizige Klimaschutzziele flan-
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kierend durch diesen Beschluss zum Bali-Auftakt 
einbringt. Das zielt auf einen effizienten Klima-
schutz ab. „Die Warnung vor dem Nichtstun“ – 
das habe ich vorhin aus dem Artikel aus „Spiegel-
Online“ zitiert – wird von der SPD-Landtags-
fraktion regelmäßig ausgesprochen. Wir sehen, 
dass die Landesregierung – Sie bestätigen das 
durch Ihre gerade gemachten Einlassungen – die 
Hausaufgaben nicht gemacht hat und die Zeit 
verschläft. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Mehr als die Hälfte Ihrer Regierungszeit ist bereits 
abgelaufen, und Sie haben noch immer kein Kon-
zept vorgelegt. Auch vorhin waren Ihre Ausfüh-
rungen nur wenig mit Inhalt gefüllt. Gestern konn-
ten wir in der Debatte um den Umwelthaushalt er-
kennen, dass Sie nur ein Sammelsurium von 
Konzepten haben, die man wohl kaum Konzept 
nennen kann. Sonst wären wir auch nicht in ei-
nem internationalen Ranking auf Platz 12.  

Deshalb ist das Erneuerbare-Energien-Gesetz ei-
ne gute Idee, denn es beschäftigt sich mit konkre-
ten Maßnahmen, wie wir in Nordrhein-Westfalen, 
auch wenn es formuliert wäre, Klimaschutzziele 
erreichen können. Grundgedanke und die Zielset-
zung sind gut und richtig. Erneuerbare Energie 
muss im Werbebereich eingesetzt werden, denn 
jeder weiß, dass gerade hier der meiste Energie-
verbrauch stattfindet. Deshalb ist das gemeinsa-
me Ziel aller wichtig und richtig, in Wohnhäuser, 
Neubauten und in den Bestand zu gehen.  

Auch für die Wärmeversorgung gilt die Richt-
schnur: Wir müssen den Einsatz heimischer er-
neuerbarer Energien als Beitrag des Klimaschut-
zes anerkennen. Eigenheimbesitzer, Vermieter 
und Mieter benötigen kosteneffiziente Heizungen. 
Es ist eine soziale Frage, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ob man sich die Heizung noch leisten 
kann oder nicht. Von daher ist der Gesetzgeber 
aufgefordert, etwas zu tun. 

Ein Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Energien im 
Bereich der Wärme kann hierzu einen Beitrag 
leisten. Das ist für den Klimaschutz, für die Bürge-
rinnen und Bürger gerade vor dem Hintergrund 
der steigenden Öl- und Gaspreise und – das habe 
ich vorhin ausgeführt – für den Mittelstand wichtig. 
Diesbezüglich haben wir Gespräche im Wirt-
schaftsausschuss geführt.  

Das Land Baden-Württemberg hat also in der I-
dee etwas Gutes vorgelegt. Das einfach zu kopie-
ren, ist schon einmal ein interessanter Ansatz. Für 
uns Sozialdemokraten gilt aber: Im Energieland 
Nordrhein-Westfalen, dem Energieland Nummer 
eins, muss mehr Fleisch an die Knochen. 

(Beifall von Wolfram Kuschke [SPD]) 

Deswegen ist der Auftakt mit der heutigen Bera-
tung wichtig. Wir wollen das Gesetzgebungsver-
fahren nutzen, um den guten Ansatz aus Baden-
Württemberg zu verbessern. Dabei wollen wir drei 
Aspekte in unsere Überlegungen einfließen las-
sen: Wie passt der Gesetzentwurf in seiner Sys-
tematik? Wie ist die Übertragbarkeit auf NRW zu 
sehen? Wie ist die gerade von Herrn Priggen an-
gesprochene Vereinbarkeit von Bundesrecht und 
Landesrecht zu beurteilen? 

Das Konzept der Bundesregierung beinhaltet ein 
Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz. Man wird 
prüfen, welche Bereiche der Landesgesetzgeber 
regeln kann und sollte. 

Eines aber unterscheidet die Bundesmaßnahme 
vom vorgelegten Gesetz: Zwar werden für die 
Gewinnung erneuerbarer Energien verbindliche 
Regeln festgelegt. Zugleich ist aber der Bund in 
seinem Programm mit 500 Millionen € in die Vor-
hand getreten und hat gesagt, dass es unterstützt 
werden soll. 

Die Schwäche des Baden-Württemberger Geset-
zes ist die Verteilung der Kosten, nämlich sehr 
einseitig auf Eigentümer von Wohnhäusern, die 
Klimaschutzmaßnahmen durchführen sollen. Hier 
müssen bei den Neubauten – Herr Priggen hat es 
aufgeführt – 20 % und bei alten Gebäuden auch 
unter der Berücksichtigung von Härtefallklauseln 
10 % aus erneuerbaren Energien gesichert wer-
den. Das ist so weit gut und richtig. Aber es er-
fasst einen großen Teil privater Nutzer und priva-
ter Eigentümer.  

Es kann jedoch nicht sein, dass das der einzige 
Aspekt ist. Deswegen ist für uns wichtig, dass sich 
die öffentliche Hand diesen Maßnahmen nicht 
entziehen kann und darf. Wir alle wissen, welche 
Vorbildfunktion gerade öffentliche Gebäude und 
die öffentliche Hand hat. Das ist hier auch weitge-
hend Konsens. Hierin ist für uns die Schwäche zu 
sehen.  

Über die Schwächen im Gesetz und in den An-
wendungsfeldern werden wir im Beratungsverfah-
ren sprechen. Ich freue mich sehr auf die Diskus-
sion, zumal die Kolleginnen und Kollegen der 
CDU und der FDP in Baden-Württemberg ein viel 
visionäreres Ziel, was den Klimaschutz angeht, in 
ihren Landtag eingebracht und unterstützt haben. 
Sie können mit konkreten Maßnahmen glänzen, 
ganz im Gegenteil zu den hier Versammelten. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stinka. – Jetzt redet für die FDP-Fraktion 
Herr Kollege Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Bundesregierung hat vor 
zwei Tagen ihr Energie- und Klimaprogramm be-
schlossen. In seiner Tragweite ist es ohne Vorbild. 
Gerade deshalb beinhaltet es nämlich nicht nur 
Chancen, sondern auch unabschätzbare Risiken 
für unsere Volkswirtschaft.  

Es wird sich auf Bali und den Folgekonferenzen 
zeigen, ob die deutsche Vorreiterrolle andere 
Staaten tatsächlich ermuntert, sich ebenfalls ehr-
geizige Ziele zu setzen. Die Europäer alleine kön-
nen das Klima jedenfalls nicht retten. Hierzu be-
darf es in besonderem Maße der Mitwirkung 
durch die Amerikaner, Chinesen und Inder. 

Es wäre allerdings kein Novum, dass ein vor-
schneller Alleingang im globalen Konkurrenz-
kampf gnadenlos bestraft wird. Den Vorteil des 
First Mover gibt es nämlich nicht überall. Häufig 
zeigt sich, dass Volkswirtschaften, die sehr 
schnell sehr viel bewegen wollen, nicht den größ-
ten Nutzen haben, mit Sicherheit aber die höchs-
ten Kosten bei der Erprobung junger Techniken. 
Ergo gilt: Wir müssen mit Augenmaß agieren und 
dürfen nicht überziehen. Deshalb hätte ich mir 
gewünscht, dass die Bundesländer, die einen we-
sentlichen Beitrag zur Erreichung des Redukti-
onsziels leisten müssen, bei der Festlegung die-
ser Vorgaben seitens des Bundes beteiligt worden 
wären. Dies gilt in besonderer Weise für die Aus-
arbeitung des hierzu erforderlichen Maßnahmen-
pakets. 

Das von der Bundesregierung beschlossene Bün-
del unterschiedlichster Maßnahmen beinhaltet un-
ter anderem die Förderung erneuerbarer Energien 
zur Beheizung von Gebäuden. Ich begrüße aus-
drücklich, dass entgegen der ursprünglichen Pla-
nung nicht jedem einzelnen Hausbesitzer ein fes-
ter Prozentsatz erneuerbarer Energien beim Hei-
zen vorgegeben wird. Es wäre nahezu absurd 
gewesen, einen Eigentümer, der in seinem Be-
standsgebäude den Heizkessel erneuert und Iso-
lierfenster einsetzt, zusätzlich zu verpflichten, eine 
Anlage zur Wärmegewinnung aus erneuerbaren 
Energien einzubauen.  

Nichtsdestotrotz fehlt mir bei der jetzigen Rege-
lung jedoch grundlegend an Flexibilität. Ich hätte 
mir unter Berücksichtigung klar definierter Rein-
vestitionszyklen größere Freiräume ohne die Fest-
legung auf bestimmte Technologien gewünscht. 
Es wäre intelligenter gewesen, die Volkswirtschaft 
zur Produktion einer bestimmten Menge erneuer-

barer Wärme zu verpflichten und alles andere den 
Subprozessen des Marktes zu überlassen.  

Wir könnten zum Beispiel die Brennstoffhändler 
auf der ersten Handelsstufe zur Nutzung oder 
zum Ankauf erneuerbarer Wärme verpflichten. Sie 
könnten entsprechende Nachweise bei den 
Hausbesitzern einkaufen, die Wärme regenerativ 
produzieren. Das, meine Damen und Herren, wä-
re ein marktwirtschaftlicher Investitionsanreiz für 
die Hausbesitzer, für den es kein Staatsgeld ge-
ben müsste. Aber stattdessen erkauft sich Bun-
desregierung die Freiwilligkeit regenerativer Wär-
megewinnung in Altbauten durch massive Sub-
ventionen, um entsprechende Investitionen aus-
zulösen. Mit einem optimalen Einsatz von Kapital 
hat dies nun wirklich nichts mehr zu tun.  

Mir erscheint zudem ein Flickenteppich unter-
schiedlichster Regelungen in den einzelnen Bun-
desländern nicht erstrebenswert. Deshalb haben 
wir es hierbei nicht für ratsam befunden, Herr Kol-
lege Priggen, in einen übermäßigen Wettlauf mit 
Baden-Württemberg einzutreten. Wir teilen uns 
unsere Kräfte gut ein, beispielsweise für unseren 
Weg zum Innovationsland Nummer eins innerhalb 
der Bundesrepublik. Herr Oettinger wird hierbei 
unseren Atem schon bald zu spüren bekommen. 
– Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und Christian Weisbrich 
[CDU]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Brockes. – Jetzt hat für die Landesregie-
rung Frau Ministerin Thoben das Wort. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der von den Grü-
nen eingebrachte Gesetzentwurf deckt sich zu 
95 % mit dem Entwurf Baden-Württembergs. 

Natürlich ist eine Debatte darüber grundsätzlich 
sinnvoll, Herr Priggen, durch welche Maßnahmen 
man den Einsatz erneuerbarer Energien im Wär-
memarkt steigern kann. Mit der Zielsetzung des 
Gesetzentwurfs haben wir deshalb auch keine 
Probleme.  

NRW liegt beim Einsatz erneuerbarer Energien im 
Wärmesektor erst bei rund 6 %, während beim 
Strom immerhin schon 14 % erreicht worden sind. 
Deshalb haben wir auch bereits Anfang des Jah-
res – Herr Priggen spricht immer von „Sammelsu-
rium“ und sagt, er wisse nicht, was das alles solle 
– eine Reihe von Maßnahmen für Nordrhein-
Westfalen beschlossen: das „NRW Konzept Er-
neuerbare Energien“ und die Biomassestrategie, 
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im Rahmen derer wir uns durch Beratungspro-
gramme, Informationsveranstaltungen usw. für die 
breite Bevölkerung und für die zu beteiligenden 
Wirtschaftsorganisationen mit dem Feld erneuer-
barer Energien und Ausbau in Nordrhein-
Westfalen befassen.  

Ich komme zum eigentlichen Punkt, über den wir 
heute reden und bei dem wir wahrscheinlich un-
terschiedlicher Meinung sind: Wir hatten erstens 
am Gesetzentwurf Baden-Württembergs eine 
Menge inhaltlicher Kritik. Aber zweitens ist dieser 
Entwurf dadurch überholt, dass die Bundesregie-
rung im Oktober einen Entwurf zum Erneuerbare-
Energien-Wärme-Gesetz vorgelegt hat.  

Als Landesregierung haben wir dazu übrigens 
schon auf Arbeitsebene heftig Stellung genom-
men und einige Änderungen am jetzt vorliegen-
den Gesetzentwurf erreichen können. Dabei ging 
es zum Beispiel um die Frage, was wir mit dem 
Gebäudebestand machen wollen. Ich muss Ihnen 
sagen: Wir sind tatsächlich der Auffassung, dass 
Sie möglicherweise, wenn Sie den Austausch von 
Heizungsanlagen immer zwangsweise mit einem 
Nachweis verbinden wollen, einen bestimmten 
Anteil erneuerbarer Energien zu berücksichtigen, 
an einer völlig falschen Stelle im Haus anfangen.  

Es kann sein – das habe ich schon einige Male hier 
vorgetragen –, dass der erste wichtige Schritt – 
damit kein Unsinn passiert, bieten wir deshalb die 
Initialberatung an – häufig darin liegt, dass man 
neue Fenster braucht und die Wände dämmen 
muss. Dann braucht man möglicherweise eine Hei-
zungsanlage, die nur noch ein Drittel der bisheri-
gen Dimension hat. Diese Schritte tragen doch e-
benfalls zu einer erheblichen Reduzierung der E-
missionen bei. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Beim Gebäudebestand halten wir nichts vom ord-
nungsrechtlichen Rahmen. Dabei gehen unsere 
Auffassungen auseinander. Der Meinung, dass 
wir im Gebäudebestand das Ordnungsrecht nicht 
haben wollen, ist übrigens die Bundesregierung 
gefolgt. In ihrem Vorschlag bezieht sich das An-
reizprogramm auf den Gebäudebestand. Wir wol-
len, dass sich Leute, weil es preiswerter wird, als 
es ohne die Fördermaßnahme wäre, frühzeitiger 
für energetische Ertüchtigung und für das Aus-
wechseln der Heizungsanlage entscheiden.  

Wir waren darüber hinaus der Auffassung – es 
kann sein, dass Sie das auch anders sehen –: 
Wenn man auf welchem Wege auch immer unter-
halb der Vorgaben der Energieeinsparverordnung 
bleibt, ist es auf jeden Fall positiv zu bewerten. 
Dann braucht man für unsere Begriffe kein Ord-

nungsrecht. Wir halten also den anderen Weg für 
wichtiger.  

Ich komme zu den jetzt noch bestehenden Rege-
lungsmöglichkeiten. Konkurrierende Gesetzge-
bung bedeutet, dass wir, weil der Bund den Um-
gang mit Neubauten abschließend im Ordnungs-
recht regelt, keine Handlungsspielräume mehr 
haben. Der Bund hat offen gelassen, ob wir auf 
Landesebene im Bestand noch besondere Rege-
lungen verabreden wollen. Wir werden wahr-
scheinlich darüber debattieren müssen, ob wir das 
wollen oder nicht. Dazu habe ich Ihnen unsere 
Meinung nach jetzigem Stand der Überlegungen 
vorgetragen.  

Außerdem finde ich: Wir machen bei diesen De-
batten immer einen Fehler. Es gibt kein Feld der 
Wirtschaft oder der Versorgung, in dem so viele 
Veränderungen weltweit, national und auf Lan-
desebene stattfinden. Dann kann man einen Ver-
such unternehmen, dies alles in eine Zusammen-
schau zu bringen; das geht aber nicht im 
Schweinsgalopp. Deshalb werden Sie mir noch 
zwei Monate den Vorwurf machen können, wir 
hätten kein Konzept. Aber überlegen Sie bitte, 
welche Gesetzesinitiativen durch die gestrigen 
Kabinettsbeschlüsse auf Bundesebene in das Be-
ratungsverfahren von Bundestag und Bundesrat 
eingehen. Wir sind in all diesen Gesetzesvorha-
ben bereits im Vorfeld tätig geworden und werden 
das auch im weiteren Gang der Gesetzgebung 
tun. Das sind alleine – ich habe den dicken Ord-
ner dabei – 30 unterschiedliche, auch in ihrer Di-
mensionierung noch abzuwägende Elemente. Da 
konterkariert das eine das andere.  

Noch einmal: Das Gesetz, das Sie hier vorge-
schlagen haben, ist überflüssig. Im Ziel stimmen 
wir überein. Lassen Sie uns die Debatte bitte an-
hand von Gesetzesvorhaben führen, die bundes-
weit gelten.  

Unsere Beratungsleistungen – noch einmal – sind 
ziemlich ausgefuchst. Das bestätigen übrigens 
alle hier im Land. Ich sehe für das Gesetz also 
keinen Bedarf. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Die Debatte geht weiter. Herr Kollege 
Stinka ist der Nächste, danach Herr Lienenkäm-
per. Bitte erst der Abgeordnete Stinka für die 
SPD-Fraktion.  

André Stinka (SPD): Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr geehrter Herr Präsident! Noch zwei 
Anmerkungen. Einmal zu Herrn Brockes: Herr 
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Brockes, wenn ich von Ihnen den Satz höre, dass 
der Einsatz von Kapital nicht optimal gewährleistet 
sein kann, dann wundert mich das vor dem Hin-
tergrund, dass die Deutsche Bank in der letzten 
Woche angekündigt hat, dass sie ihr gesamtes 
Verwaltungsgebäude sanieren will mit dem Ziel, 
Energie einzusparen.  

Die Deutsche Bank kann nun wirklich nicht die 
Vorfeldorganisation der SPD genannt werden. 
Von daher wird es gerade diese Bank wissen, wa-
rum sie in diesen Bereich Finanzmittel steckt und 
investiert.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Das ist richtig!) 

– Ja, dann müssen Sie das auch sagen, wenn Sie 
es richtig finden.  

Das Zweite: Die Allianz-Versicherung hat einen 
Windpark gekauft, auch vor dem Hintergrund, 
dass sie a) Geld vernünftig anlegen will und b) 
deutlich erkennt – und die Münchener Rück mit ihr 
zusammen –, dass gerade die Klimaauswirkun-
gen massive wirtschaftliche Schäden verursa-
chen. Von daher ist es richtig zu gucken, wo ich 
Geld einsetze. Das aber so pauschal abzulehnen 
und zu sagen, die EU sollte nicht der Vorreiter 
sein, halte ich für falsch.  

Wir sind die Nation mit einer der größten Indust-
rieansiedlungen auf der Welt. Wir haben eine 
Verpflichtung, die auch Sie anerkennen müssen, 
Herr Brockes, auch wenn das manchmal schwer 
fällt. Wir haben dadurch mehr Vorteile als 
Nachteile, wenn man es konzeptionell macht. Ge-
nau dieses Konzept ist es, das die SPD-Fraktion 
häufig einfordert.  

Wir wissen sehr wohl, dass wir uns die Einsatz-
möglichkeiten von Biomasse, Photovoltaik und 
Solarthermie genau angucken müssen. Von daher 
sind Konzepte wichtig und richtig, denn sonst wird 
Geld verbrannt. Also muss man genau hinschau-
en; das macht Sinn. Unsere Kritik ist, dass das 
immer so lange dauert. Dass man genau hin-
schaut, ist gar keine Frage. Der Markt, Herr Bro-
ckes, regelt eben nicht immer alles. Das ist eine 
klare, eindeutige Ansage.  

Frau Thoben, zu Ihrer Aussage, dass man bei 
Gebäudesanierung eine Gesamtbetrachtung ma-
chen muss: Das ist richtig. Es macht wenig Sinn, 
nur eine neue Heizung einzubauen, und alles an-
dere bleibt schlecht. Nur: Eine Richtschnur ist ge-
rade für den Mittelstand, wichtig. Wir hatten das 
Gespräch mit Vaillant. Sie müssen wissen, in wel-
che Richtung der Zug bei der Förderung fährt. 
Sonst werden sie beispielsweise solarthermische 

Produktion nicht auflegen, weil sich das nicht 
rechnet.  

(Ministerin Christa Thoben: Das ist eine ganz 
andere Frage!) 

– Nein, das sind nicht andere Fragen. Das sind 
die Fragen, die sie stellen, weil sie im Markt ver-
unsichert sind. Von daher ist die Ansage des 
Staates ganz klar. Er hat die Pflicht zu sagen, in 
welche Richtung der Zug geht, wohin wir wollen. 
Vaillant hat uns das sehr deutlich gesagt. Bei Vail-
lant besteht auch nicht die Gefahr, dass die Fir-
mengruppe auf der Seite der Sozialdemokraten 
ist. Das ist ein Unternehmen, das in Nordrhein-
Westfalen ein wichtiger Player ist. Sie müssen 
wissen, wo es hingeht.  

Solarthermie ist eine Chance für dieses Unter-
nehmen genauso wie für Schüco. Wenn ich sage, 
mit welchen Quoten und in welchen Bereichen ich 
Altbausanierung betreibe, also ein Gesamtkon-
zept bei der Altbausanierung habe, dann werden 
diese Unternehmen auch investieren, und zwar 
erst dann und nicht vorher. – Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stinka. – Jetzt spricht für die CDU-
Fraktion Herr Abgeordneter Lienenkämper.  

Lutz Lienenkämper*) (CDU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-
gen! Einig sind wir uns sicherlich darin, dass der 
Schutz des Klimas eine der wichtigsten Heraus-
forderungen für die Menschen in diesem Jahr-
hundert ist. Einig sind wir uns auch, dass erneu-
erbare Energien in Zukunft dabei einen wichtigen 
und steigenden Beitrag leisten können und eine 
zentrale Säule in der Klimaschutzpolitik bilden 
werden. Das gilt auch für den Wärmesektor, in 
dem erneuerbare Energien einen wichtigen und 
wachsenden Beitrag leisten können und müssen.  

Vorgetragen wurde umfangreich, was die Bundes-
regierung am vergangenen Mittwoch vorgelegt 
hat. Es ist ein umfangreiches Maßnahmenpaket, 
das bereits konkrete Schritte enthält, um die deut-
schen Klimaschutzziele zu erreichen.  

Lassen Sie mich noch einige Anmerkungen dazu 
machen, dass Sie uns, Herr Kollege Priggen, im-
mer wieder vorwerfen, die Landesregierung habe 
eigentlich überhaupt kein eigenes Konzept. Bei 
genauer Betrachtung ist exakt das Gegenteil der 
Fall. Die Landesregierung hat bereits im Februar 
dieses Jahres ein energiepolitisches Konzept vor-
gelegt. Darin ist das NRW-Konzept „Erneuerbare 
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Energien“ enthalten. Innerhalb dieses Konzeptes 
finden Sie einen Zwölf-Punkte-Plan, der bereits 
klimapolitische Ziele bis zum Jahre 2020 für den 
Wärmemarkt benennt.  

Ich zitiere drei Punkte daraus, damit deutlich wird, 
wohin die Reise aus Sicht der Landesregierung 
geht: Erstens. Zielvorgabe für den Neubausektor, 
Wärmeversorgung: mindestens 20 % Deckung 
aus erneuerbaren Energien. Zweitens. Zielvorga-
ben für öffentliche Einrichtungen und Gebäude: 
Versorgung mit Kraft-Wärme-Kopplung mit einem 
Deckungsbeitrag von mindestens 20 %. Drittens. 
Zielvorgabe für Gebäudesanierungen: mindestens 
20 % der Sanierungen mit Umstellung der Hei-
zung und Warmwasserversorgung auf Systeme 
mit Nutzung erneuerbarer Energien. – Dieses lie-
ße sich weiter fortführen.  

Stattdessen bringen Sie heute einen Gesetzent-
wurf ein, den Sie, wie Sie selber gesagt haben, 
aus Baden-Württemberg übernommen haben – 
und das in einer Situation, in der auf Bundesebe-
ne der Gesetzentwurf der Bundesregierung be-
ginnt, das normale parlamentarische Verfahren zu 
durchlaufen.  

Frau Ministerin Thoben hat die bisherigen Stel-
lungnahmen der Landesregierung ausführlich 
vorgetragen. Dem ist von meiner Seite nichts 
mehr hinzuzufügen. Wir glauben, dass es richtig 
ist, eher auf den Anreizweg als auf staatliche Re-
gelungen zu setzen.  

Wenn Sie, Herr Kollege Priggen, das Handwerk 
erwähnen und den Kollegen Knieps dabei zitieren, 
dann kann ich Ihnen nur sagen: Auf dem Anreiz-
wege wird das Handwerk sehr viel mehr profitie-
ren als auf dem Wege, dass wir staatliche Vorga-
ben machen.  

(Beifall von CDU und FDP)  

Das ist jedenfalls unsere Überzeugung wie auch 
die Überzeugung des Handwerks selbst. 

Wir sind daran interessiert, einen konstruktiven 
Dialog zu führen. Die Ziele sind, wie gesagt, rich-
tig beschrieben. Wenn ich mir allerdings die Situa-
tion in Berlin und anderswo ansehe, dann muss 
ich feststellen: Die Dinge sind im Fluss, und Ihr 
Gesetzentwurf ist überflüssig. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Kolle-
ge Lienenkämper. – Die FDP-Fraktion wird jetzt 
durch Herrn Brockes vertreten. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Kollege Stinka, es 
wäre schon fair, wenn Sie zuhören würden, was 
man sagt, und die Fakten nicht verdrehen würden. 
Deshalb muss ich noch einmal klarstellen, dass 
die FDP auf keinen Fall gegen Klimaschutz ist – 
ganz im Gegenteil – und Investitionen in diesem 
Bereich für absolut sinnvoll und notwendig hält. 
Aber – das ist der entscheidende Punkt – wir 
müssen schauen, dass wir die Investitionen dort 
tätigen, wo sie den größten Nutzen haben. Wir 
müssen das Geld dort einsetzen, wo es für das 
Klima am sinnvollsten ist. 

Deshalb betone ich an dieser Stelle noch einmal: 
Es macht wenig Sinn, auch noch am kleinsten 
Schräubchen in Nordrhein-Westfalen zu drehen. 
Es ist in Teilen viel sinnvoller, wenn wir dafür sor-
gen, dass unsere hochmoderne Technik – gerade 
im Kraftwerksbereich –, dass unsere Kohlekraft-
werke mit einem Wirkungsgrad von 46 bis 48 % 
zukünftig auch in Indien, China und dergleichen 
eingesetzt und dort nicht Kraftwerke gebaut wer-
den, die sich auf einem Stand der Technik wie vor 
20 Jahren befinden. 

Meine Damen und Herren, so können wir dafür 
sorgen, dass wir tatsächlich etwas für den Klima-
schutz erreichen. Das muss unser gemeinsames 
Ziel, unser globales Ziel sein. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Brockes. – Jetzt ist Herr Priggen für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen dran. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Frau Ministerin! Herr 
Lienenkämper, Sie und auch Herr Weisbrich ha-
ben davon gesprochen, sich mehr auf Anreize zu 
konzentrieren. Aber wo sind sie im Haushalt 
geblieben? 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir haben gestern miterlebt, wie Sie die beiden 
Anträge, die genau in den Bereich gehen, abge-
lehnt haben. Es gibt immer das Spiel: Der Bund 
macht ein Förderprogramm. Wir müssen etwa 
20 % der Mittel nach NRW lenken; das entspricht 
dem Bevölkerungsanteil. Tun wir ein kleines Addi-
tiv drauf, haben wir die Chance, mehr hierhin zu 
lenken. Das machen Baden-Württemberg und 
Bayern. Genau deswegen sind sie an der Stelle 
besser, und Baden-Württemberg macht zusätzlich 
ein Gesetz.  

Ich kann nachvollziehen, dass Ihnen das nicht 
ganz angenehm ist, weil es aus der CDU zusam-
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men mit der FDP kommt. Ich hätte hier die Rede 
des FDP-Sprechers aus dem Landtag Baden-
Württemberg halten können. Das, was Sie hier 
eindeutig zu Protokoll gegeben haben, ist eine 
Absage der nordrhein-westfälischen Fraktionen 
CDU und FDP an eine gesetzliche Regelung, wie 
sie in Baden-Württemberg – mit Handwerk 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

und Wohnungsbauverbänden in Anhörungen be-
sprochen – selbstverständlich ist. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Peinlicher geht 
es nicht!) 

Das ist das, was Sie an der Stelle machen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Prig-
gen, gestatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Eiskirch von der SPD-Fraktion? 

Reiner Priggen (GRÜNE): Ja, natürlich. 

Thomas Eiskirch (SPD): Kollege Priggen, Sie 
sind gerade noch einmal auf Herrn Brockes ein-
gegangen. Teilen Sie meinen Eindruck, dass Herr 
Brockes und die FDP versuchen, damit eine Stra-
tegie zu verfolgen, die heißt: „Rettet die Welt, aber 
bitte nicht hier!“? Herr Brockes hat ja recht, wenn 
er sagt: Man muss gucken, wie es in der Welt 
aussieht. Aber sind Sie der Meinung, dass 
daneben nicht auch konkrete Vorschläge auf den 
Tisch müssten, wie man dort, wo man selber Ein-
fluss nehmen kann, diesen auch wahrnimmt? 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Eiskirch, es wur-
de schon zweimal von Herrn Brockes von den 
Amerikanern, Chinesen und Indern gesprochen, 
den Chinesen und Indern mit ihren schlechten 
Kraftwerken. Wir haben doch keinen Dissens dar-
über, dass dort modernste Kraftwerke gebaut 
werden sollen. Aber die Baustelle hier, angeregt 
durch einen Gesetzentwurf der CDU und der FDP 
in Baden-Württemberg, befasst sich konkret mit 
Wohngebäuden bei uns, die mit Öl und Gas be-
heizt werden. Das ist kein Wolkenkuckucksheim 
irgendwo in Indien oder China. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist die Frage: Was kann man hier konkret tun? 

Wir sind in einem parlamentarischen Wettstreit. 
Man kann niemandem vorwerfen, ein Gesetz in 
die Beratung einzubringen. Der Bund hat auch 
eins, lassen Sie uns beide nebeneinander legen. 
Wir haben zum Glück eine verabschiedete Vorla-
ge aus Baden-Württemberg. Lassen Sie uns das 
vergleichen. Die Anreize dort sind besser. 

Frau Ministerin, Sie irren sich, wenn Sie sagen, 
die konkurrierende Gesetzgebung verhindert, 
dass man bei Neubauten andere Regelungen tref-
fen könnte. Ich darf noch einmal aus dem Entwurf 
vorlesen – gestern, 17 Uhr, Internet, § 5 Anteil Er-
neuerbare Energien –: 

„Bei Nutzung von solarer Strahlungsenergie 
wird die Pflicht nach § 3 Abs. 1 dadurch erfüllt, 
dass Sonnenkollektoren mit einer Fläche von 
mindestens 0,04 m² Kollektorfläche je Quad-
ratmeter Nutzfläche installiert werden. Die Län-
der können insoweit höhere Mindestflächen 
festlegen.“ 

Das räumt die Bundesregierung den Ländern 
auch bei Neubauten ein. Ich bin durchaus offen, 
im Detail darüber zu diskutieren. Wenn Sie dann 
fragen, ob es nicht besser ist, die Wärmedäm-
mung oder den Fensteraustausch als Additiv zu 
kombinieren, können wir doch fachlich darüber 
reden. Wir können besser sein als Baden-
Württemberg. Das muss unser Ziel sein. Aber zu 
sagen, das ist überflüssig, es braucht kein Ge-
setz, ist der Offenbarungseid der Fraktionen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Letzter Satz: Das Gesetz in Baden-Württemberg 
ist im Dezember letzten Jahres aus der CDU-
Fraktion durch eine Ankündigung des CDU-
Fraktionsvorsitzenden angestoßen worden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Das ist der Anstoß 
gewesen. Das sollte eigentlich die Vorlage für die 
CDU hier sein. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Priggen. – Frau Thoben, bitte schön. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Priggen, wir werden 
selbstverständlich umfänglich und ausführlich 
darüber diskutieren. Nur, wir müssen doch eines 
zur Kenntnis nehmen: Herr Stinka hat alles, was 
er aus den Branchen hört – nehmen wir Vaillant, 
gehen Sie davon aus, dass auch wir mit Vaillant 
sprechen –, auf dieses Gesetz projiziert. Das ist 
gar nicht deren Argument; das wissen Sie auch. 
Es geht viel stärker um Energieeinspeisevergü-
tung und solche Elemente. Das wird völlig ge-
trennt ebenfalls novelliert. 

Ich möchte uns eigentlich nur dazu auffordern, 
nicht von einem Gesetz alles zu verlangen und 
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dafür in Kauf zu nehmen, dass wir falsche Anreize 
und falsche Rechtsrahmen setzen. Das ist mein 
Argument.  

Ich will deshalb noch einmal Folgendes sagen, 
Herr Priggen: Wir haben erreicht, dass wir sogar 
im Neubausektor ohne eine Festlegung der Tech-
nologie auskommen. Wenn es auf anderem Wege 
gelingt, die Vorgaben der Energieeinsparverord-
nung zu unterbieten, also zum Beispiel ein Pas-
sivenergiehaus zu bauen, kann man damit auch 
ohne erneuerbare Energien einen erheblichen 
Beitrag zu einer CO2-Reduzierung leisten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Es wäre falsch, diese Wege auszuschließen. 
Deshalb darf man von einem Gesetz nicht alles 
erwarten. Wir haben Argumente dafür, Varianten 
zuzulassen, die als Erfüllung des Gesetzesziels 
gelten können. Dass man diese Möglichkeiten er-
weitert, war unser Punkt. 

Ich glaube auch nicht, dass es uns hilft, laufend 
die CO2-Vermeidungskosten zu vergleichen. Ich 
stimme Ihnen zu, dass wir im Gebäudebestand 
besser werden können und müssen. Das ist un-
bestritten; denn dort verplempern wir besonders 
viel Energie. Der Bund hat im Rahmen dieser Be-
ratungen jetzt aber ein zusätzliches Förderpro-
gramm aufgelegt, dessen Volumen im Zuge der 
Kabinettsberatungen gegenüber der Vorlage so-
gar noch einmal erhöht wurde. 

Lassen Sie uns doch dieses Programm, das ab 
Februar oder März umgesetzt wird, möglichst um-
fänglich mit allen gemeinsam hier im Land 
verbreiten, damit es stark in Anspruch genommen 
wird, und nicht schon wieder etwas draufsatteln. 
Ich habe etwas dagegen, dass wir noch nicht 
einmal drei Monate geduldig die Wirkung jeder 
einzelnen Maßnahme abwarten können und 
gleich schon wieder eine neue Forderung aufstel-
len. Das wird nichts. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Eine letzte Anmerkung, Herr Stinka: Im Klimapa-
ket der Bundesregierung ist ein Element enthal-
ten, das Sie auf Landesebene überhaupt nicht 
umsetzen können, nämlich die Regelung zu den 
energieeffizienten Produkten. Wir haben im Aus-
schuss und in meinem Haus einige Male mit vie-
len Fachleuten darüber gesprochen. 

Die Klassifizierung von Elektrogeräten hat in den 
letzten Jahren aus der Perspektive der Verbrau-
cher ihren Sinn verloren, weil die Leistungsfähig-
keit der Geräte enorm gesteigert worden ist. Jetzt 
sind nämlich alle Produkte als A, AA und AAA 
eingestuft, sodass niemand mehr weiß, ob er nun 

ein günstiges oder ein ungünstiges Produkt ge-
kauft hat. 

Deshalb haben wir uns gemeinsam für eine neue 
Kennzeichnungspflicht stark gemacht – und das 
muss europaweit erfolgen –, damit der Verbrau-
cher weiß, wie viel Strom ein Gerät im Monat be-
nötigt – ob er nun einen Föhn, einen Kühlschrank 
oder sonst etwas kauft. Dann weiß er, was er ge-
kauft hat. Diese Vergleichsmöglichkeit hat der 
Kunde bisher nicht. 

Das ist auch aus der Perspektive von Vaillant und 
anderen Lieferanten ein wichtiges Element, Herr 
Stinka. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Meine Damen und Herren, wenn ich 
es richtig sehe, haben wir jetzt die Beratung be-
endet. 

Dann stimmen wir ab. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Gesetzentwurfes Drucksache 
14/5576 an den Ausschuss für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie – federführend –, den Aus-
schuss für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz sowie den Aus-
schuss für Bauen und Verkehr. Wer damit einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Ist 
jemand dagegen? – Enthaltungen? – Dann haben 
wir das einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

3 Gesetz zur Kommunalisierung von Aufga-
ben des Umweltrechts 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4973 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Kommunalpolitik  
und Verwaltungsstrukturreform  
Drucksache 14/5588 

dritte Lesung 

Da eine Rücküberweisung an den Ausschuss 
nicht erfolgte, ist die Empfehlung zur zweiten Le-
sung auch die Beratungsgrundlage zur dritten Le-
sung. 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion dem Abgeordneten Löttgen das Wort. 

Bodo Löttgen (CDU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Da-
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men und Herren! Da der Jahreswechsel in Sicht-
weite ist, wurde in einem Gespräch am gestrigen 
Abend auch die Ihnen sicher bekannte Traditions-
sendung „Dinner for One“ erwähnt. Ich fühlte mich 
bei dem Kernsatz „Der gleiche Ablauf wie in je-
dem Jahr, Miss Sophie? – Der gleiche Ablauf wie 
in jedem Jahr, James“ doch sehr an die Vorge-
hensweise der Opposition erinnert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Op-
position, Ihnen ist es gleich, ob geänderte Rah-
menbedingungen eine Reaktion verlangen. Ihnen 
ist es gleich, ob eine Aufgabe bürgernah erledigt 
werden kann. Ob es sich um die Befreiung von 
kommunal belastenden Standards, um die Straf-
fung der Behördenstruktur oder um die gesamte 
Verwaltungsstrukturreform handelt – Sie malen 
mit viel Getöse einen neuen Pinselstrich auf Ihr 
landespolitisches Untergangsgemälde und mei-
nen, das wäre schon eine Leistung an sich. 

Wenn Ihnen wirklich an weiteren Beratungen und 
mehr inhaltlicher Auseinandersetzung mit dem 
Thema „Kommunalisierung der Umweltverwal-
tung“ gelegen wäre, Frau Schulze, warum verlässt 
die SPD dann die Sitzung des Umweltausschus-
ses just in dem Moment, als es um die Diskussion 
zu diesem Thema geht? 

(Svenja Schulze [SPD]: Weil Sie nicht mit 
uns diskutieren wollen!) 

Warum behauptet Herr Körfges von der SPD oder 
Herr Becker von den Grünen, sowohl im Aus-
schuss als auch vorgestern im Plenum, Ihnen wä-
ren wichtige Informationen – dabei ging es um 
das Protokoll der Anhörung – zu spät zugesandt 
worden, obwohl ich Ihnen bereits im Ausschuss 
nachgewiesen habe, dass dies nicht der Fall war? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in aus-
reichender Zeit wurden alle Argumente zur Kom-
munalisierung der Umweltbehörden ausgetauscht. 
Ich möchte sie kurz zusammenfassen. 

Erstens. Nach einer Aufgabenkritik werden Auf-
gaben, die kommunal erledigt werden können, 
zukünftig auch von den Kommunen erledigt. Das 
bedeutet in 70 % der Fälle kürzere Wege und ver-
knüpft vorhandene Kompetenzen bei den Kreisen 
mit den neu hinzugekommenen. 

Zweitens. Für 30 % der Fälle, für die hochkomple-
xen Anlagen im Bereich des Umweltrechtes, blei-
ben weiterhin die Bezirksregierungen zuständig. 

Drittens. Der Aufgabe folgt das Personal. Hier hat 
der Änderungsantrag von CDU und FDP die ge-
forderte Verbesserung der finanziellen Ausstat-
tung im Sinne der kommunalen Spitzenverbände 
für die Kommunen erreicht. 

Viertens. Weitere Fragen der Konnexität wurden 
durch die Ministerien aus unserer Sicht hinrei-
chend geprüft. 

Die von Ihnen ins Feld geführten Argumente sind 
aus unserer Sicht nicht stichhaltig. Die dazu vor-
liegenden Pressemeldungen des Landkreistages 
und mehrerer Landkreise, also der Betroffenen 
vor Ort, die im Übrigen unseren Weg durchweg 
unterstützen, sind Ihnen von Herrn Ortgies, von 
Minister Wolf und auch von mir bereits genannt 
worden. 

Den gesamten Vorgang der Kommunalisierung 
der Umweltverwaltung hat die Landesregierung 
offen und ehrlich, transparent und fair gestaltet. 

(Lachen von Svenja Schulze [SPD]) 

Nur die Opposition in diesem Land sieht das et-
was anders. 

(Beifall von der CDU)  

Frau Schulze, Herr Remmel, ich bin sehr ge-
spannt und freue mich darauf, welche neuen Ar-
gumente Sie für die SPD und die Grünen in der 
Debatte vortragen werden. Ich habe jedoch die 
begründete Sorge, dass Sie der Maxime der ge-
nannten Sendungen an Silvester folgen werden: 
„The same procedure as every year.“ Nichts Neu-
es von der Opposition in Nordrhein-Westfalen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Löttgen. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt 
die Abgeordnete Schulze das Wort. 

Svenja Schulze (SPD): Meine Damen und Her-
ren! Herr Löttgen, an Admiral von Schneider kann 
man anknüpfen. „The same procedure as every 
year.“ Sie versuchen wieder einmal, ein Gesetz 
durchzupeitschen, obwohl Sie in der Expertenan-
hörung doch ganz genau mitbekommen haben, 
welche Kritik geäußert worden ist. 

(Bodo Löttgen [CDU]: Sie bedienen jedes 
Klischee!) 

Es muss Sie doch nachdenklich machen, dass es 
Ihnen gelungen ist, etwas Historisches zu errei-
chen: Die Umweltverbände und die IHK kämpfen 
gemeinsam massiv gegen dieses Gesetz. Dass 
Sie das nicht zum Nachdenken bringt, wundert 
mich wirklich. 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bedenken sind Ih-
nen völlig egal. Sie zerschlagen eine funktionie-
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rende Verwaltung. Deswegen werden wir das Ge-
setz auch in der dritten Lesung ablehnen.  

Ich will Ihnen in der Kürze der Zeit drei Gründe 
dafür nennen: Mit diesem Gesetz schaden Sie 
dem Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen. Mit 
diesem Gesetz gefährden Sie die Umwelt und vor 
allen Dingen die Menschen in Nordrhein-
Westfalen. Das Gesetz wird nicht dazu führen, 
dass Umweltrecht vor Ort wirklich überwacht und 
umgesetzt werden kann. 

Herr Welge vom Städtetag hat uns in der Anhö-
rung noch einmal eindringlich davor gewarnt, dass 
es mit diesem Gesetz zu Vollzugsdefiziten vor Ort 
kommen wird, weil das Personal nicht mehr aus-
reicht.  

Was heißt nun Vollzugsdefizite? – Das ist ein sehr 
abstraktes Wort. Das hat uns die IHK näher erläu-
tert, die nämlich befürchtet, dass sich die Geneh-
migungsverfahren deutlich verlängern werden, 
dass es in Nordrhein-Westfalen eben keine ein-
heitlichen Standards bei der Genehmigung geben 
wird und dass damit dem Wirtschaftsstandort 
Nordrhein-Westfalen geschadet wird. 

Herr Pieper von der Niederrheinischen IHK hat 
das in der Anhörung wunderbar zusammenge-
fasst. Ich möchte Ihnen dieses Zitat heute noch 
einmal vorlesen. Er hat gesagt: 

„Das wird für die Unternehmen eine Belastung 
sondergleichen werden. Wir werden längere 
Verfahren und – anders als bislang – Unsicher-
heiten über den Verfahrensausgang sowie zu-
sätzliche Kosten bekommen. Damit ist weder 
der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen, 
noch dem Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen gedient. Das ist für mich der zentrale 
Kritikpunkt an diesem Gesetzentwurf.“ 

Weiter sagt er: 

„Denken Sie bitte noch einmal darüber nach. 
Lieber ein Ende mit Schrecken als ein Schre-
cken ohne Ende.“ 

Diesem Zitat schließen wir uns gerne an. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie schaden aber auch den Menschen und der 
Umwelt in Nordrhein-Westfalen. Sie wissen, dass 
wir ein hoch verdichteter Standort sind. Es gibt 
hier sehr viel Industrie. Die wenige Umwelt, die 
wir haben, brauchen wir für die Naherholung und 
für die Menschen. Wir hatten eine Umweltverwal-
tung, die sich darum gekümmert hat, dass es 
saubere Luft gibt, die auf die Böden geachtet und 
sich um das Wasser gekümmert hat. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Das bleibt 
auch so!) 

In dieser Verwaltung war der gesammelte Sach-
verstand, das Know-how vorhanden. Das zer-
schlagen Sie und verteilen es auf die Kommunen, 
sodass jede Kommune noch ein Viertel Know-how 
hat. Damit kann man aber kein komplettes Ge-
nehmigungsverfahren mehr durchführen. Sie sor-
gen dafür, dass die Fachleute und der Sachvers-
tand in Nordrhein-Westfalen nicht mehr vorhan-
den sind. Sie sorgen dafür, dass dieses Know-
how zerschlagen wird. Sie sorgen dafür, dass 
sehr viele Leute den goldenen Handschlag an-
nehmen und in den Vorruhestand gehen 

(Bodo Löttgen [CDU]: Das ist ein Unter-
gangsszenario!) 

und dass Leute mit technischem Know-how nicht 
mehr in der Verwaltung vorhanden sind. Sie sor-
gen dafür, obwohl Sie wissen, dass es neue Auf-
gaben geben wird. In der Anhörung ist noch ein-
mal eindringlich darauf hingewiesen worden, dass 
mit dem EU-Recht neue Aufgaben auf uns zu-
kommen werden. Mehr Sachverhalte werden von 
der EU gesetzlich geregelt. Wir müssen vor Ort 
mehr umsetzen. Sie gehen hin und reduzieren in 
dieser Phase das Personal, indem Sie es über 
das ganze Land verstreuen. Mehr Aufgaben, we-
niger Personal, das Personal nicht mehr gesam-
melt an einigen Stellen, sondern über das Land 
verteilt – Sie fahren eine funktionierende Verwal-
tung zurück. 

Noch einmal: Das wird im Umweltbereich sichtbar 
werden. Wir werden irgendwann wieder eine Ka-
tastrophe haben. Dann werden Sie hier stehen 
und sagen: Wer war denn wohl dafür verantwort-
lich? Ich sage Ihnen hier und heute: Sie sorgen 
dafür, dass die Verwaltung keine vernünftige Um-
setzung mehr machen kann. Deswegen appelliere 
ich an Sie: Schließen Sie sich doch einfach der 
IHK an. Lieber ein Ende mit Schrecken als ein 
Schrecken ohne Ende. 

(Zuruf von Bodo Löttgen [CDU]) 

Lehnen Sie dieses Gesetz ab. Es hat keine wei-
terführende Funktion. Es ist wirklich so, dass Sie 
damit die Umweltverwaltung und den Vollzug von 
Umweltgesetzen vor Ort kaputt machen. Man 
weiß nicht, ob Sie das wirklich wollen. Wenn Sie 
es nicht wollen, dann hören Sie mit diesem Ge-
setz auf. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schulze. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt Herr Abgeordneter Ellerbrock. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Mr. Winterbot-
tom!) 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will vier Punkte anspre-
chen. 

Erstens. Wir haben eine Anhörung gehabt. Wir 
sind nicht beratungsresistent. Wir haben kritische 
Anregungen aufgegriffen, was sich unter anderem 
darin zeigt, dass mehr als ein Drittel der gewer-
beaufsichtlich zu genehmigenden Anlagen in der 
staatlichen Verwaltung bleibt. Hier haben wir uns 
von dem Motto leiten lassen: Nur derjenige, der 
tagtäglich mit solchen Problemkreisen umgeht, 
kann sachlich kompetent, rechtssicher und schnell 
entscheiden. Die damit verbundene Kritik der IHK 
und der Verbände ist darin eingeflossen. Zumin-
dest die Wirtschaft erkennt das an. 

Zweitens. Worum geht es heute? Worin liegt der 
Streitpunkt? – Sie haben diese dritte Lesung be-
antragt. Gestern haben wir festgestellt, dass wir 
eine unterschiedliche Auffassung hinsichtlich der 
Mitbestimmungspflicht im Gesetz hatten. Hier ste-
hen Aussagen des Verwaltungsgerichts Düssel-
dorf den Aussagen aus den Bereichen Köln, Min-
den und Aachen entgegen. Um Rechtssicherheit 
zu gewährleisten, haben die Fraktionen den strit-
tigen Punkt herausgenommen. Na und? Das ist 
doch ganz vernünftig. 

Drittens. Das Verfahren ist, wie Sie sagen, hin-
sichtlich der Beurteilung problematisch gewesen. 
Auch da muss ich sagen: Es mag nicht glücklich 
gewesen sein. Vom Prinzip her ist es nicht zu be-
anstanden, denn der Antrag wird im mitberaten-
den Ausschuss beraten. Änderungsanträge wer-
den im federführenden Ausschuss beraten. Die 
einzige Problematik liegt darin, dass diese Aus-
schüsse praktisch parallel getagt haben. Vom 
Prinzip her ist also nichts zu beanstanden, son-
dern lediglich der kurze Zeitraum. 

Meine Damen und Herren, Ihre Vorwürfe, die Sie 
und der Kollege Jäger in den letzten Tagen vor-
gebracht haben, wären um so glaubwürdiger, 
wenn Sie sich in Ihrem Verwaltungshandeln und 
Ihrem politischen Handeln in der letzten Legisla-
turperiode überzeugend anders verhalten hätten. 

(Carina Gödecke [SPD]: Das hat der Kollege 
alles schon vor zwei Tagen erzählt!) 

Ersparen Sie mir, die Vorwürfe zu wiederholen. 
Ich denke an das Landeswassergesetz, an die 

Haushaltsberatungen und an das Landespla-
nungsgesetz, zu dem Sie über 50 redaktionelle 
Änderungen am Tag der Verabschiedung einge-
bracht hatten.  

Viertens die sachliche Ebene: Meine Damen und 
Herren, Sie haben sicherlich im besten Bemühen 
um eine vernünftige Lösung – das spreche ich Ih-
nen überhaupt nicht ab – in der letzten Legislatur-
periode mit großem Aufwand angekündigt und 
versucht, eine Verwaltungsstrukturreform herbei-
zuführen. Geblieben ist letztendlich als einzige 
größere Maßnahme die Eingliederung des Lan-
desoberbergamtes in die Bezirksregierung Arns-
berg. Alles andere ist bei Ihnen im Orkus ver-
schwunden. 

Diese Verwaltungsstrukturreform, die diese Lan-
desregierung hier vorlegt – ich will nicht sagen, 
dass es die Stein-Hardenberg’schen Reformen 
sind –, ist im Gegensatz zu Ihren letztendlich 
mickrigen Ergebnissen eine Verwaltungsstruktur-
reform, die den Namen verdient hat. Dass Sie 
diese Aufregung hier womöglich aus Neid auf die-
sen Erfolg generieren, kann ich nicht verstehen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie sollten vorsichtig sein, wenn es darum geht, 
Ihre Leistungen und Ihre Aussagen mit dem in 
Zusammenhang zu bringen, was diese Landesre-
gierung und diese Oppositionsfraktionen hier ge-
leistet haben. 

(Carina Gödecke [SPD]: Sie sind die Koaliti-
on! Aber das ist schon okay! 2010 ändern wir 
das!) 

Das ist eine Verwaltungsstrukturreform, die si-
cherlich erhebliche Auswirkungen hat; allerdings 
wollen wir diese Auswirkungen. Das, was Sie hin-
gegen wollten, ist demgegenüber ein Nullum. Es 
läuft asymptotisch gegen null. Es ist nichts. – 
Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Kolle-
ge Ellerbrock. – Für Bündnis 90/Die Grünen 
spricht der Abgeordnete Remmel. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Die Herren Stein 
und Hardenberg haben sich gerade im Grab 
umgedreht bei Ihrer Rede, Herr Kollege!) 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe 
vor zwei Tagen hier gesagt, dass die Herren Uh-
lenberg, Palmen und Wolf den Sekt schon mal kalt 
stellen könnten. Heute können sie ihn aufmachen. 
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Um mit Müntefering zu sprechen: Gut für Kaputt-
macher, schlecht für Mensch und Umwelt. – 
„Skol!“, um im Bild zu bleiben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich habe gedacht, zwei Tage würden den Koaliti-
onsfraktionen und der Landesregierung vielleicht 
Gelegenheit geben, die offenen Fragen – es gibt 
eine Reihe von offenen Fragen bei diesem Ge-
setzgebungsverfahren – zu klären. Es ist aber kei-
ne einzige Frage beantwortet worden. 

Zur Mitbestimmung: Warum wird über fest veran-
kerte Rechte der Mitbestimmung so hinwegge-
gangen? – Es gibt schließlich Unterschiede. Die 
Bezirksregierung Arnsberg beteiligt die Mitarbeiter 
ordentlich. In den anderen Bezirksregierungen 
werden sie nicht ordentlich beteiligt. Warum gibt 
es diese Unterschiede? Warum wird in diesem 
Land so mit Mitbestimmungsrechten umgegan-
gen? – Sie haben diese Frage nicht beantwortet. 

Zum Vollzug: Alle Expertinnen und Experten so-
wie die Vertreter der kommunalen Spitzenverbän-
de haben gesagt, dass es jetzt schon Vollzugsde-
fizite gebe und dass infolge des Übergangs noch 
mehr Vollzugsdefizite entstehen würden. Sie ha-
ben diese Frage nicht beantwortet. Was passiert 
denn ab dem 1. Januar mit dem mangelnden 
Vollzug? – Darauf müssten Sie eine Antwort ge-
ben, aber auch hier gilt: Fehlanzeige! 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von der 
CDU: Sie müssten mal zuhören!) 

Was ist mit dem Argument, dass der Sachvers-
tand versprengt, zerbröselt und verpulvert wird? – 
Auch darauf erfolgte keine Antwort von Ihrer Sei-
te. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Nur Sprechbla-
sen!) 

Sie sagen immer, es gehe darum, nah bei den 
Menschen, nah bei den Bürgerinnen und Bürgern 
zu sein. Da frage ich mich: Wer sind denn diejeni-
gen, die etwas von den Umweltbehörden wollen? – 
Das sind die Kundinnen und Kunden. Das sind 
doch nicht die Bürgerinnen und Bürger vor Ort. Die 
Kundinnen und Kunden, also die Wirtschaft und die 
Umweltverbände, waren bisher zufrieden. Sie ha-
ben Zufriedenheit geäußert. Also, wenn Sie die 
Bürgerinnen und Bürger befragt hätten, ob sie mit 
unserer Umweltverwaltung zufrieden gewesen sei-
en, hätten Sie positive Rückmeldungen bekom-
men. Auf dieses Votum hören Sie aber leider nicht. 
Insofern sind Sie auch auf dieses offene Diskussi-
onsthema bis heute nicht eingegangen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum großen Thema Konnexität: Was gibt das für 
ein Bild? – Ich kann es an dieser Stelle nur noch 
einmal erwähnen; Sie sind ja nicht darauf einge-
gangen: Wenn es Überleitungsverträge gibt – die 
Musterverträge kennen Sie auch –, in die man 
oben hineinschreibt, dass es einen Dissens gibt, 
dann frage ich mich, wo wir in diesem Land ei-
gentlich sind. Die einen sagen, es sei verfas-
sungsrechtlich nicht in Ordnung. Die anderen sa-
gen, es sei verfassungskonform. Das muss man 
doch klären, bevor man Menschen in andere Be-
hörden umsetzt. Man kann sie doch nicht in diese 
Rechtsunsicherheit entlassen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

So etwas habe ich noch nie erlebt. Das wird Sie 
noch eine Weile verfolgen. 

Deshalb, meine Damen und Herren, richte ich 
heute noch einmal den Appell an Sie: Lehnen Sie 
dieses Gesetz ab. Es ist zum Schaden für die 
Umwelt. Es ist zum Schaden für die Menschen. 
Darauf werden wir an der einen oder anderen 
Stelle mit Sicherheit zurückkommen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Remmel. – Für die Landesregierung er-
hält jetzt Herr Minister Uhlenberg das Wort. 

(Ralf Jäger [SPD]: Der Nachfolger des Herrn 
Stein!) 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ach ja, Herr Abgeordneter Remmel, diese 
Szenarien, die Sie hier immer malen, gehen nie 
auf. 

Ich möchte ein Beispiel nennen: Ich erinnere mich 
noch an all das, was Sie hier veranstaltet haben, 
als wir die Forstreform auf den Weg gebracht ha-
ben. Das sei der Niedergang von Nordrhein-
Westfalen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das Ergebnis 
sieht man doch!) 

Davon hören Sie heute nichts mehr. Sie wird sau-
ber umgesetzt. Die Menschen sind zufrieden. Wir 
haben eine leistungsfähige Forstverwaltung, 

(Beifall von der CDU) 

und beim Thema Umweltverwaltung ist es genau-
so. 
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Zwischen dem, was Sie hier an Empörung immer 
künstlich hochziehen, und dem, was dann tat-
sächlich im Rahmen der Umsetzung in der Reali-
tät passiert, gibt es große Unterschiede. Deswe-
gen tritt eigentlich nie ein, was Sie voraussagen, 
und auch bei diesem Gesetzentwurf wird nicht 
eintreten, was Sie prophezeien. Dass dies eine 
Opposition entsprechend hochziehen muss und 
dass es Ihnen auch wehtut, wenn Reformen 
durchgeführt werden, die Sie möglicherweise 
nicht gemacht hätten, ist mir klar. 

Solche Reformen machen Sie nicht, weil Sie ein 
anderes Verständnis vom Staat haben. Sie haben 
ein anderes Verständnis von Subsidiarität. Sie 
wollen immer alles beim Staat aufhängen. Wir von 
der Koalition der Erneuerung sind für Subsidiari-
tät. Für Subsidiarität waren die Grünen früher üb-
rigens auch einmal. Die SPD wollte immer alles 
beim Staat lassen, aber die Grünen waren mal ei-
ne Partei, die einmal gesagt hat: Was eine kleine-
re Einheit erledigen kann – das gilt auch für Ver-
waltungen –, das soll sie auch erledigen können. 
Sie hängen aber immer noch an der alten Idee 
der rot-grünen Regierung, dass eigentlich nur der 
Staat in der Lage ist, auch im Bereich der Um-
weltverwaltung die Aufgaben zu bewältigen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Hier wählen wir einen völlig anderen Ansatz. Wir 
nehmen die Menschen mit. Wir nehmen die 
Kommunen mit. Aufgaben können zum Teil weg-
fallen. 

(Svenja Schulze [SPD]: Nehmen Sie auch 
die Wirtschaft mit?) 

Aufgaben können privatisiert werden. Ganz wich-
tige Aufgaben im Bereich der Umweltverwaltung 
können kommunalisiert werden. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Körfges? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Sehr gerne. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Minister, als ich 
in meinem Redebeitrag Herrn Schramma, den 
Oberbürgermeister der Stadt Köln, mit seiner Be-
fürchtung zitiert habe, es werde zu einem Mehr an 
Bürokratie und zu einem Nachteil für die Wirt-
schaft kommen, haben Sie ausweislich des Proto-
kolls den Zwischenruf platziert: Das sieht der heu-
te nicht mehr so! – Da Sie eben von Horrorszena-

rien gesprochen haben, frage ich Sie, ob Sie mir 
bitte sagen können, wann und wo sich Herr 
Schramma in eine andere Richtung geäußert hat. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Kollege Körfges, der Oberbürgermeister der 
Stadt Köln hatte ein ganz bestimmtes Anliegen im 
Raum des Zaunprinzips. Er war der Auffassung, 
dass dann die Stadt Köln für die Genehmigung 
einer Emissionsanlage nicht die Zuständigkeit ha-
be.  

Das war eine Detailfrage, die in der Stadt Köln 
diskutiert worden ist. Andererseits hat er hier sei-
ne Interessen als Sprecher der kommunalen Spit-
zenverbände vertreten.  

Das ist ein normaler Prozess. Das kennen wir 
doch. Deswegen werden diese Anhörungen 
durchgeführt, und ein Teil der Anregungen aus 
der Anhörung – der Abgeordnete Ellerbrock ist 
eben darauf eingegangen –, ist in das Gesetzge-
bungsverfahren eingeflossen. Dass es dabei un-
terschiedliche Interessen gibt, mit denen man sich 
auseinandersetzen muss, ist klar. Die Kommunen 
wollen möglichst viele Aufgaben wahrnehmen – 
die kommunalen Spitzenverbände haben sich 
sehr früh positioniert –, während andere der Auf-
fassung sind, eigentlich solle alles beim Staat 
bleiben. Das ist ein ganz natürlicher Prozess.  

Nach einem Jahr der Umstellung wird diese Dis-
kussion wie bei der Forstreform oder bei den an-
deren Vorhaben im Bereich der Verwaltungsstruk-
turreform, die diese Landesregierung auf den 
Weg gebracht hat, beendet sein. Deswegen 
möchte ich zu den Inhalten gar nichts mehr sa-
gen. Es ist ein gutes Gesetz, es ist ein sehr ehr-
geiziges Gesetz, Aufgaben, die bisher staatlich 
wahrgenommen worden sind, im Genehmigungs-
verfahren auf die kommunale Ebene zu übertra-
gen – im Sinne von Subsidiarität, im Sinne von 
Aufgabenerledigung vor Ort.  

Ich bedanke mich bei den Koalitionsfraktionen für 
die Unterstützung. Von der sozialdemokratischen 
Fraktion habe ich nichts anderes erwartet, weil 
der Staat bei der SPD eine ganz große Funktion 
hat. Die Grünen sind in den vergangenen Jahren 
programmatisch unter die Räder gekommen, weil 
sie ein besonderes Staatsverständnis haben. A-
ber da unterscheiden sich wohl die Grünen in 
Nordrhein-Westfalen von den Grünen in anderen 
Landesverbänden. Damit müssen wir leben. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturreform 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung Druck-
sache 14/5588 den Gesetzentwurf Drucksa-
che 14/4973 in der Fassung der Beschlüsse des 
Ausschusses anzunehmen. – Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Koa-
litionsfraktionen von CDU und FDP. – Wer ist da-
gegen? – SPD und Bündnis 90/Die Grünen. – Ent-
hält sich jemand? – Das ist nicht der Fall. – Damit 
ist die Beschlussempfehlung angenommen und 
der Gesetzentwurf Drucksache 14/4973 in dritter 
Lesung verabschiedet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir kommen zu: 

4 Die AUTOmobile Wertschöpfungskette: In-
dustrie, Handel und Dienstleistungen in 
Nordrhein-Westfalen 

Große Anfrage 1  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/696 

Antwort  
der Landesregierung  
Drucksache 14/1297 

In Verbindung mit: 

Automotive NRW: Eine Strategie für eine 
Schlüsselbranche 

Große Anfrage 7  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/3508 

Antwort  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4264 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5711 

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Abge-
ordneten Eumann für die SPD-Fraktion das Wort. 

Marc Jan Eumann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Zunächst ganz aktuell – deswegen ist der 
Zeitpunkt gut gewählt –: Wir haben seit gestern 
die Ergebnisse der Automobilbranche in Deutsch-
land, und wir stellen eine Zweiteilung der Entwick-

lung fest. Auf der einen Seite sind wir stark im Ex-
port, auf der anderen Seite hat die Automobilin-
dustrie in Deutschland auf dem nationalen Markt 
das schlechteste Ergebnis seit der Wiedervereini-
gung eingefahren. Licht am Ende des Tunnels 
deutet sich an. Die Branche rechnet dank neuer 
Modelle im kommenden Jahr mit einem insgesamt 
besseren Abschneiden.  

Das zeigt: Die Automobilindustrie spielt in Nord-
rhein-Westfalen und in der Bundesrepublik 
Deutschland eine entscheidende Rolle, wenn es 
um Industrialisierung und um Innovation geht. In 
Nordrhein-Westfalen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, sind rund 800 Unternehmen der Automo-
bilbranche zuzurechnen. Beispiele sind die Ford-
Werke in Köln, das Opel Werk in Bochum. Die 
Daimler AG produziert in Düsseldorf Nutzfahrzeu-
ge. Karmann produziert in Rheine, hoffentlich 
noch lange für viele Beschäftigten. Deswegen 
wünschen wir uns, dass es bald eine gute Lösung 
für Karmann in Rheine gibt. 

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Frau Ministerin Thoben, der Ministerpräsident des 
Landes Niedersachsen setzt sich sehr für den 
Standort Osnabrück ein. Ein vergleichbares En-
gagement der Landesregierung Nordrhein-West-
falens für die Beschäftigten am Standort Rheine 
ist nicht zu vernehmen. Da ist Herr Wulff besser 
als Sie, meine Damen und Herren von der Regie-
rung. 

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Köln ist der Entwicklungs- und Produktionsstand-
ort des Toyota Formel-1-Teams. Mit Citroen, Vol-
vo, Toyota, Renault und Mazda unterhalten welt-
weit tätige Automobilfirmen wichtige Distributions-
zentren bzw. Deutschlandzentralen in NRW. 
Kurzum: Die Automobilbranche ist landauf, landab 
vertreten. NRW ist ein wichtiges Autoland, und 
deswegen brauchen wir entscheidende Impulse, 
damit es hier weitergehen kann.  

Die Automobilbranche in Nordrhein-Westfalen – 
das ist das Besondere – ist vor allem durch die 
Zuliefererindustrie geprägt. Etwa ein Drittel der 
deutschen Zuliefererunternehmen sind in Nord-
rhein-Westfalen angesiedelt. Delphi, GKN, Viste-
on, Johnson Controls Automotive Interiors sind 
prominente Beispiele. Die Branche ist ungeachtet 
dieser weltweit bekannten Unternehmen, aber vor 
allem mittelständisch geprägt. 85 % der Unter-
nehmen beschäftigen weniger als 500 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Rund um das Kraftfahr-
zeug sind in Nordrhein-Westfalen 200.000 Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt. 
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Diese Fakten sprechen für sich und sind Grund 
genug, dass wir in Nordrhein-Westfalen über die 
Automobilbranche diskutieren und darüber spre-
chen, wie unsere Beiträge aussehen, damit wir 
diesen wichtigen Sektor für Nordrhein-Westfalen 
stabilisieren und – selbstverständlich – ausbauen 
können.  

Der Landtag hat sich in dieser Legislaturperiode 
bereits mehrfach mit der Automobilindustrie be-
fasst. Das verdeutlichen die beiden Großen An-
fragen der SPD-Fraktion, unsere heutige Ent-
schließung und, Herr Kollege Priggen, der Antrag, 
den Bündnis 90/Die Grünen eingebracht haben.  

Wir müssen leider feststellen: Die Antworten auf 
die beiden Großen Anfragen der SPD-Fraktion 
durch die Landesregierung sind Ausdruck einer 
wirtschaftspolitischen Gleichgültigkeit. Lieblos ist 
eine Bezeichnung, die man für die eine oder an-
dere Antwort mit Sicherheit wählen muss, Frau 
Thoben. Offensichtlich ist das Interesse, diese 
wichtige Branche genau zu definieren, zu analy-
sieren und zielgenau zu stärken, eben nicht aus-
geprägt. 

Die Beantwortung unserer Großen Anfragen wäre 
auch eine Chance für die Landesregierung gewe-
sen, hier konzeptionell Impulse zu setzen. Wir ha-
ben nämlich diese Großen Anfragen mit den Ak-
teuren von der Forschung über die Entwicklung, 
von der Produktion bis hin zu den Beschäftigten 
erarbeitet. Wir haben Grundlagen geschaffen, die 
auch Grundlagen für Ihre politische Arbeit hätten 
sein können, nein, hätten sein müssen, meine 
Damen und Herren. 

Auch die Stellungnahmen der Sachverständigen 
im Rahmen der Anhörung des Antrags von Bünd-
nis 90/Die Grünen haben mehr als deutlich ge-
macht, dass eine Neukonzeption der Branchen-
förderung im Bereich des Automobilsektors erfor-
derlich ist. Die Ausführungen der Sachverständi-
gen haben deutlich gemacht, dass der NRW-Ziel-
2-Wettbewerb keine zielführende Strategie zur 
Stärkung des Sektors darstellt. 

Zur Neustrukturierung bei Opel in Bochum: Da 
gibt es Gott sei Dank gute Nachrichten für die Kol-
leginnen und Kollegen, gerade mit Blick auf das, 
was in den letzten Tagen erschienen ist. Diese 
guten Nachrichten gibt es auch deswegen, weil 
die Werksleitung gemeinsam mit Betriebsrat und 
Beschäftigten ein schlüssiges Konzept hat entwi-
ckeln können. 

Aber ungeachtet dessen: Die Neustrukturierung 
bei Opel in Bochum und die bei Karmann gefähr-
deten Arbeitsplätze zeigen, dass unabhängig von 
der konjunkturellen Situation in der Automobil-

branche immer wieder Umbrüche mit Arbeits-
platzverlusten einhergehen. 

Da zeigen sich auch Schwächen und Auffälligkei-
ten einzelner Hersteller. Wir erkennen: Da, wo der 
Anteil von Forschung und Entwicklungsleistung 
am Fahrzeug relativ schwach ausfällt, können 
Produktionsstandorte schnell kippen. Das ist ein 
Auftrag an die Politik, an uns im Landtag und an 
die Landesregierung, hier die notwendigen 
Schlüsse und Schlussfolgerungen zu ziehen. 

Deswegen appellieren wir an Sie: Nutzen Sie die 
Automobilindustrie als Fortschrittsmotor für Nord-
rhein-Westfalen! Wir haben die Chance, Nord-
rhein-Westfalen als Modellland für die beiden Me-
gatrends, die die Innovationskraft der deutschen 
Automobilindustrie herausfordern, positiv auf-
zugreifen. 

Ich rede von der anhaltenden Verstädterung, und 
ich rede vom Klima- und Umweltschutz. Das Land 
Nordrhein-Westfalen sollte seine Wirtschafts- und 
Innovationspolitik in den Dienst der nationalen 
Zielvorgaben der Bundesregierung zur Senkung 
der Schadstoffemissionen stellen. Der Klima-
schutz, gutes Klima, Kolleginnen und Kollegen, ist 
einer der industriepolitischen Megatrends der 
kommenden Jahre und Jahrzehnte. Hier können 
wir beispielhaft vorangehen. Das kann unseren 
Standort nachhaltig stärken. 

Unsere Stärken liegen – das haben wir ermitteln 
können – im Bereich neue Werkstoffe und Antrie-
be. Nordrhein-Westfalen kann zur Führungsregion 
für den Einsatz der Brennstoffzelle werden, wenn 
wir jetzt die Weichen stellen. Das gleiche gilt für 
die Batterieforschung. 

Was macht die Landesregierung? – Frau Thoben, 
Sie werden versuchen, Antworten zu geben. Aber 
die Landesregierung stellt 2008 im Zuge des 
Wettbewerbs „Automotive.NRW“ Mittel von 4 Mil-
lionen € bereit. 

(Ministern Christa Thoben: Quatsch!) 

– Gerne gleich mehr, Frau Thoben. Schon die 
Höhe des Förderbeitrags ist eine besondere Zahl. 

Überdies – das ist ein wirklich interessanter As-
pekt – nimmt die Landesregierung keine eindeuti-
ge Eingrenzung des Förderspektrums vor. 
Schauen Sie sich doch einmal an, was Sie fördern 
wollen. Gefördert werden können die Entwicklung 
von Antriebssystemen ebenso wie die Verbesse-
rung von Sicherheitssystemen und die Wieder-
nutzbarmachung von Industriegeländen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, der Wettbewerb ist so weit gefasst, 
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dass alle mittelbar und unmittelbar mit dem Auto-
mobil in Verbindung stehenden Projekte gefördert 
werden könnten. Das ist – und das sollten Sie 
sich auf der Zunge zergehen lassen – eine echte 
Gießkannenpolitik von CDU und FDP. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Da hat die Gießkanne wirklich zugeschlagen. 

Die Anhörung hingegen hat verdeutlicht: Ein 
Schlüssel für Innovation im Bereich des Automo-
bils liegt in interdisziplinären Forschungsprojekten 
zwischen mittelständischen Unternehmen auf der 
einen Seite und Forschungsinstitutionen auf der 
anderen Seite. Hier hat die Landesregierung kei-
ne Aktivierungsstrategie, mit der die bestehenden 
lokalen und regionalen Netzwerke zu neuen the-
menbezogenen Projekten angeregt werden kön-
nen. 

Hier ist eine Menge zu tun. Hier liegt viel Potenzial 
für Innovation. Das ist ein Zukunftsfeld für Nord-
rhein-Westfalen. Wir haben es erkannt. Bündnis 
90/Die Grünen gehen in die richtige Richtung und 
haben hier wichtige Akzente gesetzt. Deswegen 
fordern wir unter anderem die Landesregierung 
auf, Fördermittel für Entwicklung und Produktion 
in der Automobilbranche an kleine und mittelgro-
ße Unternehmen zu vergeben. Die Forschungspo-
litik im Bereich Automotive muss als strategische 
Standortpolitik begriffen und deshalb neu ausge-
richtet werden. 

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen und 
Kollegen, die automobile Wertschöpfungskette ist 
für NRW zu wichtig, um damit weiterhin so umzu-
gehen. Wir haben die Chance, den Fortschritts-
motor Automobil für Nordrhein-Westfalen zu ent-
wickeln. Der Ball liegt bei Ihnen. Sie können die 
Chancen nutzen. Wir haben hier die richtige Vor-
arbeit geleistet. – Herzlichen Dank meine Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Eumann. – Für die CDU-Fraktion erhält 
Herr Abgeordneter Dr. Petersen das Wort. 

Dr. Jens Petersen (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Automobilindustrie in 
NRW ist in der Tat – das klang eben an – ein be-
deutender und hoch innovativer Wirtschaftszweig. 
NRW gehört auch zu den bedeutendsten Auto-
mobilstandorten in Europa. 

Was allerdings vorhin angeklungen ist, ist eine 
aus unserer Überzeugung völlig verfehlte Zu-
sammenführung dessen, was Wirtschaftsunter-

nehmen der Automobil- und Automobilzulieferin-
dustrie leisten, mit politischen Forderungen und 
Vorgaben, die damit überhaupt nichts zu tun ha-
ben. 

Richtig ist, dass Nordrhein-Westfalen ein wichtiger 
Produktionsstandort sowohl für internationale wie 
auch für nationale Unternehmen ist. Einige Na-
men sind genannt worden. Richtig ist ebenfalls, 
dass viele mittelständische Unternehmen der Au-
tomobilzulieferindustrie und des Dienstleistungs-
bereichs hier tätig sind. Über 200.000 Beschäftig-
te arbeiten bei fast 1.000 Unternehmen, Herstel-
ler- und Zulieferunternehmen. 

Aber richtig ist auch, dass 85 % in der Tat kleine 
und mittelständische Unternehmen sind. Ihnen 
sollte in erster Linie unsere Förderung und Auf-
merksamkeit gelten. 

Die deutsche Automobilindustrie steht vor großen 
Herausforderungen: Globalisierung der Märkte – 
das ist schon genannt worden –, Erreichung von 
Klimaschutzzielen und vieles mehr. Sie hat auch 
die beste Chance, sich diesen Herausforderungen 
erfolgreich zu stellen. Insofern ist es nicht erfor-
derlich, dass der Staat, die Politik – in welcher 
Weise auch immer –, regulierend eingreift, son-
dern in erster Linie müssen sich die Unternehmen 
im Wettbewerb diesen Herausforderungen stellen.  

Sie sind zum Beispiel – das klang eben überhaupt 
nicht an – auf exzellente Fachleute angewiesen. 
Selbstverständlich ist es für diese Branche von 
entscheidender Bedeutung, gut ausgebildeten 
Nachwuchs zu bekommen. Die nordrhein-west-
fälische Landesregierung und die sie tragenden 
Parteien haben hier in den letzten Jahren ver-
schiedene Aktivitäten gestartet, um einem mögli-
chen Mangel an Fachleuten entgegenzuwirken. 

Damit der Sektor auch in Zukunft seine Stärken 
voll entfalten kann, ist die Politik schon gefordert. 
Sie ist allerdings nicht gefordert, wie Sie es hier 
zum Teil angedeutet haben, beliebig Geld zu ver-
teilen oder Wettbewerbe oder Ähnliches auszuru-
fen, sondern es muss ganz gezielt gefördert wer-
den. 

Ich will auf ein Thema hinaus, das Sie nur am 
Rande angedeutet haben, nämlich den Wettbe-
werb „Automotive.NRW“. Wenn Sie sich diese Un-
terlage einmal in Ruhe angesehen hätten, hätten 
Sie zum Beispiel festgestellt, dass kleine und mitt-
lere Unternehmen, KMUs, in der Tat zur Teilnah-
me daran eingeladen sind. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Auch!) 

Sie sind zur Teilnahme eingeladen. In Ihrem Ent-
schließungsantrag wird genau das gefordert, als 
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hätten Sie das überhaupt nicht zur Kenntnis ge-
nommen. 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP]) 

Das ist wirklich sehr merkwürdig. Ich weiß nicht, 
wer diesen Entschließungsantrag geschrieben 
hat, aber derjenige hat sich vor allem nicht mit 
den Fakten und den bereits vorliegenden Wett-
bewerben auseinandergesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Ein bisschen Zurückhal-
tung!) 

In Ihrem Entschließungsantrag wird zum Beispiel 
auch gefordert, man möge sich a) ausschließlich 
auf Innovationen und b) vor allem auf emissions-
senkende Maßnahmen zur Schonung des Klimas 
konzentrieren. Es gibt im Automotivebereich noch 
eine Vielzahl anderer Dinge, zum Beispiel auch 
Sicherheitsaspekte, die von mindestens genauso 
großer Bedeutung sind und insofern auch zu 
Recht gefördert werden. 

Insofern bedienen Sie sich einer in Deutschland 
und NRW starken Branche, um dann daraus ir-
gendwelche aus unserer Sicht nicht nachvollzieh-
bare Forderungen in einem Entschließungsantrag 
abzuleiten, der sich entweder schon von vorne-
herein selber erledigt hat oder der Forderungen 
aufstellt, die schlicht und einfach inhaltlich falsch 
sind. Wenn man sagt, es muss NRW sein, es 
muss innovativ sein und es muss emissionssen-
kend sein, dann können Innovationen dort über-
haupt nicht Platz greifen, weil Innovationen 
schlicht und einfach auch branchenübergreifend, 
länderübergreifend und international stattfinden. 

Das Land NRW, die Landesregierung hat in den 
vergangenen Jahren eine Menge gemacht. Sie 
hat unter anderem auch – ich hatte es eben an-
gesprochen – diesen Wettbewerb „Automoti-
ve.NRW“ ins Leben gerufen. Wir halten ihn für 
richtig. Wir haben den gesamten Automobilbe-
reich, das gesamte Cluster zu stärken und für den 
internationalen Wettbewerb fit zu machen. Das 
geht nicht über ein Stückwerk, wie Sie es hier for-
dern.  

Die Automobilindustrie hat insofern beste Chan-
cen, den Strukturwandel erfolgreich zu bestehen. 
Wir begleiten dies, die Landesregierung auch, und 
unterstützen sorgfältig, aber angemessen. Ihrer 
überflüssigen Entschließungsanträge bedarf es 
nicht. Wir werden sie ablehnen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Petersen. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Brockes. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Meine Damen und Her-
ren! Wenn wir uns heute über die Automobilin-
dustrie unterhalten, dann waren sicherlich die An-
hörung der Sachverständigen und die schriftlichen 
Stellungnahmen, die wir dazu erhalten haben, 
außerordentlich interessant und aufschlussreich. 
Insofern, Herr Kollege Eumann, hat mich auch ein 
bisschen gewundert, dass Sie heute hier das Wort 
ergriffen haben. Denn wenn ich es richtig weiß, 
haben Sie an der Anhörung gar nicht teilgenom-
men. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Wer Augen hat, der 
kann sehen, oder?) 

Meine Damen und Herren, ich bin nämlich über-
zeugt, dass jeder, der dieser Anhörung beige-
wohnt hat, Neuigkeiten über den Automobilsektor 
im Allgemeinen und über die Situation der Her-
steller, der Zulieferer und der Forschungsaktivitä-
ten an den Hochschulen in unserem Land erfah-
ren hat. 

Was mich besonders gefreut hat, ist die Tatsache, 
dass sich die deutschen Volumenhersteller kei-
nesfalls hinter der viel gepriesenen japanischen 
Konkurrenz verstecken müssen. Das Öko-Label 
haftet Toyota nämlich zu Unrecht an. Deren Autos 
weisen einen höheren Flottenverbrauch auf als 
zum Beispiel die von General Motors, zu denen ja 
Opel gehört, Ford oder Volkswagen. Nicht die In-
genieure sind also besonders kreativ, sondern die 
Marketingexperten der Japaner. Es besteht folg-
lich keinerlei Veranlassung, für Autos des japani-
schen Herstellers zu werben. 

Gleichwohl müssen wir den Herstellern verdeutli-
chen, dass sie den Kraftstoffverbrauch ihrer Fahr-
zeuge weiter senken müssen. Dies darf allerdings 
nicht zulasten der Sicherheit der Autos gehen. Die 
Europäische Union hat für das Jahr 2020 einen 
Zielwert von 120 g CO2 je Kilometer vorgegeben. 
Meine Damen und Herren, 130 g müssen durch 
effizientere Motorentechnik, Leichtbauweise und 
sonstige kraftstoffreduzierende Maßnahmen er-
reicht werden. Der Rest soll den Fahrzeugen über 
die Anrechnung von biogenen Kraftstoffen gutge-
schrieben werden. 

Hierzu sollte man wissen, dass es aus wirtschaftli-
chen Erwägungen nicht darstellbar ist, während der 
laufenden Produktion tiefgreifende Eingriffe in die 
gesamte Konzeption des Fahrzeugs – und nichts 
anderes verlangt ein Grenzwert von 130 g – vorzu-
nehmen. 
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Die Zulieferer – und davon haben wir sehr viele 
gute hier in Nordrhein-Westfalen –, die der eigent-
liche Innovationsmotor im Automotivebereich sind 
und die mit ihren Produkten in besonderem Maße 
für zukünftige Reduktionen sorgen werden, haben 
mit einem besonderen Problem zu kämpfen. De-
ren Innovationszyklen sind nämlich bedeutend 
länger als die der Automobilhersteller. Es braucht 
ungefähr fünf Jahre, bis das erste Produkt ir-
gendwo in kleiner Serie, meist bei Sportwagen 
oder im Premiumsegment, zur Marktreife gelangt. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Was heißt das jetzt 
für Nordrhein-Westfalen?) 

Dann dauert es weitere fünf Jahre, bis die neuen 
Produkte in großer Serie so preiswert hergestellt 
werden können, dass sie tatsächlich den Volu-
menherstellern angeboten werden können.  

Meine Damen und Herren, dies verdeutlicht be-
reits, wie wichtig die deutschen Premiumhersteller 
für den technischen Fortschritt einer ganzen 
Branche sind. Ohne sie hätten viele Produkte der 
Zulieferer nicht den Durchbruch am Markt ge-
schafft. Allein deshalb ist es grob fahrlässig, wenn 
wir das Marktumfeld dieser Hersteller zum Bei-
spiel durch ein generelles Tempolimit verschlech-
tern würden. 

(Beifall von der FDP) 

Es verdeutlicht allerdings auch, dass es für uns 
als Politiker ratsam ist – Frau Löhrmann –, die 
Hersteller bei der Bereitstellung bestimmter, für 
die Umwelt wünschenswerter Produkte nicht zu 
stark unter Druck zu setzen. 

(Beifall von der FDP) 

Sonst passiert genau das, was wir in den letzten 
Wochen bei den nicht funktionstüchtigen Diesel-
nachrüstungsfiltern beobachten konnten, die nun 
wieder vom Markt genommen werden müssen.  

Genauso war es im Übrigen bei den Partikelfiltern, 
die von den deutschen Herstellern genau aus die-
sem Grunde nur sehr zögerlich eingebaut wurden. 
Ein noch in der Entwicklungsphase steckendes 
Produkt lässt sich eben nicht millionenfach aus 
dem Boden stampfen, ohne dass dies zu spürba-
ren Qualitätseinbußen führt. 

Damit die Hersteller und insbesondere die Zuliefe-
rer auch weiterhin am Hochlohnstandort Nord-
rhein-Westfalen für den Weltmarkt produzieren 
können, dürfen sie Ihre Innovationskraft nicht ein-
büßen. Hierzu benötigen sie einerseits gut ausge-
bildete Fachkräfte und andererseits eine enge 
Kooperation mit den Hochschulen unseres Lan-
des.  

Während die Grundlagenforschung, beispielswei-
se an der Brennstoffzelle, bei Opel und Ford in 
den USA stattfindet, konzentrieren viele Zulieferer 
ihre Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten am 
Standort Nordrhein-Westfalen. Von den Ingenieu-
ren werden insbesondere naturwissenschaftliche 
Kenntnisse verlangt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Opposi-
tionsfraktionen, ich möchte nur einmal daran erin-
nern, dass Sie in der vergangenen Legislaturperi-
ode die naturwissenschaftlichen Fächer in den 
Schulen zusammenlegen wollten. Das wäre ein 
fataler Fehlgriff gerade auch für die Automobilin-
dustrie, gewesen. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Das ist interna-
tionaler Standard!) 

– Frau Steffens, dieser „internationale Standard“ 
hätte dazu geführt, dass wir die führende Position 
gerade auf dem Automobilmarkt verloren hätten. 

Um das Interesse für Naturwissenschaften und 
Technik zu wecken, sollte bereits im frühkindli-
chen Alter angesetzt werden. Genau hier hat die 
Koalition aus CDU und FDP angesetzt. Wir haben 
vom KiBiz über das neue Schulgesetz bis zum 
Hochschulfreiheitsgesetz die umfassendste Re-
form auf dem Bildungssektor in der Geschichte 
Nordrhein-Westfalens vorgenommen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Brockes, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Steffens? 

Dietmar Brockes*) (FDP): Ich beende gerade 
noch den Satz, und dann darf sie die Zwischen-
frage stellen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Dietmar Brockes*) (FDP): Von diesen Vorgaben 
im Bildungssystem profitiert auch gerade die Au-
tomobilwirtschaft in Nordrhein-Westfalen. – Vielen 
Dank. – Jetzt kommen wir zu der Frage. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Frau 
Steffens, jetzt können Sie Ihre Frage stellen. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Brockes, wis-
sen Sie, in wie vielen Ländern – international – die 
naturwissenschaftlichen Fächer zusammengelegt 
sind und an welchen Positionen sie, marktwirt-
schaftlich gesehen, auf dem Technologiesektor 
stehen? 
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Dietmar Brockes*) (FDP): Liebe Frau Steffens, 
sehr viele dieser Länder stehen, gerade was 
Hochleistungsprodukte wie das Automobil angeht, 
hinter Deutschland. Das liegt eben daran, dass 
wir hier noch Wert legen auf Fächer wie Chemie, 
Physik etc. Das wollten Sie aufs Spiel setzen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Barbara Steffens 
[GRÜNE]: Kein Beispiel!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Brockes. – Für Bündnis 90/Die Grünen 
hat jetzt Herr Priggen das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Frau 
Ministerin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Brockes und Herr Dr. Petersen! Herr Dr. Peter-
sen, Sie haben gesagt, die Herausforderungen 
seien die Globalisierung und auch der Klima-
schutz. Dann kam wieder das Credo: Nicht der 
Staat soll das vorgeben, sondern der Wettbewerb 
soll es richten. 

(Demonstrativer Beifall von Ralf Witzel 
[FDP]) 

Ich glaube, Sie kommen damit nicht weiter. Sie 
werden beides brauchen. Das wissen Sie ganz 
genau. 

Schauen wir uns die aktuelle Diskussion an. Herr 
Eumann hat zu Recht gesagt: Wenn Sie sich die 
neuen Zahlen der deutschen Autoindustrie anse-
hen, stellen Sie fest: hervorragend im Export, aber 
massive Probleme beim internen Absatz. Das hat 
genau damit zu tun, aus meiner Sicht jedenfalls, 
dass viele Kunden nicht genau wissen, wohin es 
bei der Autoindustrie geht.  

Es ärgert einen doch – Herr Brockes, ich mache 
hier keine Reklame für einen japanischen Herstel-
ler; ich fahre seit über 30 Jahren Volkswagen und 
würde das auch gerne weiter machen –, wenn 
Volkswagen das Einliterauto ins Museum stellt, 
und der Bugatti Byron, der bei Vollgas 100 l auf 
100 km verbraucht, wird verkauft.  

Es ärgert einen, dass Volkswagen nicht in der La-
ge ist – das stellen Sie fest, wenn Sie nachfragen 
und sagen, sie seien durchaus bereit, ein Auto mit 
einem etwas weniger starken Motor zu kaufen –, 
einem ein vernünftiges Auto anzubieten, das man 
als Berufspendler brauchen kann und mit dem 
man nicht 180 km/h und mehr fahren muss. Viel-
mehr kommen sie dann mit ihren Golf-
Fahrzeugen, die übermotorisiert sind und die man 
im normalen Berufsverkehr überhaupt nicht 

braucht. Bis jetzt macht Volkswagen das nicht. 
Sie kündigen es immer an. 

Ich glaube, dass ein Teil der Kaufzurückhaltung in 
Deutschland darauf zurückzuführen ist, dass viele 
Kunden, die aus der Klimaschutzdebatte für sich 
ein Stück weit Konsequenzen ziehen wollen, sa-
gen: Ich würde gerne beim nächsten Anschaf-
fungszyklus ein Auto … 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

– Passen Sie auf, drücken Sie auf den Knopf! Sie 
dürfen gerne fragen. Aber es geht so schlecht, 
wenn Sie einfach nur dazwischenreden. Sie wol-
len doch etwas wissen. – Lassen Sie ihn doch fra-
gen! – Bitte, Herr Witzel. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Herren, 
wenn Sie versuchen, das selbst zu organisieren, 
werden Sie Ärger mit mir bekommen. Aber bitte 
schön. 

(Allgemeine Heiterkeit und Beifall) 

Herr Witzel, jetzt sind Sie dran, nachdem Sie 
schon aufgefordert wurden. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Priggen, ich wollte Sie 
fragen, warum erwachsene Kunden, zumal beim 
Autokauf, nicht als souveräne Konsumenten für 
sich die Entscheidung treffen, aus dem Sortiment 
ein Auto mit einer kleineren PS-Zahl zu bestellen? 
Die Angebote gibt es ja, aber sie werden nicht 
entsprechend nachgefragt. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Ich will Ihnen das 
ganz klar beantworten. Dazu, dass VW technisch 
in der Lage wäre, das Einliterauto zu bauen, habe 
ich mir Bilder angeschaut. Ich möchte natürlich 
nicht gerne einen alten Messerschmidt-
Kabinenroller haben, in dem man zu zweit hinter-
einander sitzen muss. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Aber ich erwarte von denen, dass sie in der Lage 
sind, ein Dreiliterauto auf einem anspruchsvollen 
technischen Standard anzubieten. Es muss auch 
nicht billig sein. Es muss einen vernünftigen Preis 
haben, und es muss so sein, dass man es kaufen 
kann. Aber ein Dreiliterauto ist etwas, was man 
von einem solch großen, technisch eigentlich her-
vorragenden Konzern erwarten kann. 

Aber die Modellpolitik der vergangenen zehn bis 
zwanzig Jahre war katastrophal, gerade bei 
Volkswagen. 
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(Beifall von den GRÜNEN) 

Mich ärgert das. Ich fahre diese Marke seit über 
zwanzig Jahren. Ich bin damit zufrieden und wür-
de dort gerne wieder kaufen. Aber ich habe mich 
schon bei der Rußfilterdebatte geärgert. Das war 
die Vorgängergeschichte. Man muss klar sagen, 
dass unsere deutsche Autoindustrie bestimmte 
Entwicklungen verschlafen hat. In der Zeit der 
Rußfilterdebatte konnte ich mir Rußfilter bei einem 
Peugeot ansehen. Ich wusste erst gar nicht, wie 
man den schreibt, und ich wollte mir auch nie ein 
französisches Auto ansehen, einfach weil ich mit 
VW zufrieden war.  

Und dann haben sie Technik aus Nordrhein-
Westfalen gekauft und die Rußfilter in ihre Autos 
eingebaut, während unsere Autoindustrie nicht in 
der Lage war, sie anzubieten. Ich habe ihn für 
meinen Volkswagen nachrüsten lassen. Aber es 
war schon eine Schande, dass man seinerzeit bei 
Volkswagen keinen neuen Passat erhalten konn-
te, der standardmäßig einen Rußfilter hatte. Als 
Kunde würde man darauf anders reagieren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Insgesamt ist es doch so: Früher ab es eine ge-
wisse Arroganz der deutschen Automobilindustrie 
gegenüber Japanern. Heute ist Toyota in allen 
Pannenstatistiken führend und bietet das weltbes-
te Auto an. Herr Eumann hat da ganz recht: Wir 
sollten aufpassen und dafür sorgen, was die un-
vermeidlichen Ziele der Automobilpolitik werden. 
Da ist natürlich das Bedürfnis nach Luxus und 
Komfort, was sich bei den Einzelnen ausdrückt. 
Vor allem wird aber der Aspekt, sparender mit 
Treibstoff umzugehen und Klimaschutz zu be-
rücksichtigen, bei Nutz- und Personenfahrzeugen 
ein Teil der Modellpolitik sein.  

Unsere Autoindustrie ist im Moment auch deshalb 
gut, weil unsere 7er-BMWs in den USA als sprit-
sparende Autos gelten, da die USA noch auf ei-
nem ganz anderen Verschwendungslevel leben. 
Aber wir werden damit bei uns nicht durchkom-
men.  

Schauen Sie sich einmal an, was auf dem asiati-
schen Markt passiert! Ich habe schon bei Einbrin-
gung des Antrags darauf hingewiesen: Tata Mo-
tors, ein Konzern mit 200.000 Beschäftigten in In-
dien, bringt in den nächsten sechs Monaten einen 
Viertürer für 1.830 € auf den Markt. Er sieht nicht 
schlecht aus. Er hat 700 cm3. Das, was Sie sich 
bei Tata anschauen können, ist ein vernünftiges 
Auto für den indischen Markt mit 700 cm3, und es 
wird spritsparend sein.  

Meine Sorge ist: Die nächste Polo-Generation mit 
3 Litern kommt für 6.000 € aus Indien und nicht 
mehr aus Deutschland. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Und dann gehen bei uns die Automobilindustrie 
und die Zulieferindustrie in die Knie. Das ist die 
Sorge, die man haben muss. Sie werden mit ein 
paar Jahren Vorlauf in der Lage sein – darüber 
mag man jetzt noch lächeln –, das hinzubekom-
men.  

(Christian Lindner [FDP]: Glauben Sie nicht, 
dass die Automobilkonzerne nicht auch 
Marktforschung betreiben?) 

– Herr Moron, ich … 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Priggen, Sie 
müssen doch gar nicht darauf eingehen. Sie sind 
ja sonst auch nicht so empfindlich bei Zwischenru-
fen.  

(Allgemeine Heiterkeit) 

Sie können das einfach ignorieren. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Moron, ich bin 
nicht empfindlich, ich will nur mit Ihnen keinen Är-
ger haben. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Ich gehe davon aus, dass die Automobilkonzerne 
Marktforschung machen. Aber es ärgert einen 
schon, wenn Sie sich die Internationale Automo-
bil-Ausstellung in Frankfurt anschauen und fest-
stellen, dass sie am ersten Tag alle einen auf Öko 
machen. Und wenn die Kameras weg sind, holen 
sie das heraus, bei dem die Leidenschaft eine 
Rolle spielt, und die Mädels liegen auf die Motor-
haube. Aber Herr Wissmann spricht von Müsli-
Autos.  

(Heiterkeit) 

Das ist eine verlogene Strategie. Ich, glaube, die 
Nachfrageflaute hat ein Stück damit zu tun. Es 
kann ja jeder halten, wie er will. Wenn Sie einen 
Porsche Cayenne haben wollen und bezahlen 
können, sollen Sie ihn fahren. Wenn ich ein 3-
Liter-Auto haben möchte, was technisch halbwegs 
anspruchsvoll und vernünftig ist, will ich mir das 
auch kaufen können. Es gibt aber kein vernünfti-
ges Angebot bei VW – um es auf den Punkt zu 
bringen –, und bei anderen deutschen Autobauern 
sehe ich es im Moment auch nicht. Sie kommen 
dann wieder auf einen Franzosen – ich will hier 
keine Reklame machen – als einzigem, der dieses 
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in dem Segment bei einem vernünftigen Preis bie-
tet. Das ist für unsere Automobilindustrie ein Ar-
mutszeugnis. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Dr. Petersen, an einer Stelle greift da auch 
Politik ein. Wir haben im Autobereich – anders als 
im Strom- oder Gasbereich – Wettbewerb. Politik 
greift zum Beispiel bei der Vorgabe von Treib-
stoffverbrauchswerten ein. Wir müssen doch erle-
ben, dass die EU da treibt. Die deutsche und die 
europäische Autoindustrie hatten versprochen, bis 
nächstes Jahr die Treibstoffverbrauchswerte zu 
senken. Jetzt ist schon absehbar, dass die Indust-
rie ihre Zusage nicht einhält.  

Ich bin da völlig mit Ihnen einig: Wir können keine 
Vorschrift machen, die das ab 2009 vorschreibt. 
Bis dahin wird die Industrie es technisch nicht 
schaffen können. Vielmehr muss man über lange 
Zeiträume Grenzwerte vorgeben und sagen, dass 
diese erreicht werden müssen. Dann hat die In-
dustrie eine Chance zu reagieren, und dann 
kommen die positiven Effekte des Marktes, weil 
nämlich die Automobilbauer, die das als Erstes 
können, bei den Kaufinteressierten Vorteile ha-
ben.  

Aber ohne Politik, die ganz klar sagt, wohin sie 
will, und die die Grenzwerte vorgibt, geht es nicht. 
Sie soll sie auch mit der Autoindustrie diskutieren. 
Wir wollen ja hier nicht einfach Grenzwerte be-
schließen, sondern mit der Autoindustrie diskutie-
ren, was machbar ist, und das dann in einem Ge-
setz vorgeben, anstatt so windelweiche freiwillige 
Vereinbarungen zu treffen, die nur der Vorwand 
dafür sind, dass man sie nicht einhält, und die Po-
litik wird am Nasenring durch die Arena geführt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zusammenfassend meine ich – Herr Präsident, 
ich spare die Minute ein, die Sie mir eben gege-
ben haben –: Wir haben 200.000 Beschäftigte. 
Wir haben die mittelständische Industrie. Wir tun 
gut daran, die Wettbewerbsparameter politisch im 
Konsens mit Berlin und Brüssel so zu formulieren, 
dass sie umgesetzt werden und dass die Tenden-
zen, die aus dem internationalen Markt kommen, 
zu unserem Vorteil umgelenkt werden können.  

Wir haben eine hervorragende Autoindustrie. Sie 
ist technisch klasse. Sie ist aus meiner Sicht et-
was irregeleitet, was die Zielsetzung mit ganz di-
cken Protz-PS-Autos angeht. Aber es wäre mög-
lich, ihr die andere Seite auch nahezulegen. Das 
muss das Ziel sein. – Danke schön. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Kolle-
ge Priggen. – Jetzt hat für die Landesregierung 
Frau Ministerin Thoben das Wort. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die derzeit laufende 
Essener Motorshow mit dem Motto „40 Jahre au-
tomobile Leidenschaft“ und auch die diesjährige 
IAA in Frankfurt „Sehen, was morgen bewegt“ 
zeigen augenfällig, Herr Priggen – das bestreiten 
Sie aber zum Glück nicht – die emotionale Di-
mension des Produktes Auto. Sie unterstreichen 
auch den innovativen Gehalt und die Treiberfunk-
tion des Automobils, weil modernste Technologien 
in großer Stückzahl eingesetzt werden. 

Die technologische Breite und Vielfalt wird unter-
strichen, weil mechanische, elektrische, chemi-
sche und viele andere Belange betroffen sind, 
auch der wirtschaftliche Stellenwert der Automo-
bilindustrie und ihrer Zulieferer und eine höchst 
komplexe Wertschöpfungskette. 

Zu den Ausstellern auf diesen Messen gehört di-
rekt und indirekt eine Vielzahl von Unternehmen 
aus Nordrhein-Westfalen. Gerade kleine und mit-
telständische Unternehmen der Zuliefererindustrie 
sind hier zuhause. Darüber hinaus produzieren 
namhafte Hersteller in Nordrhein-Westfalen.  

Vor dem Hintergrund haben die beiden Großen 
Anfragen Gelegenheit geboten, noch einmal zu-
sammenfassende Darstellungen über Ausmaß 
und Perspektiven dieser Branchen zu erstellen. 

Meine Damen und Herren, ich kann verstehen – 
die SPD drückt das besonders deutlich aus –, 
dass Sie mit der quantitativen Darstellung der 
Querschnittsbranche unzufrieden sind und dass 
Sie die fehlende Differenzierung nach Branchen-
zugehörigkeit monieren. 

Ich muss Ihnen nun nochmals sagen – auch in 
der Anhörung kann gar nichts anderes heraus-
kommen –: Diese Daten liegen schlichtweg nicht 
vor. Wir müssten sie entweder im Rahmen einer 
sehr umfangreichen und sehr teuren Umfrage ext-
ra erheben, oder sie müssten mit Hilfe einer sehr 
aufwendigen und anspruchsvollen Auswertung 
vorliegender Daten der Produktionsstatistik ge-
schätzt werden.  

Das Landesamt für Datenverarbeitung und Statis-
tik hat diesen Weg vorgeschlagen und auf Bitten 
der Landesregierung eine Schätzung von Be-
schäftigung und Umsatz von Zuliefererproduktion 
in einzelnen Wirtschaftszweigen vorgenommen. 
Eine erste Auswertung ist erarbeitet. Sie wird der-
zeit mit den Mitarbeitern des Landesamtes rück-
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gekoppelt, nochmals abgestimmt. Die vorgelegten 
differenzierten Daten bestätigen, dass sich die 
Automobilzulieferer über ganz viele Wirtschafts-
branchen verteilen. Die Landesregierung wird die 
Auswertung dieser Daten dem Landtag so bald 
wie möglich zuleiten.  

Herr Priggen, zum Tata in Indien: Wenn Sie die 
Anforderungen an die Sicherheit so deutlich zu-
rücknehmen, wie es in Indien geschehen und 
noch zulässig ist, dann könnten Sie hier so ein 
Auto fahren. Das möchte ich aber nicht haben.  

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP]) 

Erwecken Sie nicht den Eindruck, dass man unse-
re Ansprüche mit denen vergleichen kann, die in 
dem riesigen Land Indien von den Menschen er-
tragen werden. 

(Zuruf von Reiner Priggen [GRÜNE]) 

– Wir werden das ja alles erleben. Trotzdem ist es 
gut, darauf hinzuweisen, dass es neue, aufstre-
bende Automobilländer gibt, die mit anderen Vor-
stellungen an die Mobilität herangehen. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier in Nord-
rhein-Westfalen erlebt – das haben manche wieder 
vergessen –, dass gerade die hier ansässigen Au-
tomobilfirmen über mehrere Jahre große strukturelle 
Probleme hatten und sie durch schmerzhafte Ent-
scheidungen überwinden mussten. Dass wir sowohl 
bei Ford als auch bei Opel sicher sein können, dass 
Nachfolgemodelle des Fiesta und des Zafira gebaut 
werden können, war nicht selbstverständlich. Noch 
vor wenigen Jahren waren diese beiden Automobil-
unternehmen ziemlich in Bedrängnis, Herr Eiskirch. 
Das bedeutet, wir können – insofern akzeptiere ich 
die Aufforderung – Automobilstandort bleiben, wenn 
wir die Innovationskraft haben, die Anpassung an 
das Kerngeschäft, an alle möglichen Elemente wei-
terhin vorzunehmen.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Das sind immer unbequeme Entscheidungen. Wir 
sollten nicht so tun, als ob die Landesregierung 
dies durch was auch immer ersetzen könnte. 
Wenn wir nicht die Kraft haben, zum Beispiel am 
Standort Bochum oder am Standort Köln mit den 
Belegschaften und der Firmenleitung zusammen 
nach Wegen zu suchen, die eine Reduzierung auf 
das Kerngeschäft ermöglichen, dann werden wir 
diesen Standorten nichts Gutes tun. Ich werbe bei 
Ihnen dafür, diese Wege weiter mitzugehen.  

Wenn wir aber die Innovationskraft der Branche 
erhalten wollen, dann müssen wir uns nach unse-
rer Überzeugung stärker auf die kleinen und mit-

telständischen Zuliefererunternehmen und deren 
Kooperation mit der … 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Ja, richtig!) 

– Aber Entschuldigung, das passiert doch. Be-
haupten Sie doch nicht das Gegenteil! Das ist 
doch lächerlich! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir arbeiten zusammen mit den Branchen und 
den Forschungseinrichtungen an der Verbesse-
rung der Wirkungsgrade von Verbrennungsmoto-
ren bis zur Wasserstofftechnologie. Es ist doch 
kein Zufall, dass wir die Weltwasserstoffkonferenz 
für das Jahr 2010 nach Nordrhein-Westfalen ha-
ben holen können und dass in Berlin im Rahmen 
eines großen Auftritts sämtliche Forschungsein-
richtungen Anwendungsbeispiele zur Brennstoff-
zelle über 300 Teilnehmern vorstellen konnten. 
Da passiert doch etwas. Die Kooperation wird 
doch unterstützt und weiter gestärkt. 

Selbstverständlich – das hat Herr Priggen zu 
Recht angemahnt; er hat nur die Begriffe nicht 
genannt – gibt es in diesem Rahmen auch das 
Ordnungsrecht. Wir arbeiten daran, die Kraftfahr-
zeugsteuer CO2-abhängig umzustricken. Wir wer-
den auch bei der Frage mitwirken, wie die Kon-
struktion der Grenzwerte aussehen muss, damit 
wir einerseits ausreichend Druck auf dem Kessel 
haben und andererseits nicht etwas vorgeben, 
was nicht eingehalten werden kann. Dann hätten 
wir nämlich mit Zitronen gehandelt. – All das pas-
siert.  

Es gab in der Automobilindustrie und auch unter 
den Zulieferern in Nordrhein-Westfalen zu wenig 
Kooperation. Wir haben es geschafft, dass sich 
diese verstärkt landesweit zusammentun. Wir ha-
ben eine Ausschreibung für ein professionelles 
Clustermanagement vorbereitet, das bald heraus-
geht. Wir werden dort eine Professionalisierung in 
der Kooperation anstoßen, die es bisher nicht ge-
geben hat. Sie könnten uns dafür loben, wenn Sie 
dafür die Kraft hätten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Nun zum Wettbewerb: Es kann doch niemand das 
Gegenteil behaupten, dass es vom Reifenabrieb 
bis zur Antriebsart, von den Werkstoffen bis zur 
Form der Karosserie ganz viele Elemente gibt, die 
entweder, wenn sie sich fortentwickeln, zu mehr 
Sicherheit führen oder aber den Spritverbrauch 
reduzieren. Das ist nämlich nicht nur eine Frage 
des Motors, sondern auch der Karosserie und der 
Reifen. Das heißt, der von uns ausgelobte Wett-
bewerb richtet sich ausdrücklich an kleine und 
mittlere Unternehmen.  
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(Marc Jan Eumann [SPD]: An wen noch?) 

– Was heißt das, an wen noch? Er richtet sich 
auch an die Hochschulen, an die Kooperationen.  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Und an wen 
noch? – Thomas Eiskirch [SPD]: An die 
Kommunen, an die Großindustrie?) 

– Was wollen Sie denn jetzt ausschließen, wenn 
es Ihnen wirklich um Innovationsfähigkeit von Mo-
bilität geht? Nennen Sie doch die Felder, die Sie 
rausschmeißen würden! Wir wollen die Breite der 
Ideen, weil es ein sehr komplexer Prozess ist, auf 
den wir uns einlassen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn Sie das nicht können, dann ist das Ihr Prob-
lem, nicht unseres. 

Zum Volumen des Wettbewerbs: Woher Sie die 
4 Millionen € haben, können Sie mir vielleicht ir-
gendwann einmal erklären. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das machen wir!) 

EU-Mittel plus Landesmittel betragen 10 Millio-
nen €. Die Förderung ist auf 40 bis 50 % limitiert. 
Wenn es ausreichend Ideen gibt, dann wird ein 
Volumen von insgesamt 20 Millionen bis 25 Milli-
onen € gehoben. – Ich freue mich auf viele gute 
Ideen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Thoben. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der SPD der Kollege Eiskirch 
das Wort. 

Thomas Eiskirch*) (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Kolleginnen und Kollegen! Frau Ministerin 
Thoben! Die Breite der Ideen wollen wir,  

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

sagt Frau Ministerin Thoben. In die Breite der I-
deen kann man nur dann kommen, wenn man die 
Ideen mit genug Mitteln, die man dafür bereitstellt, 
fördern kann. 

(Beifall von der SPD)  

Frau Ministerin Thoben, wo haben wir die 
4 Millionen € her? Im Haushaltsentwurf 2008 ste-
hen für Ihren Einzelplan, über den wir gestern dis-
kutiert haben, die Ziel-2-Mittel. Dazu gab es – das 
war nicht nur für die Gesprächsberichterstatter, 
sondern von Ihnen legitimiert für das gesamte 
Parlament vorgesehen – eine Aufstellung, wie 
sich das für 2008 zusammensetzt. Und das sind 

4 Millionen €. Punkt, Schluss, Ende, aus – mehr 
ist es nicht! 

(Beifall von der SPD) 

Mit 4 Millionen € kann man nicht alle Projekte, die 
in der Automobilindustrie, die wahrlich eine starke 
Industrie in Nordrhein-Westfalen ist, vorhanden 
sind, bedienen, weil es dann eine Gießkannenför-
derung wäre. Dann müsste man sagen: Noch nie 
hatte eine Gießkanne so viele Löcher, wie Ihre 
Gießkanne, Frau Thoben.  

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU: 
Oh!) 

Nein, Kolleginnen und Kollegen, an dieser Stelle 
muss man sich beschränken und fokussieren. 
Man muss die Strategien herausfinden, von de-
nen anzunehmen ist, dass sie für einen so wichti-
gen Wachstumsmarkt die richtigen sind. Die Fra-
ge lautet also: Worauf muss man sich konzentrie-
ren?  

Für diesen konzentrierten Bereich muss man die 
Rahmenbestimmungen so schaffen, dass – Kolle-
ge Brockes hat das vorhin sehr richtig analysiert – 
die kleinen und mittleren Unternehmen – auch 
Frau Thoben hat das angesprochen – gestärkt 
werden  

(Dietmar Brockes [FDP]: Genau das machen 
wir!) 

und in Forschung und Entwicklung zusammen mit 
den Hochschulen richtige Netzwerke für Nord-
rhein-Westfalen bilden können.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Genau das machen 
wir! – Gegenruf von Marc Jan Eumann 
[SPD]: Eben nicht, Herr Brockes!) 

Darauf muss man sich konzentrieren, Frau Tho-
ben.  

(Beifall von der SPD – Zurufe von CDU und 
FDP) 

Über die Schnittstellenprobleme haben wir ges-
tern ausführlich gesprochen.  

Kollege Brockes, auch zu Ihnen noch einige Sät-
ze: Sie sagten gerade eben, 

(Zurufe von der CDU) 

richtig sei, kleine und mittlere Unternehmen in der 
Forschung zusammenzubringen.  

(Zustimmung von Dietmar Brockes [FDP]) 

Dazu bräuchten sie gute Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Ein Urproblem in diesem Zusammen-
hang sei der Beschluss der damaligen rot-grünen 
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Landesregierung, die Naturwissenschaften an der 
Grundschule zusammenzufassen.  

Frau Ministerin Thoben und ich waren gemeinsam 
auf einem Startkongress zum Thema Automobil, 

(Zurufe von CDU und FDP: Oh! – Weitere 
Zurufe) 

den diese Landesregierung mitfinanziert hat. Wer 
hat diesen Kongress vorneweg, als gutes und 
glorreiches Beispiel, mit organisiert? – „Bayern 
Innovativ“! Frau Thoben, Sie erinnern sich.  

(Ministerin Christa Thoben: Ja!) 

Kollege Brockes, in Bayern unter der CSU-
Landesregierung werden die Naturwissenschaften 
in der Grundschule zusammen unterrichtet.  

(Heiterkeit und Beifall von SPD und GRÜ-
NEN – Marc Jan Eumann [SPD]: Bravo!) 

Da Sie bei der Beantwortung kein Beispiel hatten, 
haben Sie jetzt eins für das nächste Mal. Aber Sie 
werden diese Argumentation nicht noch einmal 
bringen.  

Kollege Petersen, lassen Sie sich Folgendes ge-
sagt sein: Ich erkenne an, dass sich Frau Ministe-
rin Thoben in dieses Thema hineinkämpft. Sie ist 
angesichts dessen, was ihr an Finanzmitteln zur 
Verfügung steht, ein bisschen breit aufgestellt. 
Aber Sie sind gar nicht aufgestellt! 

(Zustimmung von der SPD) 

Sie sind der einzige von der CDU gewesen, der 
überhaupt an der Anhörung teilgenommen hat. 
Ansonsten: Desinteresse in Ihren Reihen an die-
sem wichtigen Wirtschaftsbereich!  

Zum Zweiten haben Sie eine Analyse von sich 
gegeben, aber nicht mit einem Wort gesagt, wo 
man wie als Gesellschaft oder als Staat unterstüt-
zen kann, damit richtige Wege in Nordrhein-
Westfalen weiter und erfolgreich beschritten wer-
den können. Die Antworten und ihr Auftritt als ein-
ziger Redner Ihrer Fraktion mit fünf Minuten Re-
dezeit zeigen, welches Interesse die CDU am 
Thema Automobilwirtschaft in Nordrhein-
Westfalen hat.  

Noch einmal: Wir fordern eine klare Fokussierung 
auf die wirklichen Schwerpunkte, eine klare Fo-
kussierung auf kleine und mittlere Unternehmen, 
eine klare Fokussierung darauf, dass mittlerweile 
die großen Unternehmen nicht nur die Produktion 
in den Mittelstand und damit an die Zulieferer ver-
lagern, sondern auch die Forschung und Entwick-
lung. Deshalb muss man sie professionell mit 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen zu-
sammenbringen.  

Deswegen fordern wir Sie auf: Gründen Sie eine 
Initiative „Automobile Zukunft Nordrhein-Westfa-
len“. Stellen Sie einen technologischen Entwick-
lungsplan auf, um deutlich zu machen, wohin der 
Weg gehen soll. Nehmen Sie das Geld an der 
richtigen Stelle in die Hand und streuen Sie es 
nicht möglichst breit.  

Frau Thoben, das wäre eine gute Fokussierung 
für Nordrhein-Westfalen bei allem, was in diesem 
Bereich notwendig ist. – Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Eiskirch. – Nun hat Frau Ministerin 
Thoben noch einmal das Wort. Bitte schön. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Präsidentin! Ich mache 
es ganz kurz. Da Herr Eiskirch anmahnt, sich auf 
Schwerpunkte zu konzentrieren, möchte ich Ihnen 
die Schwerpunkte vortragen, die die SPD in ihren 
Entschließungsantrag geschrieben hat, damit sie 
einen Eindruck von der „Enge“ bekommen, die 
der SPD vorschwebt:  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Es ist immer gut, 
wenn Sie aus unserem Antrag vorlesen!) 

„Die Stärkenanalyse Nordrhein-Westfalens 
zeugt von besonderen Wettbewerbsvorteilen 
unter anderem in den Bereichen neue Werk-
stoffe und Antriebe. So kann NRW zur globalen 
Führungsregion für den Einsatz der Brennstoff-
zelle werden, wenn hier die richtigen Weichen-
stellungen vorgenommen werden.“ 

(Dieter Hilser [SPD]: Alles richtig!) 

„Das gilt im gleichen Maße für die Batteriefor-
schung, die für verschiedene Alternativen im 
Verkehrssektor eine Schlüsselrolle einnimmt.“ 

(Zuruf von der SPD: Alles richtig!) 

– Hören Sie gut zu! – 

„Ein weiteres Fördersegment für klimafreundli-
che Wachstumsimpulse im Bereich der Auto-
mobilindustrie könnten die Vernetzung zwi-
schen hocheffizienten Antrieben, neuen Werk-
stoffen, Bremsenenergierückgewinnung, rollwi-
derstandsreduzierten Leichtlaufreifen … sein.“ 

Am Ende steht:  

„Für den Wettbewerb ‚Automotive.NRW’ wer-
den klare inhaltliche Kriterien vorgegeben:“  
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(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Was ist 
daran falsch? – Zuruf von der SPD: Gute 
Rede!) 

„ausschließlich innovative Entwicklungen im 
Bereich der Automobilbranche werden geför-
dert.“ 

(Zustimmung von der SPD) 

Das steht in unserer Ausschreibung.  

(Beifall von CDU und FDP – Thomas 
Eiskirch [SPD]: Darin steht auch vieles ande-
re! – Weitere Zurufe) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Gibt es weitere Wortmeldun-
gen? – Das ist offensichtlich nicht der Fall. Dann 
sind wir am Schluss der Beratung.  

Ich schließe die Beratung und kann gleichzeitig 
feststellen, dass die Großen Anfragen 1 und 7 
damit erledigt sind.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der SPD-Fraktion Drucksa-
che 14/5711. Wer diesem Entschließungsantrag 
zustimmen möchte, den bitte ich, mit der Hand auf-
zuzeigen! – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Damit ist dieser Entschließungsantrag gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthaltung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und des fraktions-
losen Abgeordneten Sagel mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP abgelehnt.  

Wir kommen zu: 

5 Die Herausforderung wachsender Güter-
verkehre annehmen: Den Eisernen Rhein 
zügig realisieren – Lärmschutz für die 
Menschen muss oberste Priorität haben 

Antrag  
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD,  
der Fraktion der FDP und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5579 – Neudruck 

Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5712 

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem 
Redner dem Kollegen Schulte für die Fraktion der 
CDU das Wort.  

Bernd Schulte*) (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Nordrhein-Westfalen setzt vor 

dem Hintergrund der Notwendigkeiten für den 
Klimaschutz und des zu erwartenden Zuwachses 
beim Güterverkehrsaufkommen auf eine Stärkung 
des Schienenverkehrs für Güter und Personen. 
Es besteht die Notwendigkeit, die Projekte RRX, 
Betuwe-Linie und Eiserner Rhein in einen zeitli-
chen Gleichklang zu bekommen.  

Sie werden heute im „Kölner Stadt-Anzeiger“ ge-
lesen haben, dass die Betuwe-Linie am Sonntag 
in Betrieb geht. Bei der Planung des Eisernen 
Rheins stehen wir ziemlich am Anfang.  

Aufgrund der gegenwärtigen jährlichen Zuwächse 
im maritimen Güterumschlag werden bereits in 
wenigen Jahren die Kapazitätsgrenzen der Über-
seehäfen Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen 
erreicht sein. Weil die Erweiterungsmöglichkeiten 
dieser Häfen nur marginale Bedeutung haben, 
gewinnt der schnellere Güterumschlag zur Verrin-
gerung von Stapelzeiten von Containern und der 
Aufbau günstiger Hinterlandanbindungen enorm 
an Bedeutung.  

In Antwerpen stieg der Container-Umschlag von 
16,5 Millionen t im Jahre 1990 auf 74,5 Millionen t 
im Jahre 2005. In den nächsten zehn Jahren ist 
mit einem Anwachsen des Güterverkehrsauf-
kommens um mehr als 60 % zu rechnen.  

Weil für den Eisernen Rhein als Verbindung zwi-
schen Antwerpen und den rheinischen Binnenhä-
fen für Planung und Bau ein Zeitraum von 
10 Jahren zugrunde gelegt werden muss, ergibt 
sich hier ein wesentliches Argument für einen zü-
gigen Entscheidungsprozess. Aus europäischer 
Sicht wird der Eiserne Rhein als maßgeblicher 
Bestandteil des angestrebten transeuropäischen 
Bahnnetzes bewertet. Aus diesem Grunde hat die 
Europäische Kommission die Wiederbelebung 
des Eisernen Rheins als Verkehrsobjekt mit vor-
rangigem Ausbaubedarf bis 2020 eingestuft.  

Das belgische Interesse einer Anbindung Antwer-
pens an das deutsche Hinterland manifestiert sich 
im Haager Schiedsspruch zum Eisernen Rhein 
vom 24. Mai 2005. Das Urteil verpflichtet die Nie-
derlande, die belgischen Transitrechte anzuer-
kennen. Entsprechend müssen auch die Kosten 
für das Projekt einer Wiederbelebung des Eiser-
nen Rheins geteilt werden. Eine Reaktivierung der 
sogenannten historischen Trasse wird ebenso in 
das Belieben beider Länder gestellt wie mögliche 
Ausweichstrecken.  

Aus NRW-Sicht ist eine Reaktivierung der histori-
schen Trasse uninteressant und nicht sinnvoll. Sie 
würde im Grenzgebiet durch das niederländische 
FFH-Gebiet Meinweg verlaufen, was einen Tun-
nelbau erfordern würde. Zudem ist die historische 
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Trasse eingleisig, nicht elektrifiziert und somit un-
tauglich.  

Der Ministerpräsident hat im Februar 2006 sein 
Interesse an einer tragfähigen Lösung für alle Sei-
ten bekundet und einen möglichst schnellen Pla-
nungsbeginn gefordert. Mit dem vorliegenden An-
trag soll heute soll eine Grundsatzentscheidung 
getroffen werden, die sich auf ein Gutachten zu 
den Erfolgsaussichten verschiedener alternativer 
Trassenführungen stützt.  

Dabei hat sich herausgestellt, dass die Variante 
einer Neubaustrecke entlang der A 52/N 280 un-
ter wirtschaftlichen und ökologischen Gesichts-
punkten vielversprechend ist und weiter verfolgt 
werden soll. Dazu bekennt sich gemäß vorliegen-
dem Antrag der Landtag ausdrücklich.  

Diese Grundsatzentscheidung präjudiziert keine 
endgültigen technischen Lösungen und meterge-
nauen Trassenführungen. Sie lässt nach wie vor 
die Möglichkeit lokaler Alternativführungen offen. 
Das gilt auch für die Güterverkehrskonzentration 
in Krefeld und Mönchengladbach.  

Der Antrag spricht sich des Weiteren für strenge 
Lärmschutzmaßnahmen in Neubau und Bestand 
aus, deren Realisierung vor Baubeginn rechtlich 
gesichert sein muss. Die Mitwirkung der Gebiets-
körperschaften wird gewährleistet.  

Wir treffen, meine Damen und Herren, heute im 
Landesinteresse auf breiter Basis eine Entschei-
dung, die zum jetzigen Zeitpunkt erforderlich ist, 
um den Bund zu veranlassen, in trinationalen 
Verhandlungen mit Belgien und den Niederlanden 
eine für NRW dienliche Ausführung des Eisernen 
Rheins zu erreichen. 

Ich denke, dass wir am Anfang eines langen, aber 
dennoch erfolgreichen Prozesses stehen. Ich bin 
froh, dass eine einhellige Basis für diese Ent-
scheidung in diesem Hause zustande gekommen 
ist. – Vielen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulte. – Als Nächstes hat der Kol-
lege Wißen für die Fraktion der SPD das Wort.  

Bodo Wißen (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich bin Schirmherr des 75-jährigen Jubi-
läums des Kaninchenzüchtervereins in Rees. 
Jetzt könnte man fragen: Was hat das mit diesem 
Antrag zu tun?  

(Christian Lindner [FDP]: Was hat das mit 
diesem Antrag zu tun?) 

– Danke, aber ich habe mich in der Tat bei der 
Entstehung dieses gemeinsamen Antrags an die 
Fabel von Hase und Igel erinnert. Tatsächlich ist 
es so, dass die SPD den Igel in diesem Vergleich 
darstellt. Aber wir wissen auch: Die Echternacher 
Springprozession kommt irgendwann an ihrem 
Ziel an. So ähnlich war das auch hier.  

Es hat sich gelohnt. Es war wichtig und dringend 
notwendig, dass wir uns in dieser wichtigen Frage 
gemeinsam aufstellen. Alle vier Fraktionen des 
Landtags haben jetzt im wahrsten Sinne des Wor-
tes einen wegweisenden Antrag vorgelegt. Er gibt 
ein deutliches Signal nach Berlin. Das ist aber 
auch notwendig, wenn man sich die Herausforde-
rungen im Bereich des Verkehrs anschaut. Kolle-
ge Schulte hat die Zahlen genannt. 

Wenn wir den Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen stärken wollen, dann müssen wir be-
rücksichtigen, dass es zu einer Verdoppelung des 
Güterverkehrs bis zum Jahre 2020 kommt. Ver-
kehrsadern sind die Lebensadern für unsere Wirt-
schaft. Wir dürfen uns nicht in eine einseitige Ab-
hängigkeit von bestimmten Seehäfen begeben. 
Deswegen brauchen wir Alternativen. Wir brau-
chen den Wettbewerb und die Auswahl zwischen 
den Häfen. Das, meine Kolleginnen und Kollegen, 
ist sehr wichtig. 

Aber – das ist ein Grundanliegen unserer Fraktion – 
Verkehr braucht immer auch Akzeptanz. Das ist 
nicht ganz einfach in einem so dicht bewohnten 
Land wie Nordrhein-Westfalen. Wir brauchen eine 
Versöhnung der Interessen der Wirtschaft, des Ver-
kehrs und der Anwohner. Wirtschaft und Verkehr 
brauchen die Akzeptanz in der Bevölkerung. Das 
wird in diesem Antrag sehr deutlich. Für die SPD 
sind die Interessen der Bürgerinnen und Bürger e-
ben gleichwertig zu den wirtschaftlichen Interessen. 

Lärmschutz für die Menschen muss oberste Prio-
rität haben; das steht in der Überschrift zu diesem 
gemeinsamen Antrag. Das ist für uns keine Flos-
kel, sondern eine wichtige Botschaft in die Regi-
on. Ich darf insbesondere zwei Kollegen nennen, 
mit denen ich sehr ausführlich in persönlichen 
Gesprächen diskutiert habe: Das ist einmal die 
Kollegin Monika Ruff-Händelkes, die für ihre Re-
gion wie eine Löwin für den Lärmschutz gekämpft 
hat. Monika, Deine Handschrift ist in diesem An-
trag bis in einzelne Wörter hinein sehr deutlich zu 
erkennen. 

(Beifall von der SPD) 
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Du hast dafür gesorgt, dass auch Bestandsstre-
cken in die Konzeption, in die Planung aufge-
nommen werden. – Ganz herzlichen Dank dafür. 

Auch dem Kollegen Uwe Leuchtenberg darf ich 
für seine konstruktive Diskussion sehr danken. Mit 
ihm habe ich über die Lärmminderung an der 
Quelle, also am rollenden Rad, diskutiert, mich 
aber auch zum Thema Lärmschutz in Nie-
derkrüchten, St. Tönis und Tönisvorst ausge-
tauscht. – Uwe, auch Dir ganz herzlichen Dank für 
Deine konstruktive und hartnäckige Arbeit. 

Sehr geehrte Damen und Herren, damit heben 
sich die beiden SPD-Kollegen sehr von dem ab, 
was wir bei anderen Kollegen erleben müssen. 
Damit komme ich zu dem Kollegen Dr. Berger, 
der einen schönen Brief an seinen Minister ge-
schickt hat, was ein bisschen ungewöhnlich sein 
könnte, wenn man in einer Koalitionsfraktion ist. 

(Zuruf von der CDU: Sie können doch lesen!) 

Das Ziel besteht darin, dass die Planung entlang 
der A 52 verhindert werden soll. Aus parteitakti-
schem Kalkül und nichts anderem werden vom 
angeblichen Europapolitiker Berger in Pofalla-
Manier die Argumente des Gutachtens auf die 
Seite geschoben. Das ist nicht zulässig. Zur 
Wahrheit, Herr Berger, gehört auch, dass, wenn 
die historische Trasse kommt, Sie niemals Lärm-
schutz bekommen werden. Das müssen Sie Ihren 
Leuten auch erklären. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Sagel und eine weitere Zwischenfrage des Kolle-
gen Dr. Berger? 

Bodo Wißen (SPD): Ja, gerne. Fangen wir mit 
Herrn Sagel an. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Sagel, 
Sie haben das Wort. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Herr Kollege Wi-
ßen, jenseits dessen, was Sie Sinnvolles dazu 
gesagt haben, warum die Bahnstrecke kommen 
soll: Ist Ihnen bekannt, dass der Bürgermeister 
von Schwalmtal und auch Stimmen aus der Regi-
on sagen, dass man die Entscheidung noch etwas 
zurückstellen sollte, weil sie sich nicht entspre-
chend eingebunden fühlen? Ich sage das auch 
vor dem Hintergrund – Sie wissen das –, dass wir 
schon einmal bei einer Trassenführung vor einiger 
Zeit Probleme hatten. Deswegen mein Hinweis: 
Vielleicht ist das ja sinnvoll. 

(Zuruf von der FDP: Wo war die Frage?) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Sagel, ich darf das zum Anlass nehmen, darauf 
hinzuweisen, dass es sich tatsächlich um eine 
Fragemöglichkeit handelt. – Herr Kollege Wißen. 

Bodo Wißen (SPD): Ich weiß nicht, wie hoch der 
Stimmenanteil der Kommunisten im Rat in 
Schwalmtal ist, 

(Beifall von CDU und FDP) 

aber der Herr Kollege Sagel spricht auf jeden Fall 
etwas Richtiges an, nämlich die Einbeziehung der 
Kommunen. Gerade die Einbeziehung der Kom-
munen findet sich in dem Antrag, Herr Kollege 
Sagel. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn Sie ihn gelesen haben, dann finden Sie das 
an zwei oder drei Stellen. Auch hier haben wir die 
Zusammenarbeit gepflegt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Berger, 
Sie haben das Wort. 

Dr. Stefan Berger (CDU): Vielen Dank, Frau Prä-
sidentin. – Herr Wißen, ich bin Mitglied des Rates 
in Schwalmtal. Dort gibt es in der Tat keine Kom-
munisten. 

Sie haben mich angesprochen, Herr Wißen. Ich 
kann mich nicht erinnern, dass wir beide in dieser 
Angelegenheit bisher ein Wort gesprochen haben. 
Ich kann mich nicht daran erinnern, dass Sie mit 
mir überhaupt in den letzten Monaten ein Wort 
gesprochen haben. Deswegen ist es für mich 
schon bezeichnend, … 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
ich darf auch Sie bitten, das in eine Frageform zu 
bringen. 

Dr. Stefan Berger (CDU): … dass Sie mich zitie-
ren, und ich frage Sie, wie Sie zu der Aussage 
kommen, dass ein Brief eines Abgeordneten an 
einen Minister, was ein ganz normaler Vorgang 
ist, ein parteitaktisches Verhalten wäre. 

Bodo Wißen (SPD): Herr Kollege Dr. Berger, ich 
habe berichtet, wie ich mit den Kollegen meiner 
Fraktion über das Thema diskutiert habe. Das ha-
be ich in der Fraktionssitzung am Dienstag ge-
macht und in Einzelgesprächen mit den betroffe-
nen Abgeordneten. Bitte verzeihen Sie, dass ich 
nicht auch noch die Abgeordneten anderer Frakti-
onen in die Gespräche eingebunden habe. Ich bin 
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davon ausgegangen, dass Sie der Linie der eige-
nen Partei folgen würden. Nur tun Sie das aus ei-
genem parteitaktischem örtlichem Interesse mal 
wieder nicht. 

(Beifall von der SPD) 

Ich habe auch die Aussagen des Kollegen 
Weisbrich in der Zeitung gelesen, der den Vor-
schlag gemacht hat, man müsse einen Beirat zum 
Eisernen Rhein gründen. Als Betuwe-Anlieger bin 
ich sozusagen Geschädigter der ganzen Diskus-
sion und daher froh, dass der Antrag viele Dinge, 
die von dem kuriosen Betuwe-Beirat erst einmal 
mühsam erkämpft werden müssen, schon als 
Verpflichtung in die Prüfung aufnimmt, also Unter-
führung, Überführung, Lärmschutz. Herr Kollege 
Weisbrich, wir wollen verhindern, dass es über-
haupt zur Gründung eines solchen Beirats kom-
men muss, indem wir die Interessen der Men-
schen vorher berücksichtigen. Das ist genau der 
Punkt. 

Es ist auch wichtig, den Lärmschutz in die Prü-
fung einzubeziehen. Man muss noch einmal fest-
halten, Herr Berger – das ist für Sie ja ganz wich-
tig –, dass der Lärmschutz an der Strecke nur 
gewährleistet ist, wenn es zu einer neuen Tras-
senführung kommt, unabhängig von der Diskussi-
on über die A 52. Sie sagen: Da wird schon kein 
Verkehr kommen. Als Europapolitiker müssten Sie 
eigentlich besser wissen, wie sehr unsere Ver-
kehrsadern bald verstopft sein werden. 

An der historischen Trasse, Herr Kollege Berger, 
bekommen Sie überhaupt keinen Lärmschutz und 
auch keine Ortsumgehung. Das müssen Sie Ihren 
Leuten auch erzählen. Das ist das Problem. 

(Beifall von SPD und CDU)  

Meine Damen und Herren, wir wollen die beste 
Lösung für die Bevölkerung. Wir wollen die beste 
Lösung für die Wirtschaft. Wir wissen aber, dass 
das alles nur ein Prüfauftrag ist. Da kann es noch 
ganz viele unterschiedliche Varianten geben. 

(Dem Redner wird das Ende der Redezeit 
signalisiert.) 

Wir wollen nicht das Geld für ein Projekt in der 
Erde verbuddeln, das nicht zukunftsfest ist. Wir 
wollen eine zweigleisige hochentwickelte Strecke, 
und zwar mit Lärmschutz versehen. 

(Dem Redner wird erneut das Ende der Re-
dezeit signalisiert.) 

Dies ist die richtige Antwort auf die Herausforde-
rungen, die sich der Logistik in unserem Lande 
stellen. Diese Antwort stärkt die Wettbewerbsfä-

higkeit Nordrhein-Westfalens. Das ist gut für 
Nordrhein-Westfalen. – Danke für Ihre Toleranz, 
Frau Präsidentin. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wißen. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der FDP der Kollege Rasche das 
Wort. 

Christof Rasche*) (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Herr Wißen, Sie haben vom Igel ge-
sprochen, den die SPD spielt. Ihre Argumentation 
war gar nicht schlecht, muss ich sagen. Zumin-
dest hat Ihr Igel aber blau-gelbe Farben. Dieses 
Blau-Gelb tut Ihnen auch mal gut. 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP]) 

Der Eiserne Rhein ist ein Verkehrsinfrastruktur-
projekt mit europäischer Dimension, das mit riesi-
gen Chancen für Nordrhein-Westfalen verbunden 
ist. Der nordrhein-westfälische Landtag beschäf-
tigt sich heute mit diesem Projekt, um es mög-
lichst schnell voranzutreiben. Ich möchte für die 
FDP-Fraktion zu vier Aspekten Stellung beziehen. 

Zum wirtschaftspolitischen Aspekt: Wie bei kaum 
einem anderen Projekt wird der unmittelbare Zu-
sammenhang zwischen Arbeit, Wirtschaft und 
Wohlstand auf der einen Seite und Logistik, Ver-
kehr und Infrastruktur auf der anderen Seite deut-
lich. Der Landtag von Nordrhein-Westfalen ist gut 
beraten, diesen Zusammenhang immer zu sehen 
und in den Vordergrund seiner Entscheidungen zu 
stellen. 

Der Industriestandort Nordrhein-Westfalen ist für 
uns alle von großer Bedeutung. Aufgabe der Poli-
tik ist es insbesondere, für vernünftige und wett-
bewerbsfähige Nachlauf- und Vorlaufkosten zu 
sorgen. Deswegen brauchen wir eine leistungsfä-
hige Infrastruktur, auf der ein Wettbewerb ent-
steht. Haben wir nur eine gut ausgebaute Betuwe-
Linie, besteht die große Gefahr, dass wir in Rot-
terdam und auf der Betuwe-Linie Monopolstruktu-
ren bekommen, die dem von mir eben Genannten 
genau entgegenstehen. Wir brauchen also den 
Wettbewerb. Auch deswegen ist der Eiserne 
Rhein von zentraler Bedeutung. 

Zur Verkehrspolitik: Die Güterverkehre explodie-
ren – in Nordrhein-Westfalen, in Deutschland, in 
Europa und auch auf den Weltmärkten. Schon al-
lein aufgrund der Verkehrsprognosen brauchen 
wir einen Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Ein 
Zug auf der Strecke Eiserner Rhein entlastet die 
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Autobahn um 50 LKWs. Man kann leicht ausrech-
nen, um wie viele LKWs unsere Autobahnen in 
Nordrhein-Westfalen entlastet werden – und wir 
müssen sie entlasten –, wenn auf dieser Strecke 
10, 15, 20 oder 30 Züge am Tag fahren. 

Eine weitere Anmerkung zur Verkehrspolitik: Es 
ist wichtig, dass wir diese Trasse möglichst 
schnell realisieren. Deswegen sollten wir untersu-
chen, ob wir bei der Planung und bei der Geneh-
migung andere Wege gehen können – in Verbin-
dung mit Privaten, in Verbindung mit Partnern; in 
den Niederlanden zum Beispiel mit der Region 
Limburg oder in Belgien beispielsweise mit dem 
Hafen Antwerpen –, damit wir unser Ziel wirklich 
möglichst schnell erreichen. 

Zur Wertschöpfung: Bisher ist die Situation in 
Nordrhein-Westfalen doch so, dass Transitverkeh-
re durch unser Land rauschen – von Norden nach 
Süden, von Westen nach Osten – und niemand in 
Nordrhein-Westfalen von der Wertschöpfung pro-
fitiert. Das wäre auch bei einer Variante entlang 
der A 40 so. Bei der Betuwe-Linie ist es ähnlich, 
wenn auch weniger ausgeprägt. Auch bei der 
Monzen-Route wäre das so. 

Mit dem Eisernen Rhein ergibt sich die Möglich-
keit für uns in Nordrhein-Westfalen, diese Wert-
schöpfung bei uns zu generieren. Das ist unser 
Ziel – im Interesse der Häfen in Duisburg, Krefeld, 
Neuss und Köln, eben aller Rheinhäfen, die man 
an dieser Stelle auch als Ganzes sehen muss. 

Ein weiterer uns schon mehrfach zugetragener 
interessanter Aspekt ist die Schaffung eines Lo-
gistikstandortes in Elmpt. Dort entstehen Ideen, 
die für Nordrhein-Westfalen ungeheure Wettbe-
werbsvorteile mit sich bringen könnten. Deswegen 
dürfen wir diese Chance nicht vergeben. 

Zur Belastung der Anwohner: Die darf man nicht 
ignorieren; damit muss man umgehen. Neue Inf-
rastruktur bedeutet allerdings immer Belastungen 
für Anwohner; das lässt sich nicht vermeiden. A-
ber dürfen wir Landespolitiker deshalb zu dem 
Schluss kommen, dass wir in Nordrhein-
Westfalen kein einziges Infrastrukturprojekt mehr 
durchsetzen? Das kann nicht die Aufgabe von 
Landespolitik sein. Dies wäre vielleicht – vielleicht! 
– eine Aufgabe von Kommunalpolitik, aber nie-
mals von Landespolitik. 

Wir brauchen ein Lärmschutzkonzept, das sich 
ausführlich mit diesen Problemen befasst. Das 
haben alle Fraktionen – auch die Grünen, Herr 
Becker – vorgeschlagen. 

In diesem Zusammenhang geht es auch um die 
Städte Viersen und Krefeld. Vielleicht gibt es dort 

andere Trassenmöglichkeiten, die nicht nur aus 
Lärmschutzgründen, sondern auch aus wirtschaft-
lichen Gründen sehr sinnvoll sind. Das werden wir 
prüfen. Dies werden wir maßgeblich unterstützen. 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Herr Brockes klatscht; denn er kümmert sich 
ebenfalls darum. Das ist gut. – Die FDP setzt sich 
mit allen Kräften für dieses Projekt ein. Das hat 
sie in den vergangenen Monaten auch schon ge-
tan. Es ist eine Chance, um Nordrhein-Westfalen 
mit seiner Wirtschaftskraft zur Logistik-Drehschei-
be Nummer eins auf dem europäischen Festland 
zu machen. 

Mit seinem Einfluss in Berlin und bei den Nach-
barländern dient der Beschluss aller Fraktionen 
diesem Projekt ungemein. Gemeinsam haben wir 
eine Chance, dieses Projekt umzusetzen. Nur 
gemeinsam können wir das auch erreichen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kolle-
ge Becker das Wort. Bitte schön. 

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist in der Tat wich-
tig, dass man bei solchen Projekten gemeinsam 
an einem Strang zieht. Es ist in der Tat wichtig, 
dass wir für den Güterverkehr, der insbesondere 
in Form der Container-Umschlagsbeziehungen zu 
den Tiefseehäfen explodiert ist, eine vernünftige 
Lösung finden. Eine vernünftige Lösung heißt, auf 
der Schiene, und heißt nicht, auf der Straße. 

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Ich bin froh, dass das von uns schon viele Jahre 
Gesagte inzwischen auch Allgemeingut zu wer-
den scheint.  

Aber ich muss auch dazu sagen – das gehört zu-
künftig in die Debatte: Ich glaube, dass wir mit al-
lem Zubau an Autobahnen und Schienengüter-
verkehrsstrecken alleine nicht das bewältigen 
werden, was jetzt weltweit an Zuwächsen im Gü-
terverkehr passiert. Wir werden uns noch manch 
andere Gedanken zusätzlich machen müssen. 

Aber es geht heute um die Frage, ob die Planung 
entlang der A 52 eine Alternative, eine Chance 
sein kann. Wir sind der Meinung: Es gibt einige 
Gründe dafür, zu sagen: Das ist eine Chance. Es 
ist lohnenswert, sich das vertiefend in Untersu-
chungen und Gutachten anzuschauen. Gleich-
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wohl gibt es auch das eine oder andere Fragezei-
chen. 

Ich will einige der Chancen aufzählen. Zunächst 
einmal müssten wir nicht das Naturschutzgebiet 
Meinweg untertunneln und dafür mehrere Hun-
dert Millionen € aufwenden. Wenn wir zu vertrag-
lichen Vereinbarungen mit Belgien und den Nie-
derlanden kommen könnten, dann könnten wir 
das gesparte Geld für einen ordentlichen Lärm-
schutz und für eine zweigleisige elektrifizierte 
Strecke aufwenden. Das wäre also eine Strecke, 
die überhaupt in der Lage ist, das aufzunehmen, 
von dem wir heute schon wissen, dass es zukünf-
tig aufgenommen werden müsste. Das würde eine 
solche Strecke in der Tat von der historischen 
Trasse unterscheiden. 

Meine Damen und Herren, es gibt auch gute 
Gründe im Bereich der Wertschöpfung; auch das 
muss man ehrlicherweise sagen. Wenn Belastun-
gen ertragen werden sollen, ist es wichtig, dass 
Wertschöpfung diesseits der Grenze und nicht nur 
jenseits der Grenze stattfindet. Dieses Konzept 
bietet eine Chance, neben Belastungen auch Ar-
beitsplätze, Wertschöpfung und Steuereinnahmen 
im Blick zu behalten. 

Auf diesem Wege voranzugehen, das zu prüfen, 
sich anzuschauen und es auch ein Stück weit po-
sitiv zu begleiten, ist sinnvoll. Dazu gehört aber 
auch, auf das hinzuweisen, was nicht klar ist. Ich 
will ganz deutlich sagen, dass es nicht besonders 
geschickt ist, wenn in Bezug auf Strecken mit 
Zahlen operiert wird, die so wenig miteinander 
vergleichbar sind wie Äpfel mit Birnen. Sie rufen in 
der Bevölkerung Misstrauen hervor. Es ist auch 
nicht geschickt, wenn die Bevölkerung zum Bei-
spiel bei der Betuwe-Linie sehen muss, dass der 
Lärmschutz bis heute nicht so wie versprochen 
verwirklicht worden ist. Wir warten immer noch 
darauf, dass der Bund und die Deutsche Bahn 
das umsetzen, was sie versprochen haben. 

(Beifall von GRÜNEN, SPD und Christian 
Weisbrich [CDU]) 

Ich will ganz deutlich sagen: Das war für unsere 
Fraktion einer der wesentlichen Gründe, wenn 
auch nicht der einzige, um in den Verhandlungen 
in ein gemeinsames Papier sehr wesentliche Ver-
änderungen – ich glaube, das kann ich guten Ge-
wissens sagen – auch in Bezug auf die Bestands-
strecke hineinzuschreiben. Denn da reichen keine 
Konzepte, die möglicherweise nicht eingehalten 
und umgesetzt werden, sondern es bedarf ver-
bindlicher, umsetzbarer und notfalls auch einklag-
barer Vereinbarungen. 

(Beifall von GRÜNEN, SPD und Christian 
Weisbrich [CDU]) 

Für meine Fraktion will ich auch deutlich sagen: 
Für uns ist die Frage der Trassenführung im De-
tail längst noch nicht entschieden. Herr Rasche, 
ich bin froh, dass Sie das eben auch gesagt ha-
ben, da sind wir wirklich einmal genau derselben 
Meinung: Den Viersener Bogen und den Bereich 
von Krefeld wird man sich ganz besonders dar-
aufhin angucken müssen, wie das geht, wie man 
es hinkriegen und wie man die Strecke insgesamt 
verträglich machen kann. 

Ich habe vorhin etwas zu den Kosten gesagt. Das 
gilt auch für die Grundstückskosten. Bis heute 
sind die Kosten ohne die Grundstückskäufe be-
rechnet. Diejenigen, die entlang der Trasse woh-
nen, sagen uns: Das habt ihr alles noch nicht mit 
drin. – Da sind noch erhebliche Kosten zu erwar-
ten. 

Deswegen will ich einen letzten Punkt anspre-
chen, der uns sehr wesentlich war und der nun 
auch im gemeinsamen Antrag steht: Wer diese 
Angelegenheit wirklich positiv begleiten und 
schnell vorantreiben will, ist klug beraten, nicht 
immer den vermeintlich schnellsten Weg zu ge-
hen, sondern die Kommunen und die Bürger-
schaft 

(Beifall von der SPD und Christian Weisbrich 
[CDU]) 

in einem wirklich offenen und nicht nur scheinof-
fenen Dialog mitzunehmen und die Fachkenntnis-
se vor Ort, die Ideen, die Hinweise und manchmal 
auch die Bedenken zu berücksichtigen, um dann 
zusammen mit den Kommunen das Gesamtziel 
nicht aus den Augen zu verlieren: ein Güterver-
kehr auf der Schiene, der wirklich etwas leisten 
kann. Wenn wir das tun und nicht anderen den 
Eindruck vermitteln, dass wir über ihre berechtig-
ten Interessen hinweggehen, 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.)  

hat das Projekt eine gute Chance, weil es unter 
dem Strich nach heutigem Kenntnisstand, ohne 
dass alle Gutachten auf dem Tisch liegen, das 
Vernünftigste zu sein scheint. – Schönen Dank für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. – Als nächster Redner 
spricht für die Landesregierung Herr Minister Witt-
ke. 
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Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Ich möchte mit einem ganz herzlichen Wort 
des Dankes an alle vier im Landtag vertretenen 
Fraktionen meine Rede beginnen. Es steht in der 
Tradition großer nordrhein-westfälischer Infra-
strukturprojekte, dass alle Fraktionen gemeinsam 
Position beziehen und versuchen, auch schwieri-
ge Sachverhalte und schwierige Infrastruktur-
maßnahmen gemeinsam zu tragen. Dass wir die-
se Tradition fortsetzen können, freut mich sehr. 

Damit bekommen wir in Sachen Eiserner Rhein 
erstmalig eine Positionierung des Landes Nord-
rhein-Westfalen hin, mit der wir klar Farbe beken-
nen. Denn in der Vergangenheit war die Position 
Nordrhein-Westfalens beim Eisernen Rhein durch 
so etwas wie eine Duldungsstarre gekennzeich-
net. Das Land Nordrhein-Westfalen hatte sich zu-
rückgelehnt und gesagt: Warten wir mal ab, was 
die Belgier und die Niederländer vereinbaren. 
Dort, wo der Eiserne Rhein an unserer Staats-
grenze ankommt, werden wir ihn übernehmen. 
Dann schauen wir mal, wie wir weiter vorgehen. 

Ich bin froh darüber, dass wir diese Duldungsstar-
re heute beenden und von nordrhein-westfälischer 
Seite aus aktiv in das Verfahren und in das Ge-
schehen eingreifen. Das ist deshalb wichtig, weil 
es in unserem ureigenen Interesse liegt, dass die-
ses wichtige Infrastrukturprojekt verwirklicht wird. 
Denn die Güterverkehrsströme, insbesondere ü-
ber die Überseehäfen – und dazu gehört eben 
auch der Hafen von Antwerpen, der für unser 
Land von ganz besonderer Bedeutung ist – wer-
den in den nächsten Jahren exorbitant zunehmen. 
Wir rechnen damit, dass der Güterverkehr allein 
bis zum Jahr 2015 um 60 % steigen wird. 

Wer sich dieser Analyse anschließt – die Progno-
sen der Vergangenheit sind im Übrigen alle über-
troffen worden –, muss auch Antworten darauf 
geben, wie diese riesigen Verkehrsströme bewäl-
tigt werden sollen. Dass man dabei nicht nur auf 
einen Verkehrsträger setzen darf – beispielsweise 
nur auf die Straße –, ist eine allgemeine Weisheit. 
Dass die Schiene aber gerade in Richtung Ant-
werpen nicht leistungsfähig ist, haben wir in den 
vergangenen Jahren schmerzhaft erfahren. Dar-
um ist es – ich sage es noch einmal – unser urei-
genstes Interesse, Bewegung in die Angelegen-
heit Eiserner Rhein zu bringen.  

Wir wollen aber nicht nur Transitland sein, son-
dern wir wollen ähnlich wie mit der Betuwe-Linie 
und der Anbindung des Rotterdamer Hafens an 
die Rheinschiene und an den Duisburger Hafen 
dafür sorgen, dass möglichst viel Wertschöpfung 
bei uns im Land realisiert werden kann. 

Wer sich anschaut, welche Erfolgsstory mit log-
port I und logport II in Duisburg geschrieben wird, 
wer sich anschaut, welch rasante Entwicklung die 
Häfen von Düsseldorf, Neuss, Krefeld und Köln 
genommen haben, der erkennt, welche hohen 
Beschäftigungspotenziale in dieser Logistikwirt-
schaft liegen. Allein aus diesem Grunde müsste 
man daran interessiert sein, in Sachen Anbindung 
Antwerpens an das Hinterland voranzukommen. 

Ich will auch deutlich sagen: Für uns ist es wich-
tig, das Thema Lärmschutz von Anfang an, also 
nicht erst dann, wenn die Pläne im Detail vorlie-
gen, mit zu berücksichtigen. 

(Beifall von Frank Sichau [SPD] und Bodo 
Wißen [SPD]) 

Herr Becker, sie haben völlig recht: Über Details 
können wir naturgemäß noch nicht reden. Denn 
dafür sind umfangreiche Planverfahren notwen-
dig, und es wird noch viele Debatten, viele Gut-
achten und viele Diskussionen geben. 

Für die Landesregierung ist allerdings klar, dass 
das Thema Lärmschutz ganz oben auf der Ta-
gesordnung steht. Wir widmen uns diesem Thema 
aber nicht nur auf der Neubaustrecke, sondern 
auch auf den Bestandsstrecken. Denn diese wer-
den natürlich mit mehr Verkehr belastet werden, 
wenn der Eiserne Rhein kommt. Wir wollen die 
Belange der Bevölkerung von Anfang an einbe-
ziehen. 

(Beifall von CDU, SPD und FDP) 

Dazu gehört im Übrigen auch, dass wir von Be-
ginn an ein transparentes Verfahren organisieren. 

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Ich sage es einmal ein Stück weit überspitzt: Wo 
entlang wir den Eisernen Rhein letztlich führen, ist 
mir relativ egal. Wir brauchen ihn aber, und wir 
brauchen ihn mit möglichst wenigen Belastungen 
für die Bevölkerung und mit möglichst wenigen 
Belastungen für Natur und Landschaft. 

(Beifall von CDU, SPD und FDP) 

Wir haben – das ist anders, als es sonst bei Lan-
desregierungen üblich ist – alle Gutachten zum 
Eisernen Rhein, die bisher in unserer Urheber-
schaft – mit „unserer“ meine ich nicht nur die der 
aktuellen Landesregierung, sondern auch die der 
vorherigen Landesregierung – veröffentlicht wor-
den sind, ins Internet gestellt, um breiten Schich-
ten der Bevölkerung zu ermöglichen, sich mit den 
Argumenten und Untersuchungen auseinander-
zusetzen. Wir sind derzeit dabei, auch die Gut-
achten, die nicht von uns, sondern von Dritten in 
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Auftrag gegeben worden sind, zu veröffentlichen. 
Das geht allerdings nur mit der Zustimmung der 
Auftraggeber, aber ich meine, dass auch das zu 
einem transparenten Verfahren gehört. 

Am Ende müssen wir die Alternative wählen – das 
ist anscheinend die entlang der A 52 –, die die 
wenigsten Belastungen mit sich bringt. Das wird 
noch ein steiniger Weg werden. Aber wenn wir 
diese Diskussion in dem Geist der heutigen De-
batte und auf der Basis einer sachlichen Ausei-
nandersetzung weiterhin führen, dann werden wir 
den Herausforderungen des Verkehrs sowie den 
Interessenlagen der Menschen in der Region ge-
recht. Das ist unsere Verpflichtung, und in dem 
Sinne haben wir noch ein langes Stück Weg vor 
uns. Wir haben uns heute auf den Weg gemacht, 
und das ist ein ganz wichtiges Signal in Richtung 
Bundesregierung, in Richtung Belgien und in 
Richtung Niederlanden. 

Von daher möchte ich mich zum Abschluss 
nochmals recht herzlich dafür bedanken, dass 
dies in einem so breiten Konsens in diesem Haus 
möglich war. 

(Beifall von CDU, SPD und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Wittke. – Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor, sodass wir am Schluss der Bera-
tung sind. Die Fraktionen haben direkte Abstim-
mung beantragt. 

Zunächst stimmen wir über den Inhalt des ge-
meinsamen Antrags aller vier Fraktionen Druck-
sache 14/5579 – Neudruck – ab. Wer diesem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich, mit der 
Hand aufzuzeigen. – Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Dann ist dieser Antrag mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und 
Bündnis 90/Die Grünen bei Ablehnung des Kolle-
gen Berger und bei Enthaltung der Kollegen 
Schittges, Post, Kaiser und Schroeren ange-
nommen. 

(Zuruf: Und Herr Weisbrich!) 

– Herr Kollege Weisbrich enthält sich ebenfalls. 

Haben jetzt alle Kolleginnen und Kollegen ihr Vo-
tum abgegeben? – Dann, meine Damen und Her-
ren, ist der Antrag in Drucksache 14/5579 – Neu-
druck – mit großer Mehrheit angenommen wor-
den. 

Ich lasse ferner über den Entschließungsantrag 
in Drucksache 14/5712 abstimmen. 

(Bodo Wißen [SPD]: Wieso das denn?) 

– Hierzu stelle ich fest, dass der Entschließungs-
antrag – das ist uns vorhin signalisiert worden – in 
den Neudruck des ursprünglichen Antrags einge-
flossen ist. Insofern kann ich diesen Entschlie-
ßungsantrag für erledigt erklären. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nun auf: 

6 Zukunft der Universitätsklinika in NRW 

Große Anfrage 14  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/4559 

Antwort  
der Landesregierung  
Drucksache 14/5110 

In Verbindung mit: 

Hochschulmedizingesetz (HMG) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4837 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für  
Innovation, Wissenschaft,  
Forschung und Technologie  
Drucksache 14/5594 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die Frakti-
on der SPD der Frau Kollegin Gebhard das Wort. 

Heike Gebhard (SPD): Frau Präsidentin! Verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Wenn ein Gesetz-
entwurf auf die Zielgerade kommt, ist es gut, sich 
noch einmal seines Starts zu erinnern. 

Ihre Vorgängerin, Herr Minister Pinkwart, hatte 
bereits eine Kommission – die sogenannte Dich-
gans-Kommission – beauftragt, zu untersuchen, 
welche Erfahrungen nach der Verselbstständi-
gung der Universitätskliniken in Anstalten öffentli-
chen Rechts gemacht wurden. Es galt zu überprü-
fen, wie sich unter diesen neuen Bedingungen die 
Medizinischen Fakultäten entwickelt haben und 
ob gegebenenfalls nachjustiert werden muss. 

Sie haben diese Kommission ihre Arbeit zu Ende 
führen lassen und uns das Ergebnis vorgelegt. Als 
ordnungspolitisch orientierter Mensch – darf ich 
das so sagen, Herr Minister? – ging und geht Ih-
nen das nicht weit genug. Deshalb beauftragten 
Sie die Unternehmensberatung Roland Berger, 
mehrere mögliche Organisationsmodelle für die 
Universitätskliniken zu untersuchen. Wenn je-



Landtag  07.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/78 
 

 

 

9162

mand mit Ihrer ideologischen Heimat solches ver-
anlasst, war und ist anzunehmen, dass Ihnen die 
Verselbstständigung in Anstalten öffentlichen 
Rechts nicht ausreichte und Sie nach Belegen 
suchten, die eine Teil- oder vollständige Privatisie-
rung nahelegten.  

Wir waren also gezwungen, dieses mit unserem 
Antrag „Landesregierung muss Pläne zur Privati-
sierung der Universitätsklinika zurückziehen“ ins 
öffentliche Bewusstsein zu tragen. Auch wenn die 
Koalitionsfraktionen unseren Antrag letztendlich 
wie erwartet abgelehnt haben, bin ich davon ü-
berzeugt, dass die öffentlichen Reaktionen sie ein 
bisschen moderater haben agieren lassen als ge-
plant. Das ist gut so. 

Das Ergebnis des Berger-Gutachtens haben Sie 
uns nach langem Hin und Her nur in einer unzu-
reichenden Kurzfassung präsentiert. Wir sahen 
uns deshalb genötigt, mittels der Großen Anfrage 
„Zukunft der Universitätsklinika in NRW“ die Daten 
zu erhalten, die uns in die Lage versetzen, halb-
wegs auf gleicher Augenhöhe mit Ihnen und Ih-
rem Hause die Lage der Universitätskliniken in all 
ihren Facetten zu beurteilen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dies hat gleichzeitig den Charme, dass wir damit 
eine jedermann zugängliche Bestandsaufnahme 
zur Situation der Universitätsklinika – allgemein 
und standortbezogen –, der Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen, der Forschung, der Medizinerausbil-
dung und letztendlich der Ausbildung haben. Das 
heißt, wir können in ein paar Jahren, wenn Ihr 
Hochschulmedizingesetz seine Spuren hinterlas-
sen hat, sehr genau vergleichen, was es ange-
richtet hat. 

(Beifall von der SPD) 

Lassen Sie mich aber eines schon heute festhal-
ten: Die Situation der Forschung ist besser, als sie 
oftmals dargestellt wird. Die Personalsituation ist 
stabil mit leichter Verbesserung beim ärztlichen 
Dienst, wobei der Zuwachs von Zeitarbeitern zu-
mindest an einem Standort sehr kritisch beobach-
tet werden muss. 

Ihrer Antwort auf unsere Anfrage entnehmen wir 
aber auch, dass das Consultingunternehmen Op-
timierungspotenzial von knapp 297 Millionen € 
aufsummiert, wobei es selbst darauf aufmerksam 
macht, dass es Überschneidungen zwischen den 
einzelnen Positionen gibt, sodass die Summe zu 
hoch ist. Wie viel zu hoch, lässt sie leider offen. 
Ob es sich dabei um 50 oder 100 Millionen € han-
delt, wird nicht ausgeführt.  

Damit setzen Sie aber die Unikliniken unter zu-
sätzlichen Druck, vor allen Dingen die Beschäftig-
ten, weil Sie in Ihrer Antwort schreiben, dass das 
Consultingunternehmen Kostensenkungspoten-
ziale im Bereich des Personalaufwands sehe, die 
durch Personalabbau sowie durch Tarifeffekte bei 
der Ausgründung von Tochtergesellschaften reali-
siert werden könnten. – Letzteres heißt nichts an-
deres, als dass für die gleiche Leistung der Be-
schäftigten weniger gezahlt werden soll. 

(Beifall von der SPD) 

Sie verweisen in Ihrer Antwort an diversen Stellen 
auf das Hochschulmedizingesetz: Das Hoch-
schulmedizingesetz soll den strukturellen Rahmen 
und ein dauerhaft tragfähiges wirtschaftliches 
Fundament schaffen. Es soll die strukturellen 
Voraussetzungen schaffen, damit die medizini-
schen Fakultäten ihr Profil schärfen können. Und 
es soll eine noch stärkere Forschungsorientierung 
schaffen. 

Was finden wir davon im Gesetzentwurf tatsäch-
lich vor? – Ihr Gesetzentwurf bringt kein Gesetz, 
das auch nur eines der vordringlichen Probleme 
löst. Denn es ist ein Beliebigkeitsgesetz. Rechts-
formänderung: muss nicht sein, kann sein. Fusion 
zweier medizinischer Fakultäten: muss nicht sein, 
kann sein. Aber wie sie organisiert werden soll, 
sagen Sie nicht.  

(Beifall von der SPD) 

Wieder Beliebigkeit: ein oder zwei Dekane, ver-
antwortlich gegenüber zwei Kanzlern, zwei Präsi-
denten, Berücksichtigung von zwei Hochschul-
entwicklungsplänen. Wie soll das gehen? Prof. 
Jöckel hat recht, wenn er sagt, das ist ein Fusi-
onsverhinderungsgesetz. Vielleicht ist das auch 
so gemeint, und die Vorschrift steht nur noch zur 
Gesichtswahrung drin.  

Wie hilft das Hochschulmedizingesetz bei der Re-
alisierung der dringend notwendigen baulichen 
Investitionen? – Im Entwurf wird gesagt: Seht zu, 
wie ihr klar kommt; aber prüft in jedem Fall vorher, 
ob ihr nicht an privates Geld kommt!  

Die Liste der Beliebigkeit und Nichtklärung kann 
man fortsetzen – nach dem Prinzip: Wir sind offen 
für alles. Nur: Teurer dürft ihr nicht werden. Wer 
sich dann eurer bemächtigt, ist uns letztendlich 
auch egal. 

Besonders problematisch ist Ihre Absicht der stär-
keren Forschungsorientierung. Damit Sie mich 
nicht falsch verstehen: Wir haben natürlich nichts 
gegen mehr und gute Forschung. Wer könnte et-
was dagegen haben? Wenn dies aber zulasten 
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von Lehre und Krankenversorgung geht, müssen 
wir das Stoppschild herausholen.  

(Beifall von der SPD) 

Zur Auslobung von Schwerpunktprofessuren sind 
die Medizinischen Fakultäten gezwungen, eine 
Professur aus einem Nichtschwerpunktbereich 
umzuwidmen. Wie stellen Sie dabei sicher, dass 
ausreichend Professuren übrigbleiben, die, ob-
wohl nicht im Forschungsschwerpunkt, gleichwohl 
für die Medizinerausbildung erforderlich sind?  

Darüber hinaus hat bei der Anhörung der Wunsch 
eine zentrale Rolle gespielt – das deckt sich ganz 
mit unserer Analyse des Gesetzentwurfs –, der 
von allen Beteiligten, Dekanen, ärztlichen und 
kaufmännischen Direktoren, geäußert wurde, 
dass es bei einem Gleichgewicht zwischen For-
schung und Lehre einerseits und Krankenversor-
gung andererseits bleiben sollte.  

Aber die Formulierung in § 31a und die Begrün-
dung von § 2 werden verstanden als Begründung 
eines hierarchischen Verhältnisses zwischen 
Krankenversorgung sowie Forschung und Lehre 
zuungunsten der Krankenversorgung. Aus unse-
rer Sicht haben Universitätskliniken aber drei 
wichtige gleichrangige Funktionen.  

Erstens. Sie haben – das habe ich bewusst an die 
erste Stelle gesetzt – klinische Strukturen bereit-
zustellen, die sehr hochrangigen Forschungser-
fordernissen entgegenkommen, auch wenn sie 
nicht einnahmeträchtig sind.  

Das heißt, wir müssen sicherstellen, dass Unikli-
nika dazu auch in die Lage versetzt werden und 
nicht gezwungen sind, sich ausschließlich am 
Markt und höchster wirtschaftlicher Effizienz aus-
zurichten. Dafür ist Ihr Optimierungsdruck kontra-
produktiv. 

Zweitens. Sie haben, um eine gute Medizineraus-
bildung zu gewährleisten, dafür Sorge zu tragen, 
dass ein breites Spektrum von Krankheiten be-
handelt wird, damit die angehenden Mediziner die 
weitaus häufigeren Normalerkrankungen auch 
praktisch kennenlernen können.  

Drittens. Sie haben Ihre Funktion als Kranken-
haus der Maximalversorgung – die Uniklinika de-
cken in Nordrhein-Westfalen den größten Teil in 
diesem Bereich ab – zu erfüllen. 

(Beifall von der SPD) 

Kollege Lindner, nach der Nachhilfestunde durch 
den Kollegen Henke in der letzten Ausschusssit-
zung haben Sie die letzten beiden Aspekte hof-
fentlich zukünftig mit im Blick. Konsequenterweise 

müssten die Paragrafen, die das dienende Ver-
hältnis der Kliniken festschreiben, geändert wer-
den.  

Außerdem müssten die Hinweise des Katholi-
schen Büros Nordrhein-Westfalen aufgenommen 
werden. Sie sind zwar spät eingetroffen, aber 
gleichwohl zu beachten. Es wird dort völlig zu 
Recht darauf hingewiesen, dass für Universitäts-
kliniken genauso wie für alle anderen Kranken-
häuser die Frage von Patientenschutzrechten wie 
Beschwerdestellen, Sozialer Dienst, Beratung und 
Seelsorge, aber auch die Frage der Pflege und 
Betreuung der Patientinnen und Patienten und die 
besonderen Bedürfnisse von Kindern im Hoch-
schulmedizingesetz analog zum Krankenhausges-
taltungsgesetz geregelt werden müssten. 

Es gibt also noch viel zu tun. – Ich danke für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Gebhard. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU Herr Kollege Dr. Brink-
meier das Wort. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit der heutigen 
zweiten Lesung endet ein Beratungsgang, der 
nicht erst seit der Einbringung des Gesetzent-
wurfs zum Hochschulmedizingesetz ins Plenum 
Ende August begonnen hat, sondern – Frau Geb-
hard hat es erwähnt – schon einen längeren Vor-
lauf hatte. 

Unsere Koalition hat schon kurz nach dem Regie-
rungswechsel verkündet, dass sie im Bereich der 
Hochschulmedizin einen Gesetzentwurf vorlegen 
wird. Dieser wurde durch Gutachten untermauert, 
wurde dann durch die Große Anfrage und durch 
eine Anhörung im Ausschuss begleitet. Heute ha-
ben wir die abschließende Beratung hier im Ple-
num. Damit kann das zum Jahresbeginn Geset-
zeskraft erreichen. 

Frau Gebhard hat eben versucht, mit Hilfe der 
Großen Anfrage zu begründen, welche Sorgen 
vor allem im Bereich der Beschäftigten in der 
Hochschulmedizin aus ihrer Sicht vorangetragen 
werden sollten. Wir haben das so empfunden, 
dass hier und da gezielt versucht worden ist, eine 
gewisse Panik zu erzeugen. Aber das hat nicht 
gezogen, Frau Gebhard; das hat nicht geklappt. 

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Ich möchte eines deutlich festhalten, um einer Le-
gendenbildung vorzubeugen: Wenn wir eine Än-
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derung in einem System, zum Beispiel im System 
der Hochschulmedizin, planen, dann gehen wir 
ergebnisoffen daran und lassen uns nicht gleich 
auf einige Dinge festnageln, wie Sie das gerne 
gewollt hätten. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das sagen wir ge-
rade bei den Studienbeiträgen!) 

Weil wir ergebnisoffen darangehen, befürworte ich 
sehr das Vorgehen der Regierung, dass man mit-
hilfe einiger Gutachten prüft, welche Potenziale 
unter verschiedenen Aspekten dann zu erschlie-
ßen sind. Von daher ist das Vorgehen seitens der 
Regierung völlig richtig zu bewerten. Das ist alles 
in den Referentenentwurf völlig korrekt eingeflos-
sen. Also, nicht gleich mit Scheuklappen heran-
gehen, sondern ergebnisoffen planen! Dann 
kommt auch ein gutes Gesetz dabei heraus. 

Dieses Hochschulmedizingesetz hat zwei Haupt-
ziele: Zum einen soll die hohe Qualität der Hoch-
schulmedizin im nationalen und im internationalen 
Wettbewerb gesichert werden. Das Gesetz soll 
dazu beitragen, eine Spitzenposition zu erreichen 
und zu erhalten. Zweitens soll die finanzielle Basis 
der Universitätskliniken gesichert werden, denn 
sie bietet die notwendigen Spielräume für Profil-
bildung und Forschungsorientierung. 

Um diese Ziele zu erreichen, wurden die rechtli-
chen Rahmenbedingungen im Sinne des Hoch-
schulfreiheitsgesetzes fortentwickelt. Dabei bleibt 
die Rechtsform der rechtsfähigen Anstalt des öf-
fentlichen Rechts der Regelfall. Andere Rechts-
formen werden grundsätzlich nicht ausgeschlos-
sen. Sie sind gemäß § 31a im Hochschulgesetz-
entwurf rechtlich möglich. Standortspezifische Lö-
sungen sollen nur in Zusammenarbeit mit der je-
weiligen Universität und dem Klinikum gestaltet 
werden. 

Frau Kollegin Gebhard, Sie haben eben den Vor-
wurf der Beliebigkeit vorgebracht. Was soll das 
heißen, Beliebigkeit? Wir eröffnen Spielräume. 
Wir wollen nicht alles in eine Zwangsjacke ste-
cken; jede Universitätsklinik muss gleich behan-
delt werden. Wir haben das im Gesetzentwurf so 
austariert und werden es auch so heute beschlie-
ßen, dass standortspezifische Lösungen über-
haupt möglich sind. Ich glaube, das ist der richtige 
Weg. 

Im Einzelnen werden bei den Universitätskliniken 
Optimierungen vorgenommen. Vor allem werden 
die Leitungsstrukturen gestärkt. Universitätsüber-
greifende Serviceeinrichtungen sollen Synergie-
potenziale erschließen helfen und ein noch effi-
zienteres Wirtschaften ermöglichen. Die Möglich-
keit der Verschmelzungen von Fachbereichen an 

unterschiedlichen Hochschulen – nicht nur in der 
Medizin – öffnet neue Wege, die bestmöglichen 
Organisationsstrukturen für ihre Aufgaben in Leh-
re, Forschung und Wissenstransfer zu finden. 

Ich schlage uns allen vor: Nehmen wir die Initiati-
ven der Hochschulen selbst, beispielsweise die 
Zusammenarbeit der Ruhr-Universitäten, an die-
ser Stelle ernst. 

Ich möchte nun kurz auf die Änderungen vom Ge-
setzentwurf zum Gesetz eingehen. Herr Kollege 
Henke wird gleich noch zu einigen anderen inhalt-
lichen Aspekten sprechen. 

Eine große Diskussion im Rahmen des Gesetz-
entwurfs war das Thema der Pflichtmitgliedschaft 
der Pflegedirektoren im Vorstand des Universi-
tätsklinikums. Die Pflege verantwortet wichtige 
Leistungsbereiche im Krankenhaus und beein-
flusst maßgeblich das Betriebsergebnis in einem 
Universitätsklinikum. Dementsprechend, aber 
auch im Hinblick auf berufliche Perspektiven für 
künftige Pflegemanagerinnen und -manager so-
wie Pflegewissenschaftlerinnen und -
wissenschaftler und die Weiterentwicklung der 
Profession ist eine Pflichtmitgliedschaft im Vor-
stand der Stellung und Bedeutung angemessen. 
Hier haben wir auf Basis der Anhörung eine Ände-
rung zum Gesetzentwurf vorgenommen. 

Natürlich war auch die Kontrolle der Geldflüsse 
ein großes Thema. In § 31b Abs. 2 steht jetzt: 

„Über die Verwendung des Zuschusses für 
Forschung und Lehre entscheidet der Fachbe-
reich Medizin im Rahmen der Festlegungen 
des Hochschulentwicklungsplanes. § 19 Abs. 2 
gilt entsprechend.“ 

Mit dieser Änderung wird klargestellt, dass die 
Hochschule auch für den Fachbereich Medizin 
allgemeine Vorgaben für die Mittelverwendung 
machen kann, zum Beispiel für die leistungsorien-
tierte Mittelverteilung. 

Ein weiterer Bereich war die Schaffung der perso-
nellen Voraussetzungen im nichtwissenschaftli-
chen Bereich. Dazu steht nun in § 31 Abs. 2 eine 
Ergänzung des Satzes 2: 

„Der Dekan ist insoweit Fachvorgesetzter des 
Personals. Dem Dekanat obliegen alle Angele-
genheiten und Entscheidungen des Fachbe-
reichs, für die in diesem Gesetz oder der nach 
§ 31a zu erlassenden Rechtsverordnung nicht 
ausdrücklich eine andere Zuständigkeit festge-
legt ist.“ 

Mit dieser Änderung wird klargestellt, dass das 
Universitätsklinikum auch künftig das notwendige 
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nichtwissenschaftliche Personal für Aufgaben des 
Dekanats einsetzt und dieses insoweit unter der 
fachlichen Aufsicht des Dekans steht. 

Ein vierter Punkt war das Thema Klinikumskonfe-
renz, das wir auch noch in die abschließende 
Ausschussberatung eingebracht haben. Sie ist als 
Kann-Bestimmung wieder ins Gesetz aufgenom-
men worden. Die explizite Verankerung der Klini-
kumskonferenz in der Rechtsverordnung trägt 
dem Umstand Rechnung, dass sie ein wichtiges 
Instrument zur Weichenstellung im Vorfeld von 
Vorstandsentscheidungen ist. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Ein fünfter Punkt. Bei der Bildung gemeinsamer 
medizinischer Fachbereiche kann es, auch mit 
Blick auf die klinischen Aspekte und insbesondere 
im Hinblick auf die Besetzung des Vorstands des 
Universitätsklinikums und die Leitung der medizi-
nischen Fachbereiche und medizinischen Einrich-
tungen, sinnvoll sein, dass die beteiligten Univer-
sitäten für eine Übergangszeit von fünf Jahren ein 
Dekanat vorsehen, welchem Dekaninnen oder 
Dekane in der Anzahl angehören, die der Zahl der 
beteiligten Universitäten entspricht.  

Damit soll die praktische Umsetzung der Fachbe-
reichsverschmelzung erleichtert werden, die sich 
bei den medizinischen Fachbereichen anders 
darstellt als bei den nichtmedizinischen Fachbe-
reichen. Auf diesen Umstand reagiert die Ände-
rung. 

Zum Schluss möchte ich Herrn Pinkwart und 
Herrn Stückradt insbesondere, aber auch der 
ganzen Regierung für die gute Vorarbeit für die-
ses Gesetz herzlich danken. Ich bin sicher, dass 
die eingangs genannten Ziele mit diesem Gesetz 
in bester Weise erfüllt werden können. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Brinkmeier. – Für die FDP-Fraktion 
spricht der Kollege Lindner. 

Christian Lindner*) (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich will zu-
nächst kurz auf die Große Anfrage eingehen. Aus 
meiner Sicht fallen zwei Aspekte auf. 

Zum einen ist es aus meiner Sicht verwunderlich, 
dass die Antragstellerin höchst detaillierte Infor-
mationen bis hin zur Suizidrate der Mitarbeiter ab-
fragt, dass aber die Politik der rot-grünen und jet-
zigen schwarz-roten Bundesregierung nicht ein 
einziges Mal thematisiert wird, obwohl sie ja er-

hebliche Auswirkungen auf die Arbeit der Univer-
sitätsklinika hat, bis hin zu einer Gefährdung der 
betriebswirtschaftlichen Ziele der Häuser. Das fin-
det bei Ihnen nicht statt. Das Wort „Gesundheits-
reform“ findet nicht ein einziges Mal Erwähnung. 

Zum anderen fällt auf, dass die Landesregierung 
sehr ausführlich antwortet und ein Höchstmaß an 
Transparenz zeigt. Das, was sie nicht vorlegt, sind 
ausschließlich hochsensible Daten. Einen solchen 
Umgang der Regierung mit der Opposition hat es 
in der vergangenen Legislaturperiode nicht gege-
ben. 

Viele Fragen, meine Damen und Herren, haben 
sich im Übrigen auch mit dem am Mittwoch im 
Fachausschuss beschlossenen Gesetz zur Neu-
ausrichtung der Hochschulmedizin ohnehin erüb-
rigt. Die von der Opposition behauptete Privatisie-
rung insbesondere ist nicht eingetreten. Die Hor-
rorszenarien, die Frau Gebhard im Plenum ge-
zeichnet hat, waren genauso umsonst wie sie aus 
meiner Sicht auch etwas unseriös waren. 

Gleichwohl möchte ich zur Privatisierung als Libe-
raler generell drei Aspekte betonen. 

Erstens. Überlegungen, Aufgaben auf Private zu 
übertragen, lassen wir uns von Sozialdemokraten 
und Grünen nicht verbieten. Wenn man Möglich-
keiten effektiven Handelns prüft, ist das nicht von 
vorneherein zu verteufeln, sondern zunächst ein-
mal Ausdruck eines verantwortungsvollen Um-
gangs mit Steuergeldern. Im Übrigen hatte auch 
die sozialdemokratische Vorgängerin von Minister 
Pinkwart, Frau Kraft, Gutachten in Auftrag gege-
ben, die sich mit den Privatisierungsmöglichkeiten 
der Universitätsklinika beschäftigt haben. 

Zweitens. Es zeugt von wenig Sachkenntnis, 
wenn die Opposition der Bevölkerung bei jeder 
auch ergebnisoffenen Diskussion über die Mög-
lichkeit privater Trägerschaft vorgaukelt, es stün-
de ein Ausverkauf der Klinken in Nordrhein-
Westfalen bevor. Richtig ist: Nur 10 % unserer 
414 Krankenhäuser sind in privater Trägerschaft. 
Bundesweit sind es 30 %. 

Drittens können wir sogar in Nordrhein-Westfalen 
beobachten, dass es dort, wo es einen Übergang 
eines kommunalen Trägers auf einen Privaten 
gegeben hat, nicht zu Problemen gekommen ist, 
sondern vielfach Häuser stabilisiert werden konn-
ten. Schauen Sie nur nach Wuppertal, wo sogar 
die SPD im Aufsichtsrat des dortigen Helios Klini-
kums dies bestätigt. 

Wir haben uns gleichwohl trotzdem gegen die Pri-
vatisierung entschieden, nicht aus prinzipiellen 
Gründen, sondern weil es bessere oder mindes-
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tens gleichwertige Optionen in Aachen, in Köln 
und im Land insgesamt mit der neuen Leitungs-
struktur gibt. Die Ziele, die wir uns vorgenommen 
haben, erreichen wir in Nordrhein-Westfalen ge-
genwärtig ohne Privatisierungen. Wir erreichen 
sie durch ein Hochschulmedizingesetz, das à jour 
ist, ohne diese Möglichkeit nutzen zu müssen. 

Dieses Gesetz zielt im Wesentlichen darauf ab, 
erstens exzellente Forschung und Lehre in der 
Hochschulmedizin zu gewährleisten. Das un-
terstreiche ich, liebe Frau Gebhard. Es sind Uni-
versitätsklinika. Es sind keine Krankenhäuser der 
Maximalversorgung. Forschung und Lehre sind 
das, was Universitätsklinika auszeichnet. 

Aber zum Zweiten gehört natürlich genauso die 
bestmögliche Versorgung von Patienten dazu. 

Die zukunftsfähige wirtschaftliche Basis ist das 
dritte Ziel, das wir zu erreichen suchen. 

Viertens soll und muss natürlich die Wettbewerbs-
fähigkeit der Universitätsklinika erhalten und ge-
stärkt werden. 

Das sind die vier Ziele, die wir erreichen wollen 
und die die Landesregierung mit diesem Gesetz-
entwurf auch erreichen wird. 

Wir Freien Demokraten teilen diese Ziele unein-
geschränkt. Wir begrüßen insbesondere, dass mit 
dem neuen gesetzlichen Rahmen die Leitungs-
strukturen gestärkt werden. Genau das hat sich 
mit dem Hochschulfreiheitsgesetz auch für die 
Hochschulleitungen bewährt. Darüber hinaus 
schafft dieses Gesetz bessere Rahmenbedingun-
gen, um Kooperationen einzugehen und Syner-
gien zu nutzen. Das alles ist notwendig, damit ef-
fizienteres Wirtschaften realisiert werden kann. 

Die Experten haben den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung im Rahmen der Anhörung insge-
samt sehr positiv bewertet. Die kritischen Anmer-
kungen haben wir gewürdigt und daraufhin das 
Gesetz auch modifiziert.  

Dazu gehört insbesondere die Zusammensetzung 
des Vorstands. Die Pflegedirektoren, die eine ü-
beraus wichtige Position innerhalb des Universi-
tätsklinikums einnehmen, wollen wir qua Gesetz 
im Vorstand verankern. Das ist aus betriebswirt-
schaftlichen Gründen geboten, im Übrigen aber 
auch, weil Pflege und Hochleistungspflege inzwi-
schen auch zunehmend stärker Gegenstand der 
wissenschaftlichen Forschung sind. 

Die Position der Pflege war im Übrigen der einzi-
ge Punkt, den Frau Dr. Seidl in ihrer zu Protokoll 
gegebenen Rede anlässlich der ersten Lesung 
des Gesetzes kritisch ausgeführt hat. Deshalb bin 

ich sehr daran interessiert, wie Sie sich jetzt hier 
positionieren, liebe Frau Dr. Seidl. Nach der ers-
ten Lesung und der jetzigen Modifikation kann 
man ja durchaus berechtigte Hoffnungen haben, 
dass Sie diesem Gesetzentwurf nähertreten kön-
nen. 

Wir jedenfalls halten ihn für eine ausgezeichnete 
gesetzliche Grundlage für die Weiterentwicklung 
unserer Universitätsklinika als Forschungsstand-
orte, als Standorte der wissenschaftlichen Lehre 
und als Maximalversorger in der Krankenhaus-
landschaft Nordrhein-Westfalens. – Schönen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Lindner. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Frau Dr. Seidl.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Gesetzentwurf und 
das Beratungsverfahren machen doch sehr deut-
lich, Herr Lindner, dass Sie mit Ihrer Freiheitsideo-
logie langsam, aber sicher von der Realität einge-
holt werden. Was hatten Sie nicht für große Plä-
ne! Neue Rechts- und Organisationsformen, bis 
hin zur vollständigen Privatisierung, wollten Sie 
ausprobieren. 

Um diesen Ideen die höheren Weihen zu verlei-
hen, haben Sie schließlich auch das Gutachten 
von Herrn Berger in Auftrag gegeben, das Ihnen 
hierzu die Empfehlung aussprechen sollte. 

Dann folgte eine sehr lange Funkstille. Wir Abge-
ordnete haben immer wieder nachgefragt, denn 
Sie haben uns bis heute nicht verraten, was in 
diesem Gutachten genau drinsteht. Für uns Land-
tagsabgeordnete gab es nur eine magere Zu-
sammenfassung der Ergebnisse. Alles andere 
haben Sie zum Betriebsgeheimnis erklärt.  

Das muss man sich einmal auf der Zunge zerge-
hen lassen: Die Landesregierung hielt es nicht für 
nötig, den Landtag darüber zu informieren, wie es 
mit den Universitätsklinika genau weitergehen 
sollte – jene Universitätsklinika, wohlgemerkt, die 
Anstalten öffentlichen Rechts, vom Land errichtet 
und ganz wesentlich auch vom Land, und damit 
vom Landtag als Haushaltsgesetzgeber, finanziert 
sind. 

So richtig nach Ihrem Geschmack scheint es nicht 
gewesen zu sein, was in diesem Gutachten von 
Herrn Berger stand, Herr Lindner. Zu diesem 
Schluss muss man jedenfalls kommen, wenn man 
sich am Ende des Prozesses ansieht, was für ein 
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Gesetzentwurf dabei herausgekommen ist. Von 
Ihren großartigen Privatisierungsplänen ist da 
nämlich nichts übrig geblieben. 

(Christian Lindner [FDP]: Die gab es auch 
nie!) 

Zum Glück, sagen wir natürlich. Sie haben jetzt 
zwar an ein paar Stellschräubchen gedreht – noch 
immer zu weit, wie ich gleich hinzufügen möchte –
, aber der große Wurf ist tatsächlich ausgeblie-
ben.  

Das ist aber eigentlich kein Wunder, denn alles, 
was in Richtung Eigenständigkeit und Freiheit 
notwendig war, haben wir schon unter Rot-Grün in 
der letzten Legislaturperiode auf den Weg ge-
bracht: mit der Verselbstständigung. Während wir 
uns damals ein angemessenes Stück weit aus der 
staatlichen Regulierung zurückgezogen haben, 
geben Sie jetzt die staatliche Verantwortung quasi 
vollständig auf. Das finden wir falsch, und deshalb 
haben wir entsprechende Änderungsanträge ge-
stellt, die Sie im Ausschuss leider abgelehnt ha-
ben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eines wollen wir an dieser Stelle nicht verschwei-
gen, auch weil Einsicht und Korrektur von Fehlern 
in Ihrer Koalition der Ernüchterung ein solch rares 
Gut sind: Sie haben tatsächlich eingesehen und 
verstanden, dass es falsch war, mit dem Gesetz-
entwurf den Begehrlichkeiten einzelner Ärztlicher 
Direktoren zu folgen und die Pflege aus dem Vor-
stand zu verbannen.  

Herr Lindner, ich habe Ihren Einwurf eben, ehrlich 
gesagt, nicht verstanden. Ich habe mich von An-
fang an sehr dezidiert und sehr deutlich für die 
Beibehaltung der Pflege im Vorstand eingesetzt, 
und wir haben auch dafür mobilisiert. Das heißt, 
wir haben das begrüßt. 

(Christian Lindner [FDP]: Das habe ich doch 
gesagt! Das war der einzige Kritikpunkt Ihrer 
ersten Einlassung!) 

– Das war der wichtigste Kritikpunkt. Wir sehen ja 
auch, dass er wichtig geblieben ist, weil sich 
schließlich aufgrund der Mobilisierung, die alle be-
trieben haben, und aufgrund unserer Anhörung, in 
der sich alle Experten dafür ausgesprochen ha-
ben und mit der wir sehr viel erreicht haben, alle 
anderen Fraktionen dem anschließen konnten. 
Von daher habe ich das als einen Erfolg und auch 
als einen sehr wichtigen Punkt betrachtet. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Mehr noch: Sie haben unserem gemeinsamen 
Änderungsantrag tatsächlich zugestimmt, Herr 
Brinkmeier und Herr Lindner. 

(Christian Lindner [FDP]: Wir haben einen 
eigenen Vorschlag!) 

– Ja, Sie haben noch schnell einen eigenen vor-
gelegt. Danach haben wir wieder einen gemein-
samen Antrag gemacht. So war, glaube ich, die 
Reihenfolge.  

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Aber dann war es mit der Einsicht leider auch 
schon vorbei. Wir haben die Fehlkonstruktion des 
Aufsichtsrates sowie die Machtverschiebung zwi-
schen Aufsichtsrat und Vorstand angemahnt. Hier 
haben wir als Kompromiss vorgeschlagen, dass 
der Vorstand für die betrieblichen Ziele zuständig 
ist, der Aufsichtsrat aber weiterhin für die strategi-
schen Ziele der Klinika verantwortlich sein soll. 
Obgleich dies im Sinne einer modernen Unter-
nehmensführung wäre, haben Sie auch diesen 
Kompromissvorschlag leider abgelehnt. 

Dann wollten wir dieses Gesetzgebungsverfahren, 
in dem unter anderem auch das Hochschulgesetz 
geändert wird, nutzen, um einen Fehler des soge-
nannten Hochschulfreiheitsgesetzes zu korrigie-
ren. Es wäre nur eine winzige Änderung nötig ge-
wesen. Ich habe bis jetzt noch nicht verstanden, 
warum Sie sich dem eigentlich nicht anschließen 
konnten. 

Während nämlich unter Rot-Grün die Frauen an 
den Hochschulen die Freiheit hatten, darüber zu 
entscheiden, wen sie zur Gleichstellungsbeauf-
tragten oder zu deren Stellvertreterin wählen woll-
ten, sind Sie hingegangen und haben im Rahmen 
Ihres vermeintlichen Freiheitsgesetzes diese Frei-
heit eingeschränkt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Bei den Beratungen zum Hochschulfreiheitsge-
setz hieß es noch, das sei ein Missverständnis 
und auch nicht so gemeint gewesen. 

Herr Brinkmeier, Sie können mich ruhig anschau-
en. Sie waren es nämlich. Sie haben gesagt, das 
sei ein Missverständnis gewesen. Ich erinnere 
mich genau daran, wie Sie versucht haben, die 
Gleichstellungsbeauftragten zu beruhigen, die 
dieses Problem schon damals angesprochen hat-
ten. 

Heute kommt uns die Regierung plötzlich mit ei-
nem fadenscheinigen Argument. Dieselben Stu-
dierenden, die seit Jahren in den Gremien der 
Hochschulen konstruktiv mitarbeiten, dieselben 
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Studierenden, die seit Neuestem selbstbewusst 
als Kunden der Hochschulen auftreten sollen, sol-
len plötzlich nicht mehr in der Lage sein, auf Au-
genhöhe mitzuverhandeln, und deshalb als stell-
vertretende Gleichstellungsbeauftragte nicht mehr 
wählbar sein. Dazu möchte ich Sie noch einmal 
um eine Stellungnahme bitten, Herr Brinkmeier. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie mögen sich 
wundern, dass ich mich so lange über diesen 
Punkt aufrege, der mit dem Entwurf für ein Hoch-
schulmedizingesetz im engeren Sinne nichts zu 
tun hat. Dieser kleine Punkt ist einfach symptoma-
tisch für Ihr gesamtes Vorgehen. Sie reden groß-
artig von Freiheit. Die Realität Ihres Regierungs-
handelns beweist aber genau das Gegenteil: statt 
Wahlfreiheit kleinteilige Bevormundung. Deregu-
lierung ist etwas anderes, Herr Lindner. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es bleibt festzustellen: Dieses Hochschulmedizin-
gesetz bringt jedenfalls keine Innovationen und 
keine qualitative Verbesserung, weder für die Leh-
renden noch für die Studierenden oder gar für die 
Patientinnen und Patienten. Deshalb, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, lehnen wir diesen Gesetz-
entwurf heute ab. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Dr. Seidl. – Nun spricht für die Landesregie-
rung Herr Minister Dr. Pinkwart. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wo waren Sie 
eigentlich heute Morgen bei der Schuldis-
kussion? Da habe ich Sie vermisst!) 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Schade. – Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir alle sind uns einig, dass 
wir Forschung, Lehre und Krankenversorgung in 
der Hochschulmedizin stärken und die Universi-
tätskliniken finanziell langfristig sichern wollen. 

Nach dem Hochschulfreiheitsgesetz wird heute 
der zweite Gesetzentwurf zur Stärkung und Ver-
selbstständigung der Hochschulen auf den Weg 
gebracht, diesmal speziell für die Hochschulmedi-
zin. Damit erhält auch die Hochschulmedizin ein 
modernes Recht, das den großen Anforderungen, 
die an die medizinischen Fachbereiche und Uni-
versitätskliniken in Zeiten des immer stärker und 
schneller werdenden Wettbewerbs herangetragen 
werden, gerecht wird. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen eine leistungs-
starke Hochschulmedizin. Das hat die Experten-
kommission Hochschulmedizin Ende letzten Jah-
res ausdrücklich festgestellt. Entscheidend ist – 
das muss man ebenfalls in den Blick nehmen, 
auch nach den Beiträgen von Frau Gebhard und 
Frau Seidl; das hat die Kommission auch zutage 
gefördert –, dass wir noch mehr Potenzial für ech-
te Spitzenleistungen in der Medizinforschung ha-
ben, wenn wir an die Qualität der Forschung an-
derer Bundesländer national, aber auch an die 
anderer europäischer Länder international an-
knüpfen wollen.  

Dieses Potenzial fördern wir, indem wir die best-
möglichen Rahmenbedingungen durch neue for-
schungsorientierte Schwerpunktprofessuren schaf-
fen. Hierfür stehen in den nächsten fünf Jahren 
19 Millionen € zur Verfügung stellen. Im Januar des 
kommenden Jahres werden die Gewinner des 
Wettbewerbes bekannt gegeben. Zudem erreichen 
wir das durch verbesserte Strukturen in den Medi-
zinischen Fakultäten und Universitätskliniken. Das 
Hochschulmedizingesetz schafft die Grundlagen 
hierfür. 

Mit diesem Gesetz erhalten die Medizinischen 
Fakultäten und Universitätskliniken noch mehr Au-
tonomie und Gestaltungsspielraum als bislang. 
Bei der Formulierung des Gesetzes haben wir uns 
von dem Grundgedanken des Hochschulfreiheits-
gesetzes ebenso leiten lassen wie von den Erfah-
rungen, die die Medizinischen Fakultäten und U-
niversitätskliniken mit der Rechtsform der Anstalt 
des öffentlichen Rechts, die schon unter der Vor-
gängerregierung eingeführt worden ist, gemacht 
haben. 

Hier möchte ich hinzufügen: Alles, was wir nicht 
noch besser haben machen und nicht noch bes-
ser haben formulieren können, haben wir fortge-
schrieben, unter anderem auch das, was Sie, 
Frau Gebhard, jetzt kritisieren, nämlich, dass im 
Gesetz steht: „Das Universitätsklinikum dient dem 
Fachbereich Medizin zur Erfüllung seiner Aufga-
ben in Forschung und Lehre.“ Das haben wir ü-
bernommen. Das haben wir nicht besser schrei-
ben können. 

(Beifall von der FDP – Heike Gebhard [SPD]: 
Doch!) 

Aber ich kann Ihnen sagen: Wir haben lange dar-
an gebastelt, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Ja, Sie basteln! 
Die Bastelkoalition!) 

es noch besser zu machen, aber wir haben es 
nicht noch besser hinbekommen. Insofern bedau-
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re ich Ihnen eigentlich sagen zu müssen, dass Sie 
jetzt etwas kritisiert haben, was jedenfalls die 
Vorgängerregierung schon so formuliert hat. An 
der Stelle bescheinige ich ihr jedenfalls, dass sie 
offensichtlich gut gearbeitet hat. 

(Heike Gebhard [SPD]: Schauen Sie doch 
einmal in das Anhörungsprotokoll!) 

Wir planen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren – das ist auch deutlich geworden –, keine 
Privatisierungen. Es bleibt grundsätzlich bei der 
Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts. 
Ich füge aber hinzu – das habe ich von Anfang an 
gesagt; deswegen habe ich die Aufregung auch 
gar nicht verstanden, die hier von einigen dazu 
erzeugt worden ist –: Wenn die Hochschulen und 
die Universitätskliniken andere Rechtsformen be-
vorzugen, werden wir im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten die hierfür erforderlichen Grundlagen 
schaffen. Das Hochschulfreiheitsgesetz gibt den 
Hochschulen insgesamt die Möglichkeit, sich auch 
das passende Rechtskleid zu geben, das sie 
brauchen, um ihre Arbeit noch besser erledigen 
zu können. 

Wir planen auch keine Fusion, meine Damen und 
Herren. Aber die Hochschulen können demnächst 
selbst entscheiden, mit welchem anderen Stand-
ort sie gemeinsame Fachbereiche bilden wollen. 
Die Ruhrgebietsallianz der Universitäten Bochum, 
Duisburg–Essen sowie der Technischen Universi-
tät Dortmund könnten hier Vorreiter sein – nicht 
nur Bochum und Essen im Bereich der Medizin, 
sondern auch Bochum und Dortmund etwa im Be-
reich des Maschinenbaus und anderer Diszipli-
nen, wo es schon heute sehr enge Zusammenar-
beitsformen gibt. 

Die Universitätskliniken in Aachen und Maastricht 
erwägen seit einiger Zeit auch einen solchen 
hochschul- und sogar länderübergreifenden 
Schritt. Wir sind in einer engen Begleitung dieses 
Bemühens mit der niederländischen Regierung 
und hoffen sehr, was auch dem Ziel der Landes-
regierung entspräche, mit dem Beneluxraum en-
ger zusammenzuarbeiten, dass wir diese beab-
sichtigte enge Kooperation zwischen den Univer-
sitätsklinika Aachen und Maastricht auch tatsäch-
lich zu einem Abschluss führen können. 

Innerhalb der Universitätskliniken schaffen wir au-
tonome Strukturen, mit denen sie noch flexibler 
auf die jeweiligen Belange reagieren können. So 
übernimmt in den Aufsichtsräten der Universitäts-
kliniken künftig ein externer Sachverständiger den 
Vorsitz. Alle Mitglieder des Aufsichtsrats haben 
das gleiche Stimmrecht, nämlich jeweils nur eine 
Stimme. 

Bessere Bedingungen für öffentlich-private Part-
nerschaftsmodelle sollen helfen, das zukünftig 
schneller gebaut und dringende Investitionen 
auch früher als bislang realisiert werden können. 

Mehrere Universitätskliniken können gemeinsame 
Serviceeinrichtungen, zum Beispiel im Dienstleis-
tungsbereich, bilden und so Synergiepotenziale 
erschließen und ein noch effizienteres Wirtschaf-
ten erlangen, was für die dauerhafte Stabilität der 
Universitätsklinika natürlich unverzichtbar ist. 

Für hochqualifizierte Wissenschaftler und Wis-
senschaftlerinnen – das ist mir ganz besonders 
wichtig – schaffen wir Anreize, die den Standort 
Nordrhein-Westfalen noch attraktiver machen. Ei-
ne Änderung des Landesbesoldungsgesetzes soll 
einen Verbleib in oder einen Wechsel nach Nord-
rhein-Westfalen gerade auch der jungen Nach-
wuchswissenschaftler erleichtern. 

Die Grundlagen für ein forschungsfreundliches 
Umfeld und Klima in der Hochschulmedizin sind 
damit, meine Damen und Herren, gelegt. Ich gehe 
davon aus, dass sich damit die internationale 
Sichtbarkeit – ich füge hinzu: damit auch die Qua-
lität der Patientenversorgung – in Zukunft noch 
deutlich erhöhen wird. 

Ich freue mich auch, dass es nach der Anhörung 
das Benehmen der Fraktionen gab, sich für die 
Mitgliedschaft der Pflegedirektoren im Vorstand 
auszusprechen. Die Ärztlichen Direktoren hatten 
uns vor den Beratungen etwas anderes mitgeteilt. 
Sie haben in der Anhörung dann anders votiert. 
Die Universitätskliniken sollen den rechtlichen 
Rahmen vorfinden, den sie so bewerten, dass sie 
damit am besten arbeiten können. Deswegen fin-
de ich es gut, dass wir die Pflegedirektoren jetzt 
mit dabei haben. Ich denke, das ist eine gute Ent-
scheidung. 

Frau Gebhard möchte ich noch zurufen: Es bleibt 
natürlich beim Querverweis des Krankenhausge-
setzes. Was Sie hier, Frau Gebhard, problemati-
siert haben, sehen wir nicht so. Im Krankenhaus-
gesetz sind alle Fragen der Seelsorge und ande-
res geregelt. An den Stellen bezieht sich das 
Krankenhausgesetz auch auf das Hochschulme-
dizingesetz.  

Auch wenn meine Stimme heute aufgrund des 
allgemein grassierenden grippalen Infekts, der 
den einen oder anderen nun auch erfasst hat, 
nicht so kraftvoll ist, lassen Sie mich mit einem 
Satz schließen – auch wenn Sie von der Opposi-
tion das nicht so gerne hören, aber das ist eben 
der Unterschied –:  
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Die neue Landesregierung und die sie tragenden 
Fraktionen sehen im Mittelpunkt des Handelns 
den Menschen. Auch und gerade in der Hoch-
schulmedizin stehen für uns der Patient und des-
sen beste Versorgung auf internationalem Spit-
zenniveau im Mittelpunkt. Wir hoffen, dass wir 
diesem Ziel mit diesem weiteren gesetzgeberi-
schen Schritt einen deutlichen Schritt entgegen-
kommen. – Herzlichen Dank für Ihre freundliche 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Pinkwart. – Für die SPD-Fraktion 
spricht nun Herr Eumann. 

Marc Jan Eumann (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Minister Pinkwart, gerade – auch wenn 
Ihre Stimme Sie beinahe verließ – beim letzten 
Punkt würden wir Sie gerne beim Wort nehmen. 
Auch uns sind die Patientinnen und Patienten und 
deren Möglichkeiten besonders wichtig.  

Uns alle hat mit Datum vom 29. November – meine 
Kollegin Gebhard hat darauf Bezug genommen – 
der Brief des Katholischen Büros Nordrhein-
Westfalen, Kommissariat der Bischöfe, erreicht. 
Hier fordert das Katholische Büro Nordrhein-
Westfalen die Einfügung von Patientenvorschriften, 
also von Dingen, die Ihnen, wie wir gerade gehört 
haben, besonders wichtig sind. Wir glauben, dass 
diese Anregungen Eingang finden müssen.  

Deswegen beantrage ich gemäß § 73 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung des Landtages Nordrhein-
Westfalen eine dritte Lesung dieses Gesetzent-
wurfs, damit wir den Brief und die Anregungen 
des Katholischen Büros angemessen berücksich-
tigen können. 

Zur Vorbereitung der dritten Lesung beantrage ich 
im Namen der SPD-Fraktion gemäß § 73 Abs. 2 
der Geschäftsordnung die Überweisung des Ge-
setzentwurfs an den Ausschuss für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie. – 
Herzlichen Dank. 

(Christian Lindner [FDP]: Kein Mensch ap-
plaudiert! – Gegenruf von Ulla Meurer [SPD]: 
Wenn Sie das wollen, können wir das ja 
noch tun!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Eumann. – Herr Henke hat das Wort. 

Rudolf Henke (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Es gibt ja in der Antwort der Landesregierung 
auf die Große Anfrage einige Ausführungen, die 
klarmachen, über welch bedeutenden Bereich der 
öffentlichen Infrastruktur wir in Nordrhein-
Westfalen sprechen.  

Man muss sich ja nur einmal die Ertragsprogno-
sen für die verschiedenen Klinika ansehen, die für 
Aachen bei 394 Millionen €, für Bonn bei 
487 Millionen €, für Düsseldorf bei 410 Millio-
nen €, für Essen bei 422 Millionen €, für Köln bei 
281 Millionen € und für Münster bei 426 Millio-
nen € liegen. Das zeigt die Volumina, die dort 
wirtschaftlich bewegt werden, natürlich zu einem 
erheblichen Teil über das Thema Krankenversor-
gung und damit spielt sich das selbstverständlich 
nur zu einem Teil im Landeshaushalt ab.  

Laut Antwort der Landesregierung beläuft sich der 
Investitionsbedarf für Aachen auf 512 Millionen €, 
für Bonn auf 167 Millionen €, für Düsseldorf auf 
181 Millionen €, für Essen auf 242 Millionen €, für 
Köln auf 247 Millionen € und für Münster auf 
452 Millionen €. Das macht deutlich, welche ge-
waltige Aufgabe sich dem Land stellt und vor wel-
cher Aufgabe wir als Landesgesetzgeber über die 
Haushaltsgesetzgebung stehen. Das ist keine 
Kleinigkeit.  

Von daher kann man über weitere Beratungen 
unaufgeregt reden. Man muss sich aber vor Au-
gen führen, Herr Eumann, dass natürlich die rela-
tiv späte Idee des Katholischen Büros in der Sa-
che ein bisschen ins Leere läuft. Denn wer kann 
sich denn wirklich vorstellen, dass auf die Geltung 
der organisatorischen Vorgaben, die aus dem 
Wunsch des Katholischen Büros hervorgehen, in 
den Universitätskliniken, die natürlich im Wettbe-
werb stehen, bei der Größe, die sie haben, tat-
sächlich verzichtet werden soll? Es ist ja völlig 
weltfremd, anzunehmen, dass gerade diese 
Großkrankenhäuser und Maximalversorger dort 
eine Ausnahme machen würden. Ich habe bereits 
im Ausschuss gesagt, dass wir selbstverständlich 
davon ausgehen – Herr Minister Pinkwart hat es 
noch einmal untermauert –, dass sich auch die 
Universitätskliniken daran gebunden fühlen. Soll-
ten sie das nicht tun, dann wäre das der Zeit-
punkt, zu dem man gewissermaßen gesetzgebe-
risch zu agieren hätte.  

Diesbezüglich würde mich aber interessieren, ob 
Sie ein einziges Beispiel dafür nennen können, 
dass diese Regeln, die das Katholische Büro in 
das Hochschulmedizingesetz geschrieben haben 
will und die im Krankenhausgestaltungsgesetz 
enthalten sind, in den Universitätskliniken miss-
achtet werden. Nennen Sie uns doch einmal die 
Universitätsklinik, die das missachtet. 



Landtag  07.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/78 
 

 

 

9171

Ich möchte nun auf das „Dienen“ eingehen. Natür-
lich dient die Opposition in diesem Haus der Re-
gierung zur ständigen Verbesserung ihrer Arbeit 
durch Anregung. Das hat doch nichts mit einer 
Subordination zu tun, und deswegen muss man 
keine Unterlegenheitsgefühle entwickeln, sondern 
das folgt aus der Funktionalität. Von daher ist es 
so, dass auch ein Universitätsklinikum der Wis-
senschaft, der Forschung, der Lehre, dem Studi-
um und dem Erfolg der Ausbildung an diesem U-
niversitätsklinikum dient.  

Ich habe manchmal den Eindruck, dass der Ter-
minus des Dienens durch den einen oder ande-
ren, in einer bestimmten Periode sozialisiert – ich 
stamme aus dem Abiturjahrgang 1972, als Rudi 
Dutschke sehr en vogue war – eine ideologische 
Interpretation erfährt, der sich aus der Sprache 
nicht ableitet und der gewissermaßen als eine Art 
Rolle von Dienstmann ohne Bezahlung gewertet 
wird. Ich halte dies für eine falsche Interpretation.  

Wahr ist, dass es kein Universitätsklinikum als U-
niversitätsklinikum, allenfalls als Krankenhaus der 
Maximalversorgung, gäbe, wenn sie nicht den 
Auftrag hätten, Studierende auszubilden und der 
Wissenschaft, der Forschung, der Innovation im 
Medizinbereich zu dienen. Und deswegen bedarf 
es keiner Aufregung.  

Das ist auch keine veränderte Akzentsetzung, 
sondern ein Festhalten daran, dass der Kern der 
Existenz eines Krankenhauses als Universitätskli-
nikum darin liegt, Zwecke von Wissenschaft, For-
schung, Studium und Lehre zu erfüllen. Das ist 
kein Grund zur Aufregung, sondern das wurde im 
Gesetzentwurf sehr gut herausgearbeitet. Deswe-
gen würde ich mich bedanken, wenn Sie ihm in 
zweiter und möglicherweise demnächst auch in 
dritter Lesung zustimmen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herzlichen 
Dank, Herr Kollege Henke. – Herr Witzel von der 
FDP-Fraktion hat sich noch gemeldet. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Weil die Inhalte 
breit ausgetauscht worden sind, möchte ich mich 
nur zum Verfahren äußern, das von Herrn Eu-
mann vorgeschlagen wurde. Eine dritte Lesung ist 
selbstverständlich; das sieht die Geschäftsord-
nung vor. Das ist Ihr gutes Recht.  

Wir werden aber der Rücküberweisung in den 
Ausschuss nicht zustimmen. Das Gesetz wurde 
monatelang beraten. Noch in dieser Woche gab 

es sehr umfangreiche Beratungen über eine Rei-
he von Änderungsanträgen. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Ausweislich der 40-seitigen Beschlussempfehlung 
gab es von der SPD in der zweiten Lesung keine 
Änderungsanträge. Sie wissen, dass das Gesetz 
zum 1. Januar 2008 in Kraft treten muss. Daher 
ist das von Ihnen vorgeschlagene Verfahren nicht 
möglich.  

Es gibt aber selbstverständlich eine dritte Lesung. 
Wir beantragen sie für den nächsten Plenartag, 
den 19. Dezember. Aber wir stimmen der Rück-
überweisung in den Ausschuss nicht zu. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Witzel. – Als nächste Rednerin spricht Frau 
Gödecke. Bitte. 

Carina Gödecke (SPD): Danke schön, Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
möchte ergänzen, dass beide betroffenen Aus-
schüsse, der federführende und der mitberatende 
Ausschuss, in der nächsten Woche noch tagen. 
Die Rücküberweisung in die Ausschüsse und die 
erneute Behandlung des von uns vorgetragenen 
Sachverhaltes hätte keine Sondersitzung zur Fol-
ge.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das kann im Rahmen der normalen Ausschuss-
beratungen behandelt werden. Ich appelliere ein-
dringlich an Sie, sich das noch einmal zu überle-
gen und die Rücküberweisung doch positiv zu be-
scheiden. – Danke schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Gödecke. – Gibt es weitere Wortmeldungen? – 
Das ist nicht der Fall.  

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
schließe ich die Beratung und stelle fest, dass die 
Große Anfrage 14 der Fraktion der SPD damit 
erledigt ist.  

Die Fraktion der SPD hat eine dritte Lesung des 
vorgenannten Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung Drucksache 14/4837 beantragt. Nach § 73 
der Geschäftsordnung findet eine dritte Lesung 
auf Antrag einer Fraktion oder eines Viertels der 
Mitglieder des Landtags statt. Der Antrag muss 
vor Schluss der Beratung der zweiten Lesung 
schriftlich eingereicht werden. Diese Vorausset-
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zungen sind erfüllt. Die dritte Lesung des Gesetz-
entwurfs ist somit durchzuführen und bei der Ta-
gesordnung der nächsten Plenarsitzung zu be-
rücksichtigen.  

Zur Vorbereitung der dritten Lesung kann eine 
Überweisung des vorgenannten Gesetzentwurfs 
beschlossen werden. Ein entsprechender Antrag 
auf Überweisung an den Ausschuss für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Techno-
logie liegt vor. Ich stelle diesen Antrag zur Ab-
stimmung. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. – SPD, Grüne und Herr 
Sagel. Wer ist dagegen? – CDU und FDP. – Da-
mit ist dieser Antrag mit Mehrheit abgelehnt.  

Meine Damen und Herren, wir kommen dann zur 
Abstimmung über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung Drucksache 14/4837. Der Ausschuss 
für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung zur zweiten Lesung Drucksache 
14/5594, den Gesetzentwurf in der Fassung sei-
ner Beschlüsse anzunehmen. Wer dem zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen – 
CDU und FDP.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Zu wenig!) 

Wer ist dagegen? – SPD, Grüne und Herr Sagel.  

(Zuruf von der CDU: Zu wenig!) 

Damit ist die Beschlussempfehlung angenom-
men und der Gesetzentwurf in zweiter Lesung 
mit Mehrheit angenommen.  

Meine Damen und Herren, wir kommen zu: 

7 Gesetz zur Neuregelung des Kunsthoch-
schulrechts 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/5555 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Pinkwart das 
Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innova-
tion, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Mit dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Kunsthochschulrechts setzt die 
nordrhein-westfälische Landesregierung bundes-
weit Maßstäbe. Einzigartig in der bundesweiten 
Landschaft sollen die Kunstakademien und Mu-

sikhochschulen unseres Landes ein eigenes Ge-
setz erhalten.  

Oberste Leitmaxime dieses Gesetzes ist es, das 
für die Kunsthochschulen geltende Recht kunst-
adäquat auszugestalten, um ihren besonderen 
Bedingungen und Bedürfnissen Rechnung zu tra-
gen.  

Bislang war das Recht der Kunsthochschulen im 
allgemeinen Hochschulrecht integriert. Die Kunst-
hochschulen haben sich immer schon für ein ei-
genes, sachangemessenes Gesetz ausgespro-
chen – nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern 
bundesweit. Wir legen nun einen Gesetzentwurf 
für die nordrhein-westfälischen Kunsthochschulen 
vor.  

Der Gesetzentwurf baut auf dem neuen Hoch-
schulgesetz auf, macht aber Unterschiede, wo 
dies durch die Spezifika der Kunsthochschulen 
und durch den Umstand gerechtfertigt ist, dass 
die Kunsthochschulen nicht rechtlich als Körper-
schaften verselbstständigt werden.  

Die Kunsthochschulen werden von überflüssigen 
Regularien befreit und erhalten größere Autono-
mie bei ihrer inneren Organisation, beim Studium 
und bei ihrem Personals, ohne dass sich der 
Staat aus seiner Verantwortung für die Qualität 
von Lehre und von künstlerischer Spitzenleistung 
zurückzieht. Steuerung und Evaluation werden 
kunstadäquat geregelt. Hierzu setzt die Landes-
regierung auf die bundesweit einmalige Beratung 
durch einen Landeskunsthochschulbeirat, der 
hochrangig mit international renommierten Exper-
ten besetzt werden soll.  

Zum Gesetzentwurf hat eine regierungsinterne 
Anhörung stattgefunden. Alle Kunsthochschulen 
des Landes haben in einer gemeinsamen Stel-
lungnahme den Gesetzentwurf und die dem Ent-
wurf zugrundeliegenden Gestaltungselemente 
sehr begrüßt.  

Die kunstspezifischen Besonderheiten ziehen sich 
wie ein schwarz-gelber Faden durch alle Bereiche 
des Gesetzes.  

Sie zeigen sich zum Beispiel in den besonderen 
Erfordernissen und Prinzipien künstlerischer Leh-
re einschließlich deren Organisation. Kunstgemä-
ße Lehrformeln wie etwa Künstlerklassen, Einzel-
unterricht und Projektbezug werden auf eine ge-
setzlich gesicherte Grundlage gestellt.  

In konsequenter Umsetzung des Bologna-
Prozesses baut das neue Kunsthochschulgesetz 
auf der Bachelor- und Masterstruktur der Studien-
gänge auf. Daneben bleiben aber in begründeten, 
auf die Besonderheiten der Kunst bezogenen 
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Ausnahmefällen weitere akademische Grade wie 
etwa der Meisterbrief möglich.  

Die Regelungen zum Prüfungsrecht nehmen auf 
diese Besonderheiten Rücksicht. Auch die Ein-
stellungsvoraussetzungen für künstlerische Pro-
fessuren werden kunstadäquater definiert.  

Ich könnte noch auf viele andere Neuerungen 
hinweisen, so etwa auf die umfassenden Gestal-
tungsmöglichkeiten der Kunsthochschulen für ei-
ne passgenaue Hochschulverfassung, moderne 
handlungsfähige Leitungsstrukturen oder auf die 
Möglichkeit, sich künftig einfacher mit ihrem Kör-
perschaftsvermögen an im künstlerischen Bereich 
tätigen Unternehmen zu beteiligen.  

Wichtig ist, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, dass mit dem neuen Gesetz etwas für die 
Kunst in unserem Land gewonnen wird. Es ist sel-
ten, dass Kunst und Recht eine derartig fruchtba-
re Verbindung eingehen. Insofern freue ich mich 
mit allen Beteiligten im Landtag, aber mit Blick auf 
die externe Anhörung auch mit den Vertretern der 
Kunsthochschulen und allen anderen Experten in 
diesem Land auf diesem Gebiet auf eine fruchtba-
re weitere Gesetzgebungsarbeit mit Ihnen. Ich 
freue mich auf gute Beratung. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Pinkwart. – Für die SPD-Fraktion spricht 
nun der Kollege Karthaus.  

Dr. Gero Karthaus (SPD): Frau Präsidentin! Sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Zunächst möchten wir uns bei der 
Landesregierung, insbesondere bei Ihnen, Herr 
Minister Pinkwart, herzlich bedanken, nämlich da-
für, dass Sie in der Einführung zum Gesetzent-
wurf ausdrücklich feststellen, dass die differen-
zierte Kunsthochschullandschaft in Nordrhein-
Westfalen auf ihren jeweiligen Feldern internatio-
nal ein durchweg hohes Ansehen genießt und ho-
he Qualitätsansprüche gewährleistet sind. 

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Ich finde, das ist ein schönes Kompliment für un-
sere Hochschulpolitik. Sie hat nämlich den Rah-
men dafür gesetzt, die unseren Kunst- und Mu-
sikhochschulen die Grundlage für ihr internationa-
les Renommee gegeben hat.  

(Zuruf von Minister Prof. Dr. Andreas Pink-
wart)  

Meine Damen und Herren, ganz klar: Kunst und 
damit auch die künstlerische Lehre unterscheiden 

sich wesentlich von der klassischen wissenschaft-
lichen Forschung und Lehrtätigkeit.  

Aber nicht das Hochschulgesetz aus dem Jahre 
2005 macht es notwendig, das Kunsthochschul-
recht neu zu regeln; nein, es ist die Folge des 
neuen Hochschulfreiheitsgesetzes. Denn kleine 
Hochschulen wie die Kunst- und Musikhochschu-
len haben in der Konsequenz, insbesondere im 
Wettbewerb um die finanziellen Ressourcen, kei-
ne Chancen.  

Man muss einfach festhalten: Während unserer 
Regierungszeit waren solche Schutzzäune, Herr 
Minister, schlicht nicht nötig.  

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Wenn wir schon einmal bei der Notwendigkeit für 
dieses Gesetz sind: Haben Sie, Herr Minister 
Pinkwart, die Universität Wuppertal sowie die 
Fachhochschulen Münster, Aachen und Dort-
mund, die als Design-Hochschulen von Frau Tho-
ben im Kulturwirtschaftsbericht in die Rubrik 
Kunst- und Musikhochschulen eingeordnet wer-
den, vergessen? Sie sind nämlich nicht Adressa-
ten dieses Gesetzes, obwohl im Kulturwirtschafts-
bericht ausdrücklich gefordert wird, sie wie Kunst- 
und Musikhochschulen zu behandeln.  

Meine Damen und Herren, im Gesetzentwurf ist 
statt eines Hochschulrates ein sogenannter 
Kunsthochschulbeirat vorgesehen, der mit inter-
national renommierten Experten besetzt werden 
soll. Er soll im Gegensatz zu den Hochschulräten 
lediglich Empfehlungen geben, hat also keine ei-
genständigen Befugnisse.  

Die Außensteuerung entfällt also. Die Gruppen-
universität bleibt in diesem Fall somit erhalten. 
Das ist gut für die Studierenden. Das ist gut für 
die Lehrenden. Das ist auch gut für die Hochschu-
le und erst recht gut für unser Land.  

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Was gut für unser Land ist, sollte auch für die an-
deren Universitäten gelten. Warum also nicht bei 
allen Hochschulen?  

Die Doppelnatur der Kunst- und Musikhochschu-
len als Körperschaften des öffentlichen Rechtes 
und als staatliche Einrichtungen im Gegensatz zu 
den Fachhochschulen und Universitäten, die mit 
dem Hochschulfreiheitsgesetz zu alleinigen Kör-
perschaften des öffentlichen Rechtes wurden, ist 
eine deutliche Abweichung von der Prämisse „Pri-
vat vor Staat“. Wir begrüßen das ganz klar. Das 
ist ebenfalls gut für Personal, für die Studieren-
den, das ist gut für die Hochschule und ebenfalls 



Landtag  07.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/78 
 

 

 

9174

für unser Land. Auch hier gilt: Warum nicht bei al-
len Hochschulen so?  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, ab-
schließend noch einmal auf die Kreativwirtschaft 
zurückkommen. Hier fehlt jeglicher Bezug im Ge-
setzentwurf. Dabei hat die Landesregierung im 
letzten Kulturwirtschaftsbericht den Kunst- und 
Musikhochschulen dazu sogar ein eigenes Kapitel 
gewidmet und deren Bedeutung dafür besonders 
betont.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das Grundproblem ist dabei aber wahrscheinlich, 
dass dieser Bericht von Frau Thoben kam. Und 
Frau Thoben und Herr Prof. Pinkwart reden be-
kanntlich eher übereinander als miteinander.  

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Oh, 
oh!) 

Herr Minister, es genügt nicht, den Kunst- und 
Musikhochschulen nur die Freiheit zu geben, mit 
ihrem Körperschaftsvermögen aktiv zu werden. 
Freiräume dürfen nicht zu Leerräumen verkom-
men. Um entsprechende Vorhaben realisieren zu 
können, bedarf es einer klaren Positionierung und 
vor allem auch der entsprechenden Mittel. Letzte-
res darf man nicht vergessen. Denn auch das 
beste Gesetz kann diese Notwendigkeit nicht er-
setzen. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Karthaus. – Für die CDU spricht nun Herr 
Dr. Sternberg.  

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Im Sommer fand die Trauer-
feier für Prof. Bernd Becher statt, der im Alter von 
75 Jahren verstorben war. Bernd Becher hatte 
gemeinsam mit seiner Frau Hilla in den 80er- und 
90er-Jahren an der Düsseldorfer Kunstakademie 
eine ganze Klasse von international bedeutenden 
Fotografen ausgebildet. Die beiden aus Siegen 
stammenden Künstler haben Fotografen wie And-
reas Gursky, Thomas Ruff, Thomas Struth, Can-
dida Höfer und andere mehr hervorgebracht. Das 
heißt, Sie haben an einer Kunstakademie des 
Landes solche Persönlichkeiten unter den spezifi-
schen Bedingungen der Kunst bilden können. Ich 
könnte auch von der Bildhauerin Prof. Fritsch in 
Münster oder dem Bariton Thomas Quasthoff 
sprechen, der in Detmold Professor gewesen ist. 

Studierende an Kunstakademien werden in ihrem 
Studium zu Künstlerpersönlichkeiten herangebil-
det. Dazu dienen die sehr spezifischen Bedingun-
gen einer Kunsthochschule, vor allem der Klas-
senverband. Auf die Ausbildung solcher erstran-
gigen Künstler sind die Kunsthochschulen beson-
ders verpflichtet. Das ist richtig so, auch wenn 
man der Meinung ist, die Kunsthochschulen 
müssten stärker die späteren beruflichen Praxis-
felder der Absolventen berücksichtigen. Auch die 
Absolventen, die ihr Einkommen später nicht als 
musikalische Solisten, Bildhauer oder Maler ver-
dienen können, haben im Kunststudium andere 
Bedingungen als an einer normalen Universität. 

Meine Damen und Herren, worüber reden wir? – 
Wir reden über ein Gesetz für zwei Kunstakade-
mien in Düsseldorf und Münster, eine Kunsthoch-
schule für Medien in Köln und fünf Musikhoch-
schulen an sieben Orten, nämlich in Detmold, Es-
sen, Düsseldorf, Münster und Köln mit Aachen 
und Wuppertal. Dazu kommt noch die private Ala-
nus Hochschule in Alfter. An diesen gerade ge-
nannten Hochschulen studieren fast 5.000, genau 
4.990, Studenten, das Personal beläuft sich auf 
etwa 2.000 Personen.  

Unter den Studierenden ist ein besonders hoher 
Ausländeranteil – 35 % –, der belegt, wie interna-
tional renommiert unsere Kunsthochschulen sind. 
Man wird sich allerdings – das sei in Klammern 
gesagt – darüber Gedanken machen müssen, wie 
es uns etwa an unseren Musikhochschulen ge-
lingt, den besten deutschen Bewerbern eines 
Jahrgangs einen Studienplatz in Deutschland zu 
ermöglichen. Das wird ein Thema sein. 

Es handelt sich bei dem hier eingebrachten Ge-
setz um ein altes Thema. In der Broschüre „KUL-
TURMACHT NRW“, die der Ministerpräsident im 
Jahre 2005 vorgelegt hat, heißt es: 

„Eine herausragende Rolle bei der Entwicklung 
von Künstlerpersönlichkeiten spielen Kunst- 
und Musikhochschulen. Sie sind eigenständige 
Einrichtungen, die nicht dem sonst geltenden 
Hochschulgesetz unterliegen.“ 

Es heißt dann weiter: 

„Die Kunstförderung im Rahmen einer neuen 
Kulturpolitik wird diese Eigenständigkeit der 
Kunsthochschulen respektieren und stärken, 
damit Kunst auch in Zukunft auf höchstem Ni-
veau gelingen kann. Für Nordrhein-Westfalen 
heißt das konkret: Das Kunsthochschulgesetz 
darf nicht in das erforderliche neue Hochschul-
gesetz integriert werden.“ 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Das Ganze zitiert übrigens einen älteren Antrag 
aus dem Jahr 2004. Damals wurde ein Antrag 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: CDU!) 

von der CDU zur Selbstständigkeit von Kunst-
hochschulen eingebracht, der abgelehnt worden 
ist. Ich kann gut verstehen, wenn sich die Kolle-
gen mit längerer parlamentarischer Erfahrung 
darüber freuen, dass ein solcher Antrag jetzt ge-
setzliche Wirklichkeit werden kann. 

(Beifall von CDU und FDP – Manfred Kuhmi-
chel [CDU]: So ist es!) 

Im Koalitionsvertrag heißt es: „Wir werden die Ei-
genständigkeit von Kunst- und Musikhochschulen 
sichern.“ Sie sehen heute das Ergebnis, das nun 
in den parlamentarischen Beratungsgang geht. 

Vor uns liegt ein guter Entwurf. Das sagen auch 
die betroffenen Hochschulen, die sich dazu be-
reits in einem Konsultationsprozess geäußert ha-
ben.  

Wir werden uns mit der schon angedeuteten Fra-
ge nach der noch notwendigen stärkeren Ausrich-
tung in den Feldern der Musik- und Kunstpädago-
gik befassen müssen, die in einem solchen Stu-
diengang nicht nur zweite Wahl für diejenigen sein 
darf, denen eine internationale Künstlerkarriere 
versagt bleibt. Die Tätigkeit als Musik- oder Kunst-
lehrer ist nicht zweitrangig, sondern eine notwen-
dige Ergänzung zu unserer Offensive in der kultu-
rellen Bildung. 

Gute Pädagogen und auch die die Kreativität we-
ckenden Pädagogen – das hat durchaus sehr viel 
mit kreativer Ökonomie zu tun – brauchen wir. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Kreativer Ökono-
mie oder Kreativwirtschaft?) 

– Das hat mit all dem zu tun, was mit Kreativwirt-
schaft und der notwendigen Kreativitätsgrundlage 
von jeglicher Ökonomie zusammenhängt. Herr 
Eumann, ich hoffe, Sie stimmen mir zu. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das war präzise!) 

Auch sie brauchen eine intensive, erstklassige 
und kunstadäquate Ausbildung, wie sie mit die-
sem Gesetz möglich sein wird. Ich freue mich auf 
den parlamentarischen Beratungsgang. Ich glau-
be, uns liegt ein sehr guter Entwurf vor. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Sternberg. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt der Kollege Lindner. 

Christian Lindner*) (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen, meine Herren! Die FDP-
Landtagsfraktion begrüßt den Gesetzentwurf der 
Landesregierung im Wesentlichen aus drei Grün-
den: 

Erstens. Die Kunsthochschulen erhalten nun end-
lich eine rechtliche Grundlage, die auf ihre spezifi-
schen Bedürfnisse zugeschnitten ist.  

Frau Kraft hatte – darauf ist schon hingewiesen 
worden – die Kunsthochschulen in ihrer vormaligen 
Funktion als Wissenschaftsministerin ins Hoch-
schulgesetz integriert. Ihre Begründung war – Zitat 
aus dem Jahre 2004 –: Wir leisten hier einen Bei-
trag zum Bürokratieabbau. Dabei verkannte sie al-
lerdings, dass sich Kunst und künstlerische Lehre 
wesentlich von wissenschaftlicher Lehre unter-
scheiden. Es hat gewiss nichts mit Bürokratieab-
bau zu tun, wenn man ein Gesetz konstruiert, das 
zwar für alle Hochschulen gelten soll, dann aber 
eine Vielzahl von Sonderregelungen für den Be-
reich der Kunst enthalten muss. 

Das von der jetzigen Landesregierung vorgelegte 
Gesetz dagegen ist ein echter Beitrag zur Verwal-
tungsvereinfachung. Überflüssige Vorschriften 
wurden abgeschafft, sodass von bisher 122 nur 
noch 77 Regelungen übrig geblieben sind. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Sehr gut!) 

Zweitens. Der Gesetzentwurf zeigt, dass die Re-
gierung ihrem Kurs treu bleibt. Der staatliche Ein-
fluss wird auf ein Mindestmaß zurückgefahren 
und die Autonomie der Kunsthochschulen ge-
stärkt.  

So können die Hochschulen zukünftig beispiels-
weise ohne Genehmigung des Ministeriums über 
ihre Binnenorganisation entscheiden. Auch die 
Einführung, Aufhebung und Änderung von Stu-
diengängen sowie Berufungsverfahren verantwor-
tet in Zukunft allein die Hochschule. Das sind ähn-
liche Regelungen, wie wir sie bereits im Hoch-
schulfreiheitsgesetz haben.  

Drittens. Die FDP sieht in diesem Gesetz eine 
verbesserte Grundlage für Musikhochschulen, 
Kunstakademien und Kunsthochschulen in unse-
rem Land. In der Folge können sie ihre Potenziale 
besser entfalten. Bisher mussten sich Kunst- und 
Musikhochschulen gewissermaßen nach der De-
cke strecken, um sich einem Rechtsrahmen un-
terordnen zu können, der für die Universitäten und 
Fachhochschulen gemacht worden war. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Mit dem lapidaren Hinweis, in keinem anderen 
Bundesland existiere ein Extragesetz für Kunst-
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hochschulen, bügelte Frau Kraft die seinerzeit von 
der Union eingebrachte Gesetzesinitiative ab. 

Die Freien Demokraten, die schon damals dieses 
Anliegen unterstützt haben, mussten sich den 
Vorwurf gefallen lassen, dass doch gerade die 
FDP seit Jahren darauf dringe, Gesetze abzubau-
en. Das stimmt genau, bezieht sich aber nur auf 
solche Gesetze, die überflüssig sind. Von einer 
Rechtsgrundlage für die Kunsthochschulen, die 
zudem noch verschlankt wird, kann man das nun 
wahrlich nicht sagen. 

Deshalb freuen wir uns auf die Beratungen dieses 
guten Gesetzentwurfs. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für die Fraktion der Grünen im 
Landtag Nordrhein-Westfalen spricht Frau 
Dr. Seidl. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister Pinkwart, 
mit dem heute vorgelegten Gesetzentwurf zur 
Neuregelung des Kunsthochschulrechts – und 
das ist ein sehr schönes Beispiel, finde ich – wer-
den Sie zum ersten Mal Ihrer Linie „Privat vor 
Staat“ untreu. 

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Die Kunsthochschulen bleiben auch zukünftig 
staatliche Einrichtungen. Das Personal bleibt Per-
sonal des Landes. Das verwundert einen aller-
dings nicht, wenn man hört, dass die sieben 
Kunsthochschulen in Nordrhein-Westfalen an dem 
vorliegenden Gesetzentwurf maßgeblich mitge-
wirkt haben. Denn diese Hochschulen haben eine 
Vereinnahmung durch das Hochschulfreiheitsge-
setz offensichtlich gescheut wie der Teufel das 
Weihwasser. 

Das hat Prof. Lüpertz, bekanntermaßen schon 
über 20 Jahre Rektor an der Kunstakademie in 
Düsseldorf, bei einem gemeinsamen Gespräch 
sehr unmissverständlich dargelegt. Die Kunst-
hochschulen bräuchten weitgehende Freiheiten, 
aber gleichzeitig hierfür auch eine landespoliti-
sche Verantwortung, sagte er. Auf dieser staatli-
chen Verantwortung für die Hochschulen bestehe 
er. Eine Fremdbestimmung durch den sogenann-
ten Hochschulrat und eine Entmachtung der 
hochschuleigenen Gremien lehne er rigoros ab. 

Da ist er im Übrigen nicht der Einzige. Auch 
Prof. Protschka, der Rektor der Hochschule für 
Musik in Köln, sagte kürzlich in einem WDR-
Interview – ich zitiere –: 

„Bei den Universitäten ist ja die Konstruktion, 
dass der Senat im Grunde … – außer der Wahl 
des Rektors oder Präsidenten – keine Funktio-
nen mehr hat und alles … auf den Hochschulrat 
verlagert wird, wir wollen eine kollegiale Situati-
on haben, das heißt, wir wollen die Senate bei-
behalten, mit Stimmrecht der Dekane und des 
Rektors auch im Senat.“ 

(Beifall von GRÜNEN und Marc Jan Eumann 
[SPD]) 

„… und wir haben gesagt: Das ist völliger 
Quatsch, wir finden überhaupt niemanden, der 
diese Ämter macht, wenn er nachher nicht mit-
bestimmen kann, was passiert.“ 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Äußerun-
gen sprechen für sich, finde ich. Das braucht man 
nicht mehr zu kommentieren. 

In diesem Zusammenhang ist nur schade, dass 
die Erkenntnis, die Minister Pinkwart jetzt bei den 
Kunst- und Musikhochschulen hat, für die Univer-
sitäten und Fachhochschulen in Nordrhein-
Westfalen zu spät kommt; 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Minis-
ter Prof. Dr. Andreas Pinkwart) 

denn die Universitäten und Fachhochschulen 
denken ja eigentlich genauso. 

Lassen Sie mich aber kurz auf einen wesentlichen 
Punkt im Gesetzentwurf eingehen, der mir voll-
kommen widersprüchlich erscheint, nämlich die 
Qualitätssicherung und Akkreditierung von Stu-
diengängen. Das ist heute noch nicht angeklun-
gen. Ich habe mir das einmal genau angeguckt. 

In § 7 ist festgelegt, dass auch für die Kunsthoch-
schulen der Grundsatz der Akkreditierung gilt. Die 
Akkreditierung erfolgt wie bei allen Studiengängen 
der Universitäten und Fachhochschulen durch 
Akkreditierungsagenturen, die ihrerseits akkredi-
tiert worden sind, so wie das auch gesetzlich fest-
gelegt ist. Hierbei sind bei den künstlerischen 
Studiengängen Ausnahmen zulässig. 

So weit, so gut. Das halten wir auch für richtig. In 
der Begründung des Gesetzes finden wir aber ei-
ne höchst merkwürdige Interpretation des § 7. 
Dort heißt es doch tatsächlich – das muss man 
sich einmal auf der Zunge zergehen lassen; ich 
zitiere –: 

„Das Ministerium kann mithin vorab und gene-
rell-abstrakt für sämtliche künstlerischen Stu-
diengänge einer Kunsthochschule oder aller 
Kunsthochschulen von dem Erfordernis der 
Akkreditierung absehen und als funktionalen 
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Ersatz eine Begutachtung durch den Kunst-
hochschulbeirat vorsehen.“ 

Da frage ich mich: Was ist denn damit gemeint? 
Gibt es nun den Grundsatz der Akkreditierung, 
und erfolgt diese über das gesetzlich vorgeschrie-
bene Verfahren? Oder wollen Sie alle neuen Stu-
diengänge an den Kunsthochschulen vielleicht 
durch die Hintertür von der Akkreditierungspflicht 
befreien? Dann bräuchten die Kunsthochschulen 
auch gar nichts mehr dafür zu bezahlen. Das wä-
re sehr interessant. Ich glaube aber nicht, dass so 
etwas möglich wäre, Herr Pinkwart. 

Aus meiner Sicht muss es eine saubere Trennung 
zwischen künstlerischen Studiengängen, die nicht 
auf BA/MA umgestellt werden, und entsprechend 
umgestellten Studiengängen geben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich weiß von den Musikhochschulen, dass sie Ba-
chelor und Master vielleicht sogar flächendeckend 
einführen wollen, während die Kunsthochschulen, 
die Akademien, das nicht flächendeckend machen 
wollen. 

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Ja!) 

– Dann nehmen Sie hier doch eine saubere Tren-
nung vor. In dieser Form ist das unseriös. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eines ist klar: Wenn auf Bachelor und Master um-
gestellt wird, dann müssen auch hinsichtlich der 
Qualitätssicherung landesweit dieselben Kriterien 
angelegt werden. Ansonsten können wir den 
Grundsatz der Vergleichbarkeit von Studiengän-
gen im sogenannten Bologna-Prozess gleich ad 
acta legen. 

Ihren Ansatz, als funktionalen Ersatz eine Begut-
achtung durch den Landeskunsthochschulbeirat 
zuzulassen, der sozusagen die Akkreditierung er-
setzt, halte ich, ganz ehrlich gesagt, für haar-
sträubenden Unsinn; denn nirgendwo ist hinrei-
chend erläutert, welche Qualifikationen, Kompe-
tenzen oder Befugnisse das künftige Gremium 
Landeskunsthochschulbeirat haben soll, um eine 
adäquate Qualitätssicherung zu ermöglichen. Ei-
ne Akkreditierungsagentur wird er kaum ersetzen 
können. 

Hier muss wohl nachgebessert werden. Man hat 
das Gefühl, dass der Gesetzentwurf zur Neurege-
lung des Kunsthochschulrechts, salopp gesagt, 
reichlich handgestrickt ist. 

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Oh!) 

Sicherlich sind viele gute Ideen der Kunsthoch-
schulen mit eingeflossen; sie haben ja alle an ei-
nem Tisch gesessen. Das merkt man auch. Dem 
Ministerium ist es allerdings nicht gelungen, klare 
Kriterien aufzustellen – für künstlerische und 
nichtkünstlerische Studiengänge, aber auch für 
die unterschiedlichen Möglichkeiten der Studien-
ganggestaltung an den Musikhochschulen, der 
Kunsthochschule für Medien und den beiden 
Kunstakademien; denn dabei handelt es sich um 
ganz verschiedene Typen von Kunsthochschulen. 

An diesem Punkt müssen Sie noch einmal ordent-
lich nacharbeiten, Herr Minister Pinkwart, bevor 
wir an dieser Stelle weiterdiskutieren. – Danke. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. –Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. Damit sind wir am Ende der De-
batte. 

Wir kommen zur Abstimmung. Vom Ältestenrat 
wird die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 14/5555 an den Ausschuss für In-
novation, Wissenschaft, Forschung und Tech-
nologie empfohlen. Wer ist dafür? – Wer ist da-
gegen? – Wer enthält sich? – Damit ist diese Ü-
berweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

8 Gesetz zur Bildung der Städteregion Aa-
chen (Aachen-Gesetz) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/5556 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung in Vertretung von Herrn In-
nenminister Dr. Wolf Frau Ministerin Müller-
Piepenkötter das Wort.  

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! In der Koalitionsvereinba-
rung von CDU und FDP zur Bildung einer neuen 
Landesregierung haben wir vereinbart: Eine 
kommunale Neugliederung wie zuletzt in den 
70er-Jahren wird es in NRW nicht geben. Statt-
dessen setzt die Koalition auf freiwillige, selbst 
gestaltete und effektive kommunale Zusammen-
arbeit. 
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Der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf ist zugleich 
Ergebnis und künftige Grundlage einer solchen 
Zusammenarbeit. Mit ihm haben wir die Überle-
gungen der Aachener Verantwortungsträger zur 
Bildung einer Städteregion Aachen weitgehend 
umgesetzt. Zum Ablauf der Kommunalwahlperio-
de am 21. Oktober 2009 wird mit der Städteregion 
Aachen ein unmittelbar demokratisch legitimierter 
regionaler Aufgabenträger gegründet. Er bildet vor 
Ort eine gemeinsame administrative und politi-
sche Handlungsebene. 

Die beteiligten Gebietskörperschaften können un-
ter den Bedingungen einer europäischen Grenz-
region enger und effizienter zusammenwirken. Sie 
können Synergieeffekte erzielen, Doppelzustän-
digkeiten aufheben und Strategien vereinheitli-
chen. Das alles eröffnet den Entscheidungsträ-
gern vor Ort politische Spielräume. 

Wie wollen wir das erreichen? Die Stadt Aachen 
und der Kreis Aachen bilden einen neuen Ge-
meindeverband, der Kreis im Sinne des Art. 28 
des Grundgesetzes ist. Auf ihn finden die für Krei-
se geltenden Vorschriften entsprechende Anwen-
dungen. Das ist wichtig, weil wir für die Städtere-
gion keine neuen, unnötigen Spielregeln erfinden 
wollten. 

Der Gemeindeverband heißt „Städteregion Aa-
chen“. Er ist Rechtsnachfolger des Kreises Aa-
chen, der aufgelöst wird. Die regionsangehörige 
Stadt Aachen hat die Rechtsstellung einer kreis-
freien Stadt. Die übrigen regionsangehörigen 
Gemeinden haben die Rechtsstellung kreisange-
höriger Gemeinden. Gesetzliche Aufgaben kön-
nen durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Aachen und der Städteregion Aa-
chen den Bedürfnissen der Betroffenen in der 
Städteregion Aachen entsprechend übertragen 
werden. 

Meine Damen und Herren, gerade auf die Bedürf-
nisse der betroffenen Gebietskörperschaften vor 
Ort kommt es an. Sie haben bereits in der Ver-
gangenheit die verschiedensten Formen der inter-
kommunalen Zusammenarbeit genutzt und prakti-
ziert. Jetzt ist es an der Zeit, mit der Städteregion 
Aachen diese Formen der interkommunalen Zu-
sammenarbeit in institutionalisierter Form abzubil-
den.  

Was die Aufgaben der Städteregion angeht, be-
deutet dies den Übergang von mehr als 40 Auf-
gabenbereichen, die zukünftig von der Städtere-
gion auch für das Gebiet der Stadt Aachen wahr-
genommen werden. 

Dazu zählen beispielsweise der öffentliche Ge-
sundheitsdienst, das Veterinärwesen oder die 

Ausländerbehörde, die zukünftig auf die Städtere-
gion übertragen werden. Die Akteure vor Ort 
schließen öffentlich-rechtliche Vereinbarungen, 
die der Gesetzgeber als Anlage zum Gesetz bes-
tätigt. Im Gegenzug haben die Bürger der Stadt 
Aachen genau wie die Bürger der übrigen regi-
onsangehörigen Gemeinden das Recht, den Städ-
teregionsrat und den Städteregionstag zu wählen. 

Die Wahlvorbereitungen zur ersten Wahl zum 
Städteregionstag benötigen einen gewissen Vor-
lauf, den wir so kurz wie möglich gehalten haben. 
Denn auch mit den im Gesetzentwurf vorgesehe-
nen kurzen Fristen muss das Gesetz möglichst 
zum April 2008 verabschiedet sein. Nur so sind 
ordnungsgemäße Wahlen und ihre Vorbereitung 
sichergestellt. 

Besondere Bedeutung kommt den Finanzen zu. 
Grundsätzlich soll die Bildung der Städteregion 
Aachen im kommunalen Finanzausgleich mit dem 
Ziel der Finanzneutralität berücksichtigt werden. 
Das heißt, die Städteregion Aachen erhält dauer-
haft nicht mehr und nicht weniger Schlüsselzu-
weisungen als der Kreis Aachen ohne die Stadt 
Aachen. Das haben die Vertreter der Städteregion 
sowie die kommunalen Spitzenverbände, allen 
voran der Landkreistag, ausdrücklich so gebilligt. 

Gerade für die Kreise in Nordrhein-Westfalen soll 
sich durch die Bildung der Städteregion bei den 
Schlüsselzuweisungen nichts ändern. Die Städte-
region soll für ihren Mut zur Veränderung aller-
dings auch keinem vermeidbaren finanziellen Ri-
siko ausgesetzt sein. 

(Zuruf von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Gleichwohl ist das Leben kein Wunschkonzert. 
Gerne hätte die Städteregion für ihr Gebiet die 
Regionalplanungskompetenz von der Bezirksre-
gierung übernommen. Auch eine ausdrückliche 
Befugnis zum Aufstellen von Masterplänen war im 
Gespräch. Davon hat die Landesregierung aber 
abgesehen. Am Aufbau im Landesplanungsrecht 
soll nicht gerüttelt werden. Wir etablieren keine 
weitere Verwaltungsebene oberhalb der Kreis-
ebene und unterhalb der Landschaftsverbände. 
Das widerspräche unseren Zielen einer einfachen 
und geordneten Verwaltungsstruktur. 

Für die Städteregion Aachen gilt es jetzt, die auch 
in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
liegenden Potenziale zu heben. Das ist in erster 
Linie Aufgabe der handelnden Akteure vor Ort. 
Wir als Landesregierung wollen dabei behilflich 
sein. Deshalb haben wir den Gesetzentwurf zur 
Bildung der Städteregion Aachen vorgelegt. Nun 
muss der Gesetzgeber entscheiden. 
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(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt der 
Kollege Körfges das Wort. 

Hans-Willi Körfges*) (SPD): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! In Anbetracht der 
Tatsache, dass es hier um ein von weitestgehen-
der Übereinstimmung getragenes Vorhaben geht, 
will ich mich auf einige wesentliche Anmerkungen 
beschränken. 

Wir treten heute in die Beratung über das Gesetz 
zur Bildung der Städteregion Aachen ein. Diese 
Stadt, der Kreis und die dem Kreis angehörenden 
Gemeinden wollen politisch und verwaltungsorga-
nisatorisch eine Einheit bilden.  

Dieses sehr ehrgeizige Projekt entspricht dem 
ausdrücklichen Willen aller örtlichen Beteiligten. 
Es stellt aus unserer Sicht – das betone ich an 
dieser Stelle ganz ausdrücklich – einen Sonderfall 
in Nordrhein-Westfalen dar. Wir haben es hier 
nicht mit einem neuen Modell für Verwaltungsauf-
bau in Nordrhein-Westfalen zu tun. Vielmehr wird 
der besonderen Situation einer wichtigen Region 
im Dreiländereck Rechnung getragen. Das Ganze 
hat aus unserer Sicht eine sehr deutliche europäi-
sche und europarechtliche Dimension.  

Gerade die vergleichbaren Entwicklungen in Bel-
gien und in den Niederlanden und hier insbeson-
dere in der Provinz Limburg machen aus unserer 
Sicht den Wunsch nach einer Bündelung und Pro-
filierung der Region im Aachener Bereich nach-
vollziehbar. Wir als SPD-Landtagsfraktion verste-
hen und akzeptieren den Wunsch aller Beteiligten, 
sich dem Wettbewerb in dieser Region zu stellen, 
und wir sind uns sicher, dass das über Partei- und 
Fraktionsgrenzen hinweg genauso gesehen wird. 

In diesem Zusammenhang will ich mir allerdings 
einen Hinweis darauf erlauben, dass in der Regi-
on gerade an führender Stelle Sozialdemokraten 
daran beteiligt waren, sich für eine Stärkung im 
europäischen Wettbewerb auszusprechen. Ich 
nenne insbesondere den Oberbürgermeister der 
Stadt Aachen, Herrn Jürgen Linden, 

(Beifall von Horst Becker [GRÜNE]) 

aber auch den Fraktionsvorsitzenden der SPE im 
Europäischen Parlament, Martin Schulz, sowie 
unseren Kollegen Karl Schultheis. Ich glaube, 
man kann für alle Fraktionen sagen, dass sich 
diejenigen, die örtlich betroffen sind, ins Zeug ge-
legt haben, und dem muss man hier Respekt zol-
len. Ich erlaube mir die scherzhafte Anmerkung, 

dass es unter Umständen für die Qualität des Er-
gebnisses spricht, dass es maßgeblich von unten 
nach oben getragen und nicht ausschließlich im 
Innenministerium vorbereitet wurde, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. 

(Heiterkeit und Zustimmung von der SPD) 

Darüber hinaus halten auch wir es für überzeu-
gend, dass nach Synergien gesucht wird. Die Fra-
ge, ob das auch in anderen Formen kommunaler 
Zusammenarbeit möglich gewesen wäre – Frau 
Ministerin hat einen Hinweis darauf gegeben –, ist 
aus unserer Sicht akademisch. Ich glaube, wir soll-
ten hier weitestgehend dem Willen der beteiligten 
Gebietskörperschaften folgen. Wichtig sind die jetzt 
im Gesetz eindeutig vorgesehenen Festlegungen. 
Wir haben kein Sonderrecht geschaffen. Wir be-
wegen uns im Rahmen der Kreisordnung. Ich finde, 
das ist in Ordnung. 

Des Weiteren gibt es die ausdrückliche Festle-
gung, dass wir uns im Bereich der Kommunalfi-
nanzen auf gesichertem Terrain bewegen. Es gibt 
keine Auswirkungen nach innen oder außen be-
zogen auf den kommunalen Finanzausgleich. Ich 
finde, auch das war eine wichtige Voraussetzung, 
um große Einmütigkeit in der Angelegenheit zu 
schaffen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da wir alle die-
sem Vorhaben positiv gegenüberstehen, sollten 
wir uns im Rahmen der anstehenden Beratungen 
intensiv über die Auswirkungen informieren. Ich 
wünsche, dass es einen positiven Impuls für die 
gesamte Region gibt, und glaube, dass wir uns in 
großer Einmütigkeit auf die Beratungen im Aus-
schuss einrichten können. Ich wünsche dem wei-
teren Beratungsverlauf einen guten Weg. – Dan-
ke. 

(Beifall von SPD, CDU und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Körfges. – Für die CDU-Fraktion spricht 
unser Kollege Einmahl. 

Rolf Einmahl*) (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Das Aachen-Gesetz liegt vor. Der Rahmen 
und die Inhalte sind geschrieben. In Analogie zu 
Neil Armstrong könnte man sagen: ein kleiner 
Schritt für Nordrhein-Westfalen, ein großer Schritt 
für die Aachener Region. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Die Bildung der Städteregion Aachen, deren ge-
setzliche Grundlage wir heute in erster Lesung 
beraten, ist für das Land Nordrhein-Westfalen von 
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untergeordneter Bedeutung. Für die fast 568.000 
Menschen, die in den zehn Kommunen der zu-
künftigen Städteregion leben, ist die Städteregion 
jedoch ohne Alternative. Deshalb waren wir be-
sonders hartnäckig in unserem Bestreben, die re-
gionalen Verwaltungsstrukturen neu zu ordnen, 
was – das war uns immer klar – auch auf Skepsis 
stoßen würde. 

Aachen unterscheidet sich von anderen Regionen 
in unserem Land. Dieser Satz ist nicht Ausfluss 
eines übersteigerten Patriotismus, sondern das 
Resultat eine Bestandsaufnahme. Wir haben an-
dere Rahmenbedingungen und spezielle Proble-
me, aber auch besondere Potenziale. Und um 
diese Potenziale heben zu können, müssen wir 
uns besser aufstellen. 

Die Bildung der Städteregion bedeutet keine 
Gleichmacherei, sondern folgt dem Prinzip „in plu-
ribus unum“ – in der Vielfalt die Einheit –, und ge-
nau das bildet sich im Aachen-Gesetz ab. Der I-
dee und der Weg sind neu und bisher einmalig in 
Nordrhein-Westfalen: Eine kreisfreie Stadt und 
neun kreisangehörige Kommunen bilden eine Ge-
bietskörperschaft, die unter Beibehaltung der 
Kreisfreiheit der Stadt Aachen eine kreisähnliche 
Zusammenarbeit anstrebt. Der Kreis Aachen wird 
aufgelöst und bringt alle seine bisherigen Aufga-
ben in die Städteregion ein, die als Rechtsnach-
folgerin auftritt. 

Die Stadt Aachen überträgt 43 Aufgaben. So wird 
die Städteregion örtlicher Träger der Sozialhilfe. 
Die Städteregion übernimmt die Schulaufsicht für 
Grund-, Haupt- und Sonderschulen. Die Gesund-
heitsämter werden zusammengelegt. Die Aufga-
ben des Chemischen- und Lebensmitteluntersu-
chungsamtes sowie die Veterinärüberwachung 
werden unter dem Dach der Städteregion zu-
sammengefasst. Die Aufgaben der Ausländerbe-
hörden gehen in die Zuständigkeit der Städteregi-
on über. Adoptionsangelegenheiten werden zu-
künftig städteregional geregelt. Die Liste ließe 
sich weiter fortsetzen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, warum 
machen wir die Städteregion? – Diese Frage wird 
uns nahezu täglich gestellt. Ich möchte Ihnen 
meine persönlichen Antworten hierauf geben. 

Warum machen wir die Städteregion? – Weil wir, 
obwohl wir im Zentrum Europas liegen, nicht im 
Abseits enden wollen. Zwar liegt die Aachener 
Region im Herzen Europas und ist Knotenpunkt 
europäischer Verkehrsnetze, doch die politisch 
Verantwortlichen haben erkannt, dass die Zukunft 
der Region Aachen davon abhängt, dass die Zu-

sammenarbeit verstärkt wird und dass wir einheit-
lich auftreten. 

Unsere gemeinsamen Interessen bilden den 
Grundstein für unsere Zusammenarbeit. Sie fin-
den gerade im Hinblick auf die Konkurrenz jen-
seits der Grenzen, wo es bereits größere Zusam-
menschlüsse wie die niederländische Parkstad 
Limburg und die deutschsprachige Gemeinschaft 
Belgiens gibt, nur dann Beachtung, wenn wir den 
benachbarten Gebietskörperschaften auf gleicher 
Augenhöhe begegnen können. Auf diese Weise 
wird auch die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit der Regionen befördert, da die Chancen auf 
Zuschüsse der Europäischen Union, die zuneh-
mend grenzüberschreitende Regionen und Pro-
jekte unterstützt, steigen. 

Warum machen wir die Städteregion? – Weil wir 
sie bereits leben. Erste Erfahrungen auf dem Ge-
biet der Zusammenarbeit wurden bereits im Rah-
men eines Zweckverbandes gemacht: durch die 
Zusammenlegung des Straßenverkehrsamtes, die 
Gründung eines Schulverbandes und die Fusion 
der Sparkassen von Stadt und Kreis Aachen. 

Warum machen wir die Städteregion? – Weil wir 
Mehrwerte ohne Mehrkosten erzeugen können. 
Beispiel dafür sind die Familienkarte, mit der Fa-
milien Waren und Dienstleistungen in den beteilig-
ten Unternehmen günstiger einkaufen können, 
sowie der Handwerkerparkausweis. So gibt es bei 
uns nicht mehr zehn verschiedene Parkausweise 
für Handwerker, sondern nur noch einen, der in 
der gesamten Städteregion gültig ist. Sie können 
versichert sein, dass das Handwerk eine derartige 
politische Hilfestellung begrüßt. 

Warum machen wir die Städteregion? – Weil wir 
eine stringente und transparente Politik machen 
wollen. Die derzeitige Zersplitterung in 23 Koope-
rationsformen und diverse öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen bis hin zur gemeinsamen Müll-
entsorgungsgesellschaft soll beendet und alles 
unter einem Dach zusammengeführt werden. Das 
ist bürgerfreundlich, weil Strukturen vereinfacht 
werden.  

Warum machen wir die Städteregion? Last but not 
least, weil wir effizienter werden wollen. Durch die 
Schaffung von Synergien werden Ressourcen ge-
schont und Geld gespart. Bis zum Jahre 2009 sol-
len 3 % und bis zum Jahre 2014 weitere 10 % an 
Personal- und Sachkosten eingespart werden. 

Der neue Weg, die Bildung einer Städteregion, ist 
sinnvoll und richtig. Wir Aachener aus Stadt und 
Kreis haben uns daher in einem einstimmigen Vo-
tum in zehn Gemeindeparlamenten über alle Par-
teigrenzen hinweg entschlossen, effizientere 
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Strukturen zu schaffen und gemeinsam neue Per-
spektiven zu entwickeln. Aus unserer Sicht gibt es 
zur Städteregion Aachen, zur verbindlichen und 
dauerhaften interkommunalen Kooperation keine 
Alternative.  

Die Landesregierung kennt unsere Probleme, a-
ber auch unsere Potenziale und hat den ebenso 
steinigen wie komplexen Weg mitgetragen. Ich 
danke insbesondere Innenminister Dr. Ingo Wolf 
und Staatssekretär Manfred Palmen für ihre un-
ermüdliche Unterstützung und Hilfe. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Gesetzge-
bungsverfahren werden wir uns sicherlich noch 
über Details unterhalten können, doch wir sollten 
uns im Ziel einig sein: Unser Land lebt von star-
ken Regionen. Stärken Sie uns mit dem Aachen-
Gesetz, dann stärken Sie Nordrhein-Westfalen! 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Einmahl. – Für die FDP-Fraktion hat 
Kollege Engel das Wort. 

Horst Engel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zur Kommunalwahl 
2009 soll die Städteregion Aachen entstehen. Der 
Kreis und die Stadt Aachen sowie die neun ange-
hörigen Gemeinden wollen sich zu einem neuen 
Gemeindeverband zusammenschließen, um en-
ger und effizienter zusammenwirken zu können. 
Kostendruck und demografische Entwicklung ga-
ben den Anstoß.  

Die Landesregierung und der Landtag machen 
jetzt mit dem Artikelgesetz, das wir heute beraten, 
den Weg frei für den neuen einzigartigen Ge-
meindeverband ab der nächsten Kommunalwahl-
periode. Als Vorbilder für diesen Gesetzentwurf 
haben der seit 1974 bestehende Stadtverband 
Saarbrücken und auch die seit 2001 existierende 
Region Hannover gedient. 

Ausdrücklich möchte ich erwähnen, dass durch 
diesen Gesetzentwurf keine neue kommunale 
Gebietsreform ausgelöst wird. Das wollen wir 
wirklich nicht. Das ist auch in Niedersachsen und 
im Saarland nicht geschehen. 

Wir Liberale begrüßen, dass der Gesetzentwurf 
signalisiert, dass freiwillig vor Ort gewollte Lösun-
gen in die Tat umgesetzt werden können, mögli-
cherweise auch – ein Stückchen Spekulation – 
erste Bestrebungen im Lipperland durch die Ge-
meinden Kalletal, Extertal, Barntrup und Dörent-
rup. Das muss man sehen. Ich warne aber – Vor-
sicht an der Bahnsteigkante! –: Die Region Aa-

chen hat bis zum heutigen Tag fast acht Jahre 
gebraucht. Ein Prozess von unten nach oben 
dauert halt. 

Die Stadt und der Kreis Aachen mit seinen kreis-
angehörigen Kommunen planen seit Jahren einen 
engeren zwischengemeindlichen Zusammen-
schluss, um auch gegenüber dem benachbarten 
niederländischen Südlimburg konkurrenzfähig zu 
sein. – Das haben wir hier schon gehört. 

Die politischen Vertretungen von Stadt und Kreis 
Aachen sowie die kreisangehörigen Kommunen 
haben bereits im Jahr 2001 den festen Willen be-
kundet, den Prozess der regionalen Integration zu 
institutionalisieren. Zu diesem Zweck wurde zu-
nächst ein Konvent Städteregion Aachen mit 
35 Delegierten aller elf Gebietskörperschaften ge-
gründet.  

Daraus ist im Jahr 2004 der Zweckverband Städ-
teregion entstanden. Allerdings sind dem Betäti-
gungsfeld eines Zweckverbands – auch nach der 
Möglichkeit der Bildung von Mehrfachzweckver-
bänden nach unserer neuen GO – durch die Re-
form der Kommunalverfassung Grenzen gesetzt. 
Aber wichtig ist: Über 500 kommunale Mandats-
träger wollen jetzt die Städteregion Aachen. Mit 
der Bildung werden Synergieeffekte erzielt, indem 
Doppelzuständigkeiten aufgehoben, Strategien 
vereinheitlicht und politische Spielräume eröffnet 
werden. 

An der Systematik der Landeszuweisungen – das 
haben wir gehört – aus dem kommunalen Steuer-
verbund wird sich in Zukunft nichts ändern. Kon-
kret heißt das in Zukunft, dass Verwaltungshan-
deln weniger teuer und gleichzeitig effizienter 
werden kann. 

(Beifall von der FDP) 

Dies wird zu einer Entlastung der angespannten 
Finanzlage im Raum Aachen führen. Denn von 
den zehn Städten und Gemeinden gelten nur 
Roetgen und Baesweiler als finanziell gesund, da 
sie sich nicht im Haushaltssicherungskonzept be-
finden.  

In die neue Städteregion werden alle Kreisaufga-
ben eingebracht. Die Stadt Aachen wird 43 Auf-
gaben, wie zum Beispiel die Schulaufsicht für 
Grund-, Haupt- und Sonderschulen, die Bearbei-
tung von Elterngeldanträgen oder die BAföG-
Bearbeitung auf die Städteregion übertragen. 

Die neue Städteregion Aachen wird mit 1.130 
Stellen oder 1.500 Personen ausgestattet sein. 
Der überwiegende Teil des Personals stammt mit 
750 Stellen aus der heutigen Kreisverwaltung. Es 
entsteht also eine schlagkräftige Verwaltung, die 
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nach Möglichkeit am Ort der heutigen Kreisbehör-
de konzentriert werden soll. Für den Bürger ent-
stehen dabei keine längeren Wege. Das Massen-
geschäft, also die publikumsintensiven Leistun-
gen, werden weiter dezentral angeboten.  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird eine 
neue rechtliche Qualität geschaffen. Bisher gibt es 
im Zweckverband nur Delegierte. Der Städteregi-
onstag und der Städteregionsrat werden direkt 
von den Bürgern, auch von denen der kreisfreien 
Stadt Aachen, gewählt. Die Bürger bestimmen al-
so in Zukunft über die Mehrheitsverhältnisse im 
Städteregionstag mit. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, insge-
samt werden in Zukunft – das sagte ich bereits – 
die Verwaltungsleistungen bei gleichzeitigem Effi-
zienzgewinn günstiger zu haben sein.  

Ich persönlich schließe noch an, weil Kollege 
Körfges vorhin auch einige Namen herausragen-
der Persönlichkeiten genannt hat: Es ist wohl an-
gemessen, auch Landrat Meulenberg aus dem 
Kreis Aachen anzuführen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Denn gerade mit Landrat Meulenberg geht dort – 
ich sage es einmal so – eine Lebensleistung zu 
Ende. Er war eine treibende Kraft.  

Eine weitere Besonderheit, die sich positiv aus-
wirkt, will ich nicht unerwähnt lassen: Es gibt den 
Polizeipräsidenten der Region, also für die kreis-
freie Stadt Aachen und den Landkreis, und keinen 
Landrat als Chef einer Kreispolizeibehörde. Das 
macht der PP Aachen. Ich vermute, wenn das an-
ders gewesen wäre, würden wir zu dieser Städte-
region nicht kommen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Engel. – Für die Grünen spricht Kollege 
Priggen.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Engel, das haben 
Sie zum Schluss sehr schön gesagt. Ich will das 
auch gleich bestätigen. 

Es ist richtig, wir haben eine gewisse besondere 
personelle Situation, denn sowohl Landrat Meu-
lenberg als auch Oberbürgermeister Dr. Linden 
wurden über lange Jahre von Herrn Einmahl, 
Herrn Schultheis und Herrn Wirtz, von starken 
Kräften aus der Region, unterstützt. Gerade die 
an der Spitze haben oft persönliche Eitelkeiten, 
wenn es in längere Wahlperioden geht. Wir hatten 

die besondere Konstellation, dass für den Landrat 
das am Ende seines politischen Lebenswerks ei-
ne Krönung war. Deswegen ist es völlig richtig, 
dass Sie ihn noch einmal erwähnen. Das sollte 
man auch tun. 

Ich fand es sehr schön – Frau Ministerin, Herr 
Engel, Sie haben es angesprochen – und es war 
schon beeindruckend: Wenn in den Kommunal-
parlamenten über so viele Gebietskörperschaften 
immer Einstimmigkeit unter den Fraktionen 
herrscht, ist das schon eine besondere Sache. 

Wenn sich eine Region so aufstellt und erklärt, 
dass ein solches Zusammengehen für sie gut, 
richtig und vernünftig ist, ist es ein gutes Prinzip, 
dass man dann sagt: Dann macht es, dann pro-
biert es auch! Es gibt eine Reihe von Beispielen – 
das ist schon erwähnt worden –, Einrichtungen, 
die in den letzten Jahren geschaffen worden sind. 
Herr Einmahl hat die Fusion der Stadt- und 
Kreissparkasse angesprochen. Das Straßenver-
kehrsamt ist genannt worden. Das ist ein Quali-
tätsgewinn für alle – für die städtischen Bürger 
und für die Bürger aus dem Kreis. 

Insofern ist es ein richtiger Schritt. Es ist ein be-
sonderer Schritt, weil Aachen natürlich in der 
Grenzregion liegt. Es kommt vieles zusammen: 
die Stadt mit den Grenzen zu den Niederlanden 
und zu Belgien, der Kreis Aachen in der Nordregi-
on – ein ehemaliges Steinkohlerevier mit Struk-
turproblemen, mit der Grube Sophia-Jacoba in 
Hückelhoven sowie der Zeche Anna in Alsdorf –, 
der Kreis im Süden, wunderschön mit dem Natio-
nalpark, aber mit der Eifel natürlich auch eine Re-
gion, die ökonomisch nicht unbedingt die stärkste 
ist. Zwischendrin die Stadt mit ihrer hervorragen-
den TH und dem Bezug in Richtung Jülich. 

Eine sehr schöne Gegend mit bemerkenswerten 
Merkmalen, aber sie steht im Wettbewerb mit den 
Nachbarregionen. Man fragt sich in der Region 
immer: Was machen die Niederländer mit Maast-
richt? Was machen die Belgier im Moment mit 
Lüttich? Da findet in der Euregio ein massiver 
Wettbewerb statt. Die Bildung der Städteregion 
wird – das ist die Einschätzung, die Hoffnung vie-
ler, wenn es weiterhin so konstruktiv betrieben 
wird – einen weiteren Schub in diesem europäi-
schen Wettbewerb bringen. 

Wir werden, auch wenn wir uns in der Region an-
strengen, nie die Größe von Köln erreichen. Das 
muss auch nicht unbedingt sein. Aber man kann 
aus der Aachener Ecke heraus noch viel leisten. 

Letzte Bemerkung. Politisch ist es für mich span-
nend und auch schön: Wir haben im Kreis Aachen, 
seit mehreren Legislaturperioden erfolgreich – 
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auch menschlich erfolgreich –, Schwarz-Grün. Wir 
haben in der Stadt Aachen in der dritten Legisla-
turperiode – besser als jemals zuvor – Rot-Grün. 
Mit Blick auf Herrn Papke kann ich sagen: Zum 
Glück spielen in beiden Gebietskörperschaften die 
Freien Demokraten politisch bisher keine Rolle. 

(Beifall von den GRÜNEN – Dr. Gerhard 
Papke [FDP]: Na, na!) 

– Doch, über die letzten 20 Jahre kann ich das 
sagen. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Das ist kein Ga-
rant!) 

Obwohl man – das muss man fairerweise sagen – 
mit den Kolleginnen und Kollegen der FDP aus 
der Stadt Aachen sehr gut und sehr vernünftig re-
den kann. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Sie haben bisher 
so nett gesprochen!) 

Wir wollen hoffen, dass es mit der Städteregion 
Aachen hervorragend klappt und sich an den poli-
tischen Mehrheiten nichts ändert. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Priggen. – Möchte sich zu dem Punkt 
noch jemand zu Wort melden? – Ich sehe keine 

weiteren Wortmeldungen. Damit sind wir am Ende 
dieses Tagesordnungspunkts angekommen. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/5556 an den 
Ausschuss für Kommunalpolitik und Verwal-
tungsstrukturreform. Wer ist für diese Überwei-
sung? – Wer ist dagegen? – Enthaltungen? – Ein-
stimmig angenommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende 
der heutigen Debatte des Plenartages.  

Die nächste Sitzung findet statt am Mittwoch, 
den 19. Dezember, um 10 Uhr.  

Ich wünsche allen eine angenehme Heimfahrt und 
ein gutes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen.  

Schluss: 15:34 Uhr  

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner.  
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